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zu der vierten Auflage. 
Die Ruhe und Mäfsigung, welche in allen ihren 
Zeilen die vorliegende Schrift darstellt, war, wie 
leicht von Jedem zu erkennen, wenn ihm auch 
die völlig glückliche und unahhängige Lage des 
Verfassers unbekannt wäre, nicht die angenom-
mene Maske eines verkappten Revolutionärs, son-
dern sie ging aus dem Gemüthe Ilnd der innigsten 
Ueberzeugung hervor. Hätte aber diese Ueber-
zeugung in dem Monate October des verflossenen 
Jahres der Verfasser noch nicht gehabt: so würde 
es ihm an Gelegenheit nicht gefehlt haben, solche 
seit jener Zeit zu erwerben. - Welch einer un-
glücklichen Zukunft sieht Europa entgegen, kehrt 
man nicht zu einer Mäfsigung zurück, ohue wel. 
che der Barbarei mit sicherm Schritte entgegen 
gegangen wird. - Nicht da, wo Verzweiflung zur 
Not h weh r treiben köl1n te , ja treiben müfste, 
nicht gegen die Tyranlei des Lusitanischel1 Wü. 
thrichs empören sich d;e Völker; sondern da, wo 
noch keines der Mittel versucht wurde, milde Re-




gen aufzuklären, wo noch lange der Zustand einer 
N oth weh r nicht vorhanden war, der allein eine 
Revolution in den Augen des Klugen und Guten 
rechtfertigen kann. - Aber (sollte man es glau-
beu!) man hat es nicht folgerecht gefunden, 
wenn der Verfasser behauptete (§. 3.), dars zu dem 
gefährlichen Mittel der Aufkündigung des Gehor-
sams nur in dem äufsersten N othfalle ge-
schritten werden dürfe! - "p 0 I i ti k könne nicht 
einschränken, was das Re eh t. gebiete! « - Als 
wenn Moral und Politik nicht oft vorschrieben, 
von dem vollen Rechte nicht Gebrauch zu ma-
ehen; oder als wenn es ein Unrecht wäre, seines 
Rechts sich nicht zu bedienen! - Nicht Ein 'Vorl 
also nimmt der Verfasser von dem zurück, was die 
ihm inwohnende Mäfsigung ihm dictirte. - Spräche 
auch die strenge und starre Theorie dagegen: 
nach den Gesetzen der Moral und nach denen der 
Politik, die mit dieser h i er gänzlich überein-
stimmt, ist Widerstand gegen die höchste Staats-
gewalt nur dan n zu 'biltigen, wenn dieser 
Widerstand als unumgängliche Not h weh r er-
scheint. - Ist aber dieses der Fall, soll das 
Volk in seinen edelsten Rechten unterliegen, tritt 
der Zustand ein, der von,dem Verfasser in dem 
§. 2. dieser Schrift geschildert worden; dann soll 
man Gott, d. i. der Stimme des Gewissens, die 




sehen nicht rauben, mehr gehorchen als den 
GebQten der Macht, und der schon einseitig ge-
brochene Vertrag mufs nun von der andern 
Sei te gekündiget werden. - Dieses Recht hatten 
nicht nur stets die Völker, sondern sie bedienten 
sich desselben anch stets, und es wnrde hestän-
dig anerkannt. Das Hans Oranien brachte es 
gegen die Krone Span i en in Ausübnng, nnel es 
geniefst jetzt die Früchte der Tapferkeit und des 
Edelmuthes seiner Ahuen. Das Haus B rau n ~ 
s.chweig hesitzt, weil das Volk jenes Recht in 
Britannien übte, ein Reich, in ",-elchem die Sonne 
nicht unterg-:ht. Es besafs es schon damahls mit 
dem Anerkenntnisse aller Völker der Erde, als 
noch der letzte der S tu ar te im Exile vergeblich 
den Majestäts- Titel führte 1). Wer möchte von 
dem politischen 'Vahnsinne hesessen seyn, der 
Niederlande und Grofsbritanniens Monarchen U-
surpatoren zu nennen? - Oder wäre es mög-
lich, dafs dasjenige, welches Anfangs Unrecht war 
(wie durch eine civilrechtliche Verjährung), im 
Laufe der Jahrhunderte sich in Recht verwandeln 
könnte? - Diefs möchte nur behaupten, wer 
schlösse, die Griechen hätten die Türkische Ty-
rannei anerkannt, un~ mit ihren Unterdrückern 
einen Staatsvertrag abgeschlossen, weil sie 
nicht sammt und sonders den T ud einer drücken-




nen Zustand, wo Widersetzung gegen die Staats-
gewalt Recht wird, führt jedoch diese Widerse-
tzung, iu der Regel, die gräfslichsten Uehel her-
bei; daun mufs es auch mit Deutschem Sinne 
nich t nur v öllig verträg li ch seyn 2), son-
deru sogar von diesem gehoten werden, warnend 
dea Fürsten zuznrufen: "Geht zu Revolutionen 
keine Veranlassung,« und den Völkern: )J Nur im 
äufsersten Nothfalle hedient euch eines Rechtes, 
durch dessen Anwendung grenzenloses Unglück 
herheigeführt werden kann." - Wer in diesem 
doppelten Zurufe nicht die Stimme des Rechts 
und der Wahrheit, nicht den innigen Wunsch, 
zu versöhnen, sondern "llangel an Deutschem 
Sinne" erkennet, den hat eine stiefmütterliche 
Natur entweder am Kopfe oder am Herzen ver-
wahrloset; wohei doch keines weges zu leugnen 
steht, dafs, in seltenen Fällen, noch ein Drittes 
denklieh ist: dafs nämlich übermäfsige und falsch 
gerichtete SpecuIationen (mögen sie nun philoso-
phischer oder theologisch -mystischer Natur seyn), 
oder auch ein zu nahe liegendes, den Geist gleich-
sam hetäuhendes Beispiel ein ähnliches Resultat 
hervorbringen können; und dieses wird dann der 
Verfasser geru annehmen. ""Vie Mancher ist nicht 
durch die Apokalypse zum Wahnsinn hinge-
rissen? Mitleidend mufs man also auch auf die-




Schuld in emen solchen Zustand von Geistes_ und 
Körperschwäche geriethen, dars sie den bildliehen 
Aussprucll: "den linken Backen darzubie-
ten, wenn der rechte geschlagen wird, .. 
in Beziehung auf die Schläge der Staatsgewalt 
wörtlich angewandt wissen wollen. Man kann ih-
nen diese Hingehung gönnen, durch welche sie 
doch gemeiniglich an pecnniären Vortheilen zu ge-
winnen hofTen, was sie an Ehre verlieren. 
Eine Menge von Staatsverfassungen ent-
stand, wie sich historisch danv~isen läfst, du rc h 
Vertrag, sie entstanden und entstehen noch jetzt 
so unter uns ern Augen 5). Der gleiche Ursprung 
der ersten Vereinigung zu einem Staate, 
abgesehen von der Verfassung desselben, ist schwe-
rer nachzuweisen, und es ist hier, mit sehr sel-
tenen Ausnahmen, eine Rechtsfiction zu Hülfe 
zu nehmen. Diese ist aber, wie so oft gezeigt 
worden, und wie auch der Verfasser dieser Blät-
ter in der Kürze gezeigt zu hahen glaubt, so na-
türlich, dafs sie sich gleichsam von selbst darbie-
tet. Dessen ungeachtet hat diese Theorie sowohl 
der äufsersten Rechten als der äufsersten 
Linken mifsfallen: die Einen fürchten für die 
Rechte des Volkes, flie Anderen für die Rechte 
des Fürsten. Beide vergeblich; wenn sie nur in's 
Auge fassen, dafs hier nicht eine Menge physi-




Volk); sondem dars nnr zwei moralische Perso-
nen gegen einander über zn denken, und dafs eine 
schroffe Consequenz durch die Vorschriften der 
Moral nnd Politik, wie gezeigt worden? ausge-
schlossen .wird. Oft ist aber auch die Absicht 
jener U Itr.a' s nur, zu zeigen, dars sie weiter 
sehn, als Männer, deren Namen alle Zeiten und 
alle Länder feiern. und die zum Theil der Ver-
fasser augeführt hat. Fri edrich der Grofse 
kannte die Rechte der Könige, und ein Pölitz, 
ein Krug sind wohl berechtigt, über sie zu phi-
losophiren. 
Grausen erregend ist es aber iu der That, 
wenn den Völkern das Recht eingeräumt und vor-
gepredigt wird, eine bestehende Verfassung ders-
halb angreifen zu dürfen, weil sie be s s e r se yn 
könnte, obwohl die oberste Staatsgewalt so re-
giert, dars der Staatsbürger den Zweck erreicht 
sieht, wefshalb er im Staate lebt. Dieses Bestre-
ben des Fürsten, Ruh e zu er h 31 te nun d GI ü c k 
zu verbreiten, nennt man ein gefährliches Be-
glückungs-System! - 0 wäre es stets geübt, 
man würde das "Vort Staats-Revolution nicht 
kennen!-Komm zurück, du "Vonne des l\Ien-
schengeschlechts, wir wollen, so lange du 
lebst, dich, gleich einen Unsterblichen, ehren und 
lieben, freilich in noch höherem l\Iaafse, wenn du 




eIDem Domitianus sicher stellt; aber mit Feuer 
und Schwert werden wir nie gegen einen Ti-
tu s uns auflehnen! - Dars sich übrigen; hier 
verstehe, die Verfassung müsse von der Beschaf-
fenheit seyn, dars der Zweck des Staatsverbandes 
durch sie erreicht werden, dars der Mensch sich 
in seiner Menschennatur entwickeln könne, ver-
steht sich von selbst. Wer würde der schwar-
zen Bevölkernng einer westindischen Insel das 
Re c h tabstreiten, die Freiheit zu vindiciren, die 
ihr gegen Gott nnd Natnr genommen wnrde, wenn 
gleich die Verfassungs - Gesetze der Insel entge-
genständen, und sich Alle glücklich (aufser den 
Sklaven) bei dieser Verfassnng befänden? - Diese 
hätten vielmehr sehr ernstlich zu überlegen, ob 
sie Hoffnuug haben, zu siegen, oder ob es nicht 
gerathener sey, die Entwickelung der Zeiten zu 
erwarten, um mit dem Leben auch nicht die Hoff-
nnng zu verlieren. Ein Code noir bindet sie 
nicht, eben so wenig der Ausspruch: ihr Knech-
te (Sklaven) seyd unterthan euerm Her-
re n. - Welch eine politische Raserei wäre es 
aber: um die Hoffnung des allerdings edelen und 
erhebenden Vergnügens zn haben, in dem Besitze 
einer regelgerechten Charte zu seyn - und worin 
besteht eine solche? - gewisse Vortbeile auf-
zugeben! - Das Glück der Gegenwart aufzuopfern 




der Zukunft! - Der gememe Menschenverstand 
ist nicht so gemein, als es sein Name anzudeuten 
scheint. Er erkennet sofort: Unter einem Ti-
tus, unter einem Trajan, Nerva, Hadrian, 
Antonin, Marcus Aurelius zu rebelliren, 
bleibt ein Verbrechen, eb en so sehr, als es eine 
Pßicht ist, sich einem Calligula, einem Ne ro, 
Domitian, Commodus, einem Dom Miguel 
entgegen zu stellen. Man nenne dieses eine in-
consequente Philosophie: sie ist die eines jeden 
Verständigen +). Wem dieses nicht die innere 
untriegliche Stimme zuruft, der ist zu beklagen! 
- Fern sey Heuchelei, fern aber auch Alles, was 
das Wohl des Ganzen ohne N oth gefährdet und 
eine Nation, einer Theorie wegen, ins Unglück 
stürzt. - "Der Geist der Reformen,,, sagt ein 
ausgezeichneter Americanischer 1\Iinister, " welcher 
sich in der gam.en Welt wirksam beweiset, ist 
das nothwendige und natürliche Ergebnifs der 
Fortschritte der Cultur des 1I'Ienschengeschiechtsl 
also der Industrie, des Nationalwohlstandes, der 
-VVissenschaften. - Wenn, wie das Interesse der 
Regierungen es erfordert, Ackerbau, Handel und 
Manufacturen fortschreitend der Vollkommenheit 
näher gehracht werden, so kann man sicher be-
haupten, dars :lUch die politische Verbesserung 
(oder mit andern Worten, die Verfassungs-Ange_ 




mer mehr Boden gewinnen; ja~ dafs sie sogar auch 
in solche Gegenden eindringen wird, wo noch das 
Volk zu ungebildet ist, um sich nur einen Be-
griff von der Existenz eines solchen Segcns zn 
bilden." 5) - Nichts wird h i er also versäumt, 
und die Zeit wird schon schaffen. 
So möge denn dieses Büchlein zum vierten 
Mahle in die Welt gehen, unverändert in den 
aufgestellten Grundsätzen. Sie sind die der Wahr-
heit und des Rechts; befolgen sie Fürsten und 
Völker: dann wird das Wort Revolution nur 
noch in der Geschichte vorkommen, und wird 
nicht ferner, ein schreckender Dämon, seine blu-
tigen Fasces und das mordende Beil über den 
Häuptern der Fürsten und der Völker schwingen. 
Es war bei dieser Schrift die Absicht des 
Verfassers - entgegcn dem gewöhnlichen Bestre-
ben der Schriftsteller, sich nöthigenfalls das Ge-
danken-Eigenthum 3n ihren Werken zn vin-
diciren - überall darzuthun: er sage nichts 
Neues, sondern die gröfsten Geister aller Zeiten 
(nicht also, wie Herr von Haller meint, nur die 
nenern Philosophen und Encyclopädisten) 6) haben 
schon längst dasselbe gesagt, was er darlege. Un-
zweckmäfsig würde es seyn, die Masse der Be-
lege in dieser Hinsicht in das Unendliche zu ver-




Allegate -: dennoch aber hat der Verfasser es 
sich nicht versagen können, annoch einige gewich-
tige Autoritäten, und nnter diesen vorzüglich die 
des Hm. v. Haller selbst, dieser nenen Anflage 
hinzuznfügen 7); und da man ihn öffentlich auf-
gefordert hat, -gegen den Geist der Zeit (wie man 
glaubt) der Bibel nicht zu vergessen, so macht 
er die Supernaturalisten schon hier in der 
Vorrede darauf aufmerksam, dars das Reich S a-
lomo's defshalb zertheilet ward, weil R.eha-
be am , verschmähend den Rath der Alten und 
Weisen, jungen Thoren folgte, und dem bitten-
den Volke antwortete: 
"Mein Vater hat euer Joch schwer gemacht; 
"ich will's noch schwerer über euch machen; 
"mein Vater hat euch mit Peitschen gezüch-
"tigt, ich aber will euch mit Skorpionen züch-
"tigen." - Da fiel Israel ab. - Es kam aber 
Gottes "\'Vort zu Semaja, dem Mann Gottes, 
und sprach: " Sage .. Rehabeam , dem Sohne 
"Salomo, dem Könige Juda, zum ganzen J u-
» da und Benjamin und dem andern Volk, 
"und sprich: Ihr solltet nicht hinaufziehen 
"und streiten wider eure Brüder (die abge-
"fallenen) Kinder Israel; ein Jeder gehe wie-
"der heim: denn solches ist von mir 
" g e s c h ehe n." 8) 




hova's des Abfalles von dem Hebräischen Dom 
Miguel zu erkennen. - Und wie könnte Jehova 
gemifsbilligt haben, was die menschliche Natur-_ 
sein heiliges Werk - so laut ausspricht! Aber 
nicht minder heilig ist der Ausspruch des edel-
sten und erhabensten Menschenfreundes: "G ehe t 
dem Kaiser was des Kaisers ist;" uud nie 
wird sich der "Verfasser dieser Zeilen mit der zer-
störenden Idee hefreunden, dars auch selbst ein 
gauzes Volk (wäre dieses Undenkliche denkIich) 
einem Alexander I. oder einem Leopold von Tos-
cana - um nur der Todten zu erwähnen und 
nicht der Schmeichelei verdächtig zu werden -
den Gehorsam kündigen dürfe. Es wäre dieses 
ein Verhrechen; denn auch Völker können Ver-
brechen hegehen. 
So wahr ührigens ist, was ich in der Vor-
rede zur dritten Auflage von den Hallerianern 
sagte (wenigstens von ~ Aen Staatsmännern und 
Staatsrechtsgelehl,ten, die vulgo so genannt wer-
den), so wenig ist dieses von dem Herrn "0 n 
Hall er selbst wahr. Dieses hier öffentlich zu 
bekennen, halte ich für Pflicht. Ein genaues Stu-
dium seines berühmten Werkes, welches wenig 
geIuen in meiner Bihlioth ek stand, Res ta u-
ration der Staalswissenschaften, hat mich 




ner Schrift aufstellt, gen au eben so beantwortet 
WIe diese. - Die Auszüge, welche ich in den 
_ Zugaben aus jenem Werke mittheile, beweisen 
dieses klärlich. Unstreitig hat man dem Herrn 
von Haller vielfach grofses Unrecht gethan -
wenn gleich nicht den Hallerianern. Hier wer-
de jenes Unrecht, so viel von mir abhängt, gut 
gemacht. Es soll jedoch keinesweges in Abrede 
gestellt werden, dars das erwähnte W erk desseI~ 
ben eine Menge unhaltbarer und pietistischer Aeu-
fserungen enthalte, deren Aufzählung und Wi-
derlegung nicht hierher gehört. 
Wolfenbüttel, im April 1831. 
v. Strombeck. 
1) Nur der Pabst zögerte in der Anerkennung, wie er gezö-
gert hat eiuen König von Preufsen anzuerkennen. 
2) "Väre dieses dem deutschen Sinne entgegen, wie 
mit einer Heuchelei behauptet wurde, die nicht wenigtr lächerlich 
als nachtheilig ist, so war es auch dem deutschen Sinne entgegen, 
.... enn der J.öoigl. Säcbsische Oberhofprediger Dr. von Ammon 
in überfüllter Hofltirche, in seiner Landtagsrede sich folgendermaa-
!sen ausdrückte: "Bürdet man doch der Zeit, die immer gleich 
.. uilSchuldig und tadellos ist, nicht manches auf, was nur die 
.. Schuld einzelner Menschen ist; kann man diejenigen freisprechen, 
.welche die öffentliche Uoznfriedenheit gereizt und hervorgerufen 
,.haben; gereizt durch ungleiche Lasten, welche sie auflegten, durch 
"Waflenzwang und Heeresdruck in der Stille des Friedens, durch 
"Hemmung des Gewerbfleifses, des Handels und Gedankenlausche., 
.hervorgerufen durch slolze Verachtung der öffentlichen Meinung, 
»durch Kraftlosigkeit des gegebenen Wortes, durch bürgerliche 
.und kirchliche Gesetze, die alles höhern Geistes und Zwedes er-




.chu das GFUndeigenthum berabdriickt, das bewesJiche Eigenthum 
»nrschliugt, das öffentliche Vertrauen schwächt, ja selbst in Furcht 
.'und in Schrecl.:en verwandelt.« - GewiCs wird solch eine lraft-
TaUe und &eitgemäfse Sprache - zeitgemäfs, weil auch die Herr-
schenden zu lernen haben - von jenen Undeutschen "un_ 
deutsch .. genannt. 
3) Die neueste Verfassung Würlembcrgs ist durch einen Ver_ 
trag der königlichen Commissarien mit den sländiscben Abgeord-
neten zu Stande gekommen, auf gleiche Ar!. die von Hessen-Cas-
seI. Die gegenwärtige Verfassung von Grofsbritannien beruht auf 
einem Vertrage des Britischen Volkes mit dem Prinzen Wilhelm 
von Oranien u. s. w. Mehrere Beispiele s. in Hermes IV, 86-, 
in Klüber's öffentlichem Rechte des Deutschen Bundes, §.81., 
u. Ar et in' s Staatsrecht der conslitulionellen Monarchie, Theil I. 
S. 11. (Altenburg, 1824.) 
4) La morale (1ppliquie a la politique par Jouy (Paris, 
18.22.) Tom. I. p. 8.3. - Titus halte sich auf seinem Todtenbdte 
nur eine einzige böse Handlung in einer Regierung von 42 Jah-
ren vorzuwerfen. Als seine Krankheit gefährlich zu werden he-
gann, strömten die Bürger, Weiber und Kinder zU den Altären; 
jeder bot sein Leben zum Sühnopfer für den geliebten Fürsten dar. 
- Dieses war der Natur gemäfser, als gegen ihn zu rebeUiren und 
Ton ihm eine Constitution mit Gewalt zu fordern. 
5) Aretin's Staatsrecht, I, 119 Cf. 
6) Restauration der Staatswissenschaften, Tb. I, Vorrede. 
7) Ich möchte dieses mit folgenden Worten des Herrn von 
Haller rechtfertigen: "Die vielen Anmerkungen und Glate sind 
beigefügt worden, um theils bei angeführten Thalsachen mit deut-
scher Ehrlichkeit die Beweise zu liefern .•..• oder weil U e-
hereinstimmung derWeisen und Gelehrten verschie-
dener Zeitalter auch eine Leiterinn der ""Vahrheit 
i.t.- Restauration der Staatswissenschaft, 1. Band, Vorrede, S.LV. 





zu der ersten Auflage. 
Die Blätter, aus welchen der nachfolgende Auf-
satz besteht, hingeschrieben in wenigen Tagen, 
enthalten nichts Neues. Sie stellen staa~l'echtlich 
dasjenige dar, welches zu allen Zeit.en vonW ei", 
sen und von Königen, die Weise waren, für 
Recht anerkannt worden. Die Anmerkungen, 
welche hin und wieder den Text fast erdrücken, 
sollten ehen darthuu, dars der Verfasser nichts 
Neues sagte; einigemahl legen sie auch abwei-
chende Meinungen dar, die vielleicht Manchem 
mehr gefallen, als die des Verfassers. Er wollte 
so darthun, dars er nur die Erörterung wichtiger 
Fragen und die Ausmittelung der Wahrheit be-
zwecke. Der staatsrechtlichen AusfUhrung sind 
einige Winke, hergenommen von dem, was die 
Staatsklugheit gebeut, hinzugefügt. 
Der Verfasser haue lediglich, bei der Ausar_ 
beitung dieser Abhandlung, die Ahsicht, in weni-
gen, aber klaren '\'Yorten zu entwickeln, was so 
vielfältig verkannt wird. Er hat sich bemühet, 
auf das Einfachste das ,\,Yesen der ohersten 
S t a a t s ge wal t darzustellen, ihre Heiligkeit zu 




Umständen es allein dem Volke erlauht seyn kön~ 
ne, zu dem gefährlichen Mittel zu schreiten, ihr 
den Gehorsam aufzukündigen. - Ein Extrem, wel~ 
ches so gräfslich ist, dafs der Kluge davor schau-
dert, und es Fällen vorhehält, die (Dank der Vor-
sehung !) &ich kaum nach Jahrhunderten wieder-
holeu. 
Unendlich glücklich würde sich der Verfasser 
achten, könnte er glauhen, dars seine Worte dazu 
heitragen würden, die Fürsten Deutschlands zu 
üherzeugen: Nichts sey nothwendiger. als 
ein Bundesgericht 1). Wäre ein solches vor-
handen, könnte auch ein von dem Fürsten unter-
drücktes Volk, durch seine Repräsentanten, ja 
seIhst ein gemifshandelter Ein z eIn er, Recht und 
Gerechtigkeit bei einem obersten Gerichte finden: 
da nu könnte eine Not h weh r (in dem Sinne, wie 
sie hier genommen wird) nie rechtlich begründet 
erscheinen, uud jeder Aufstand gegen die höchste 
Gewalt wäre Hochverrath. So lange aber den 
Völkern Deutschlands diese Garantie ihrer Sicher-
heit nicht geworden, so lange sie nicht ein Ge-
richt anrufen können, wenn ihnen das Edelste 
von der Staatsgewalt genommen werden soll, Jäfst 
sich nicht leugnen (so ungern der Staatsrechtsge-
lehrte das schaudererregende Wort aussprechen 
wird), dars Fälle leider eintreten können, wo 





ist keine neu e L ehr e, WIe nachfolgende Blätter 
zeigen, sondern eme sehr alte. Es thut Noth, sie 
frei auszusprechen, um möglicher Weise gegen 
den Egoismus - und doch seIhst zu dem Besten 
dieses - das Gute herheizuführen. 
Wolfenhüttel, 1m October 1830. 
F. K. von Strombeck. 
1) Es zeigt nur von grofser und fast schimpflicher Unkunde 
in den neuesten Staatsverhandlungen , wenn man diesen hier aus-
gedrückten \'Vunsch als etwas ganz Abnormes und Unausführba-
res betrachtet; denn bekanntlich war es das an der Spitze der Eu-
ropiiischen Civilisation und CuItur stehende Preufsen, das auf 
dem Wiener Cougresse die Nothwendigkeit eines permanenten 
Bundesgerichts auf das lebhafteste darstellte, und zwar nament-
lich für den hier vor Augen liegenden Faß. - Einige Notizen hier-
über hahe ich in dieser 4ten Auflage anzuführen für nöthig geachtet, 
da die Wieuer Congress-V erhandlungeu bei Manchen so schnell in 





zu der zweiten Auflage. 
Diese zwei t.e Auflage, erforderlich zehn Tage 
nach Erscheinung der er s te n, zeichnet sich von 
dieser nur durch ein Paar Zusätze und durch Be-
richtigung einiger Druckfehler aus. - Unmöglich 
kann ich aber hier verschweigen, mit welchen Ge-
fühlen des Danks und der Freude ich binnen je-
nen zehn Tagen von so manchem, mir persönlich 
unbekannten, würdigen J\Ianne wohlwollende Worte 
der Zustimmung und Aufmunterung, schriftlich zu-
gesandt, empfing. Auch nicht Eine Stimme der 
Mifshilligung meiner patriotischen Offenherzigkeit 
ist mir kund geworden. Glückliches Zeitalter, wo 
es wenigstens erlaubt ist, ohne Anfeindung zu 
dulden, di,e Wahrheit zu sagen! 1) 
'\'Yolfenbüttel, am 24. N ov. 1830. 
F. K. von Strombeck. 
1) Diese Expectoration war zu voreilig. Nicht von einer 
Seite sind dem Verfasser jetzt Zuschriften zugekommen, wodurch 
ihm vertraulich eröffnet wurde: dafs Friedrichs des Grauen Ansicht 
von der höchsten Gewalt jetzt 0 b sol e t geworden sey. - Auch 
öffentlich ist sein Heft nicht ohne Anfechtung geblieben. - Der 
Beifall der edelem, in je der Hin s ich t gemäfsigten MeLrheit ge-
nügt ibm. Ein Ultra, er mag auf der rechten oder linken Seite 





zum dritten Abdrucke. 
Da der Drucksatz der zweiten Auflage dieses 
Werkchens in der Officin stehen gelassen war, 
so wurde gewünscht, dars ich genehmigen möge, 
dafs die Z us ätze, welche ich für die dritte 
Auflage hestimmt haUe, nicht eingeschaltet, 
sondern dem Texte der zweiten angehängt wür-
den 1). Ich war hiermit um so mehr einverstan-
.un, da diese Zu s ätze gröfstentheils aus An.;. 
merkungen bestehen, mit welchen das ansprnch-
lose Heft schon mehr als zn viel überhäuft ist. 
Diese neuen Anmerkungen bestehen vorzüglich in 
Aussprüchen K ru g s. Ich bediente mich ihrer 
früher nicht, da Krug mit Recht den liberalen 
Schriftstellern zugezählt wird, und ich es für an-
gemessen hielt, meine liberalen Behauptungen mit 
Aussprüchen solcher Schriftsteller gleichsam zn 
waffnen, die, wiewohl gewifs nicht servil, doch 
jenes Titels entbehren 2). Nichts wäre ferner leich-
ter, als aus dem vorliegenden, sehnen bingeschrie_ 
benen Hefte eiD Buch zu machen. Doch, ich 
lasse es hei dem H e f t ehewenden, und erfülle 




welcher in eIDern an mich gerichteten Briefe sich 
folgendermaafsen äufsert: 
"Unter den politischen Parteien unserer 
"Zeit ist Ein e, welcher mit philosophischen 
"und historischen Beweisgründen schwer bei-
"zukommen ist, weil sie solchen, mit der 
"Anschuldigung der Revolutionssncht, ein su-
"pernaturalistisch - politisches System entge-
"gensetzt. Ihr Hauptorgau ist Haller in 
"seiner "R es ta urat i on der S taatswi s-
»sensehaft." "\Velchen Einflufs dieses Sy-
"stem auf die neueste Politik hat, beweiset 
"die Zeit. Wenn nun, nach dem Glau-
"bensbekrnntnisse dieser U I t r a' s, die ganze 
"Idee von einem dem Staatsverbande zum 
»Grunde liegenden Vertrage bestritten wird, 
"SO schliefst das vorgetragene Panier eines 
»von der Gottheit den Uegenten ertheilten 
"unbediugten Auftrages jede Bestimmnng der 
" Volksrechte und der besten Art, sie geltend 
"zu machen, aus. - Diesen Sündern wird 
"der Cyklus Ihrer politischeu Untersuchun-
"gen zum Aergernisse gereichen, ohne dafs 
"sie dadurch gebessert werden. - - - Ge-
»rade dieserhalh hätte ich gewünscht, dafs 
uSie einen Paragraph den HaJIerianern 
»gewidmet hätten." 




des genüget; aber wie läfst sich mi t Jemand di-
sputiren, dem man dasjenige nicht einräumt, weI-
ches er als Axiom hinstellt. 5). - Ueherdiefs 
habe ich in dem vorliegenden Hefte jede Pol e-
mik vermieden, und nur für den gesunden Men-
schenverstand, aus diesem, meine Folgerungen, wie 
ich es zeitgemäfs bielt, entwickelt. Die vielen 
Ci tat e sollten heweisen, dars, weit entfernt ich, 
sage etwas Neues, es vielmehr etwas sehr Al-
te s sey. So mag es denn auch dahei hleihen. 
Uehrigens ist es sehr wohlthuend, wenn ei-
ner der edelsten und mächtigsten Könige der Er-
de, ein Wilhelm der Vierte, anerkennet, dafs 
die Beschwerden eines von seinem Souveraine ge-
drückten und gemifshandelten Volkes nicht nur 
"gerechte Beschwerden" seyen, sondern ei-
nem solchen auch "S c hut z und Bei s t a n d" zu-
sagt 4). - Ein solcher König ist ein Vollstrecker 
des Willens der Gottheit, aher kein Halleriscber 
Despot 5). - Er tröstet ein unglückliches Volk, 
wenn man es, wie nicht undeutlich geschehen, 
mit den Aufwieglern von Brüssel, Aachen und 
EJherfeId in eine Classe stellen will 6). 
'\'VolfenbütteJ, im December 1830. 
F. K. v. Stromheck. 
1) Diese, vielleicht nur zu sehr vennehrten Anmerkungen sind 
jetzt an ihren gehörigen Stellen eingeschaltet. 




anzuführen, die, zU grofscr Freisinnißkeit wegen, nicht wohl gelit-
ten sind, z. B. Hubert's Languet's Werk: f7indiciae contra 
tyrann os , sive de principis in populum, Pl!pulique in princi-
pem lcgitirna potestate, Stephano Junio Bruto Celta auctore. 
Edinhurei, anno 1579. - Die Fragen, welche dieser Schriftsteller 
abhandelt, sind folgende: 
L An suhditi tcneantur aut deheant Principibus ohedire, 
si quid contra legern Dei imperenti' 
II. An liceat resistere Principi, leeem Dei ahroeare vo-
lenti, ecclesiam vastanti? Irem, '1uihus id, quo modo, 
et quatenus i' 
III. An, et quatenus Principi rem puhlicam aut oppri-
menti aut perdenti resistere liceat i' Ite"., quihus id, 
quo modo et jure permissum sit i' 
Ir. An jure possint, aut deheant vicini principes aux.7ium 
ferre aliorum principum suhditis, relieionis purae cau-
sa afflictis, aut manifesta tyrannide afflictisi' (Das 1n-
terventionsrecht. ) 
3) Dem Wunsche meines Freundes ist jetzt in sofern genügt, 
dafs die Theorie des Herrn von Hall er über die in dieser Schrift 
abgehandelten Gegenstände ausführlich dargestellt ist, und zwar mit 
dessen eigenen \Vorten. - Hieraus wird man erkennen, dafs Herr 
von Haller im Wesentlichen kein Hallerianerist, sondern 
dafs seine Grundsätze von den in dieser Schrift aufgestellten nicht 
sehr abweichend sind; wodurch das hier Gesagte berichtigt wird. 
4) Rescript Sr. Maj. des Königs von Grofsbritannien an die 
Braunschweigische Landschaft, d. d. St. James, den 21sten Novem-
ber 1830. 
5) Diese Worte nehme ich zurück. Herr von Hall erbe. 
günstigt nicht, wie mancher der sogenannten Hallerianer, mit 
denen er hier verwechselt ist, den Despotismus. - Er erlaubt, ja 
eI" billigt, den "\Viderstand als N othwehr, und stimmt hierin 
ganz mit dem Yerf. diese I" Abhandlung überein. 
6) Hallische Allgemeine Lit.-Zeitung, Dec.1830. NI". 221-225. 
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Unter allen Fragen, welche den Staatsrechtsgelehr-
ten beschäftigen können, möchte es wohl keine ge-
ben, die zu erörtern und zu beantworten bedenk-
licher wäre, als die: 
Was ist Rechtens, wenn der rechtmäfsige 
Regent (das Staatsoherhaupt) dem Zwecke des 
Staats (Herrschaft des Rechts) 1) entgegenhan-
delt? - Wenn er namentlich sich anschicket, dl'e 
Verfassung des Staates umzustürzen? - Wenn 
er aus einem Monarchen sich zu einem De-
s pot e n machen will? - Wenn er sich also als 
einen Feind des Menschenllereines darstellt, des-
sen Beschützer er seyn sollte? - Man mag hier 
hinblicken wo man will, so schaut man Felsen, 
die zu übersteigen unendlich schwierig uud gefähr-
lich ist. - Nicht, dars die Frage an sich schwer 
zu beantworten wäre: die Theorie ist vielmehr 
leicht; schwierig, ja gefährlich, nur ihre An we n-
dung. 
Gegen das Wesen des Staates würde es seyn, 
einen leidenden Gehorsam zu predigen: zu 
behaupten, das V olk habe nur zu dulden und 
vom Schicksal bessere Zeiten zu erwarten. Wer 
dieses behauptete (leider ist dieses geschehn), der 
würde zugleich aussprechen: nur der Mon are h 





ten 2): oder mit andern Worten: das Volk sey 
des Fürsten Eigenthum. Diese Lehre würde 
zwar den Despoten und ihren Ministern sehr ge-
fallen; sie handeln darnach und hahen zu allen 
Zeiten darnach gehandelt: aber unmöglich kann 
sie dem Menschenfreunde und Weisen zusagen. 
Läfst sich gleich nicht leugnen, dafs auch der Sie g 
Staaten zu erschaffen und zu vergröfsern vermöge; 
wenn nämlich V 0 I k gegen V 0 11: im Kriege stand; 
dars es auch s t ills chweigende Unterwerfun-
gen gebe, und dars also der Staatsverhand auch 
ohne ausdrücklichen Vertrag geknüpft werden kön-
ne 5): so ist es doch ehen so gewifs, dafs der ein-
mahl hestehende Staat so hetrachtetwerden müs-
se, als sey er durch Vertrag entstanden. Der 
Ul'Sprung der Staaten mag gewesen seyn, weI-
chen man wolle, wie die Bedürfnisse und die 
Umstände ihn mit sich gebracht haben; so mufs 
man, wenn in der Idee über den Ursprung und 
die Natur der Staaten nachgedacht wird, dieseIhen 
nach Grundsätzen erörtern, die da beweisen, dafs 
vernünftige und freie Wesen solche Vereine 
nich t allein s chI i e f sen dürfen, sondern auch 
schliefsen sollen 4). - Nur auf diese Weise kann 
das Institut, welches man S ta at nennet 5), als ein 
rechtlich begründetes Institut erscheinen. Wollte 
man das Gegentheil annehmen, so müfste es auch 
auf der einen Seite der Staatsgewalt, auf der an-
dern den Unterthanen stets erlaubt seyn, die sie 
trennenden Grenzen zu ühersthreiten; die Gewalt, 




nen, oder, auf der andern, sich zu jeder Zeit dem 
Gehorsam zu entziehen. Herrscher und Beherrschte 
wären in stetem Kriege begriffen, ein Waffen.,. 
stillstand könnte höchstens vorhanden seyn, und 
so wie sich eine Gelegenheit darböte, schrjtte der 
Eine, ohne ein Recht zu verletzen, in das Gebiet 
des Andern. Wenn von den Vertheidigern der 
absoluten Monarchie behauptet wird, der Herr ... 
scher sey nur Gott verantwortlich,·· so darf man 
billig für das Volk eine gleiche unmittelbare Ver-
antwortlichkeit in Anspruch nehmen. Ueherdief$ 
haben jene Vertheidiger auch schon defshalb nicht 
Ursache auf ihrem Argumente zu bestehen, weil 
eben jene nur den höhern Regionen gewidmete, 
und aller irdischen Controle ermangelnde Verant-
wortlichkeit einer von den Hauptgründen ist, wo-
durch die Völker bestimmt werden, eine verän-
derte Staatsform und eine solche Regierung zu 
wünschen, die auch den Menschen verantwortlich 
seyn will 6). - Als 0, zum ei gen e n Be s t e u 
der Regenten mufs man annehmen, es sey 
ein Staatsvertrag (wenn auch stillschwei-
gend geschlossen), vorhanden, und der Ge-
horsam der Unterthanen sey an Bedingungen 
gebunden 7). Die Sache aus diesem Gesichts-
punkte betrachtet, bekommen sowohl der Für s t 8) 
als die U n te r t h an e n einen angemessenen Stand, 
pankt. Der Erste erscheint als der erste 
Staatsbeamte, bekleidet mit aufserordentlich611 
(in der erblichen Monarchie) erblichen Rethten; 





ihr'em eigenen Besten der obersten Leitung eines 
Einzigen unterwarfen 9). So haben stets die edel-
sten Fürsteu, unter welchen Friedrich der 
Grofse und Joseph der Zweite billig obenan 
stehen, und die gröfsten Staatsrechts gelehrten die 
Sache betrachtet. Auch. Catharina der Zwei-
ten und Gustav III. war diese Ansicht, wel-
che bekanntlich die des Sokrates war 10), nicht 
fremd 11). Nur Friedrich der Grofse (ein 
König kann hier nicht verdächtig scheinen) möge, 
statt aller anderen Autoritäten, hier mit seinen 
eigenen Worten angeführt werden. 
»Qu'on s'imprime hien,« 12) sagt dieser kö-
nigliche Weise, "que la conser9ation des lois 
fut funique raison qui engage&t les kommes a 
se donner des superieurs, puisque c' est la 9rale 
'origine de la souperainete. Ce magistrat e-
tOlt le premier serriteur de l'etat. - Il 
(le sourerain) 15) aoit se rappeier sourent qu'il 
est komme ainsi que le moinare de ses sujets: 
s'il est le premier juge, le premier general, le 
premier jinancier, le premier ministre de la 50-
dili, ce n'est pas qu'il reprisenle, mais ajin 
qu'il remplisse les devoirs que ces noms lu; im-
posent. Il n'est que le premier sendteur 
de l' itat, obligi d'agi,. avec probiti, apec sa-
gesse el avec un entier disintiressement, comme 
si a ckaque moment il aefloil rendre compte de 
son administration a ses concitoyens." 14) 
Also schrieb der grofse Friedrich in seinen 




diese Grundsätze ihm nicht fremd. "Cest lajustice~" 
sagt er in dem An ti-Macchiavel, »qui aoll 
faire le principal ohjet d'un Souflerain; c'esl donc 
le hien des peuples qu' il gouvcrne ~ qu' i/ aoll 
prifirer atout autre bJtiret. Que aeviennent 
alors ces idies tfintirel, ae grandeur, d' amln'-
tion el de aespotisme? Il se IrOUfle que Je Sou-
verain, hien loin d' eire le malire ahsolu des 
peuples qui sont sous sa dominat/on, n' en est 
lui-meme, que le premier magistrat« 15). 
Fast noch stärker ist folgende Stelle aus den 
Mimoires ae Brandenhourg: 
"Les prljugis du vulgaire semhlent !avo-
riser la magnificenee des prinees, mais (Julre 
est la liheralili d'un partieulier, et aulre est 
celle d'un soulJerain. Un prince est le premier 
serIJileur el le premier magistrat de /'i-
tat; il lui doit compte de rusage qu'il fail 
des implJts;; il les leIJe, aßn de pOUIJOlr difendre 
I' ital par le moyen des troupes qu' il entretient, 
afin de sou/enir la digniti dont il est revttu, 
de ricompenser les serIJices et le merite, d' ita-
hUr en quelque sorte an iquiUhre entre les ri-
ches et les oheres .... « 16). 
Deutlicher läfst sich der aufgestellte Satz nicht. 
aussprechen, und in der That kann man auch in 
der Behauptung des Gegentheiles nur lrrthum er-
kennen 17). Im Anfange der Bildung der gräfsern 
Vereine der Menschen gab es keine Oberher-
ren. Diese lönnen nur entstanden seyn durch 




die Gewalt noch fort, oder die Ueberwältigten ha-
ben eingewilligt, und ausdrücklich oder still-
schweigend ist aus dem was Gewalt begrün-
dete ein Vertrag geworden. Dauert die Gewalt 
noch fort, hat der Unterjochte nie eingewilligt 
(wie dieses z. B. hinsichtlich Grit;chenlands gegen 
die Türkische Herrschaft der Fall war): dann lei-
det es keinen Zweifel, dars der dauernde Zwang 
aUl:h durch Gewalt jederzeit wieder aufgehoben 
werden dürfe. Sind aber aus der Gewalt Ver-
tragsverhältnisse stillschweigend oder durch be-
stimmte Einwilligung hervorgegangen, dann mufs 
die Oberherrschaft auch nach den Regeln des Ver-
trages beurtheilt werden. 
So scheint es mir denn unzweifelhaft zu seyn, 
dars der Souverain, mit Friedrich dem Grofsen zu 
reden, als,der oberste Diener des Staats an-
gesehn uud beurtheilt werden müsse 18). 
Da der Souverain des Volkes Unabhängigkeit 
und Selhständigkeit repräsentirt, und da er diese 
Rechte im eigenen Namen (nach ~Iaa[sgabe des 
stillschweigenden oder ausdrücklichen Unterwer-
fungs-V ertrages) im In- und Auslande ausübt, so 
steht ihm die Majestät zu; dieses hei[st, die 
höchste persönliche Würde im Staate. Stets aber 
ist diese Würde im S t a a t e, nicht aufs~rhalb des 
Staates oder üher demselbeu erhaben. Richtig ist 
es, der Wille des Souverains ist keinem andern 
Willen unterworfen, woraus folgt, dafs er un-
verantwortlich und unverJehlich sey: aber 




der Erde ist das Ergebnifs der ihm vom Volke 
stillschweigend oder ausdrücklich übertragenen Ge-
walt. Mit heiligen Pflichten ist er dem Ganzen 
verbunden. Stündlich möge er bedenken: er herr-
sche über Menschen, er herrsche nach den 
Ge set z en, er herrsche nich t i mm er 19); vor-
züglich aber, seine Macht sey ein Ausflufs des ihm 
anvertrauten h ö c h s te n Amt es. So redeten die 
Römischen Kaiser Deutscher Nation völlig sach-
gemäfs, wenn sie sich der Worte: »von kaiser-
lichen Amts wegen" bedienten 20). - Popu/us 
principi et in principem omne imperium et po-
testatem concedl't 21). Aus dieser Uehertragung 
uud also diesem Vertrage aber folgern zu wollen, 
der Souverain sey als solcher kein S ta at s h e a m -
te r , mufs offenbar als irrig betrachtet werden; 
denn es würde eine solche Folgerung einen Wi-
derspruch darstellen. Der Souverain bekam seine 
Rechte v om Volke, um sie flir das Volk, d. i, 
zu dessen Besten, auszuüben, Was ist er 
denn, wenn er, nach diesem Verhältnifs, kein Be-
amter des Volkes ist? 22) - Auch glaube man 
nicht, dafs diejenigen, welche das Gegentheil be-
haupten, von diesem überzeugt sind. Sie suchen 
sich selbst zn täuschen, weil sie entweder zu furcht-
sam sind, die ""Vahrheit auszusprechen, oder weil 
sie nachtheiIige Folgen von einem Aussprnchebe-
fürchten, der, die Sache fest angeschaut, eben der 
Sonveraine Hoheit nnd Sicherheit begründet S). 
Die Hauptgegner dieser Theorie sind nicht die 




in manchen Ländern noch so weit (sagt der ver-
ewigte Aretin), dars man sich vertheidigen murs, 
wenn man der beschworenen, vom Monarchen 
seIhst eingeführten Verfassung anhängt - derglei-
chen Aeufsernngen sind ihnen ein Angriff auf ihre 
Gewalt.« 24) 
1) Lex vera atque princeps, apta ad jubendum el ad ve-
tandum, ratio est recta summi JOV". (Cicero de leg. II. 5.) 
Diese ratio summi Jovis soll herrschen: diefs der Zweck des Staats. 
Verg!. Ancillon über die Staatswissenschaft (Berlin 1820), S. 38. 
_ Hier eine geistreiche Kt-itik der Theorie des Herrn von Hal-
ler, welcher gar keinen Staats:.weck annimmt. 
2) Diesen auffallenden Satz bat der grofse Denker Kant be-
hauptet: ,. Der Herrscher im Staat hat gegen den Unterthan lauter 
Rechte und !teine (Zwangs-)Pflichten. - Ferner, wenn das Orgau 
des Herrschers, der Regent, auch den Gesetzen zuwiderverfiihre, 
z. B. JDi\ Auflagen, Recrutiruugen u. dergI., wider das Gesetz der 
Gleichheit in Vertbeilung der Staatslasten, so darf der Unterthan 
dieser Ungerechtigkeit zwar Beschwerden (gravamina), aber kei-
nen Widerstand entgegensehen." 1'IIetaphysische Anfangsgründe 
der Rechtslehre, S.174. 
Zn solchen Inconsequenzen kann selbst ein grofser Denker ge-
langen, indem er sich bestrebt, auf das äufserste consequent zU 
seyn. - Dagegen verpflichtet aber auch Kant die Staatsbürger, 
nach einer gelungenen Revolution, dem Ergebnisse derselben zn ge-
horchen. a. a. O. S.181. Vergl. Bergk's Briefe über Imman. 
K an t'. metaphys. Anfangsgr. der RechsIehre. (Gera, 1797), S. 208, 
woselbst die dunkel ausgedruc!tte eigentliche Meinung K a n t' 5 be-
leuchtet ist. 
»Davon abgesehen, dafs ein solches Verhällnifs, welches gar 
kein Rechtnerhältnifs, und also auch gar nicht nach Rechtsprinci-
pien beurtheilbar wäre, unter Menschen in gar keiner geselligen 
Verbindung stattfinden .bnn: so würde daraus folgen, dafs die Un-
terthanen bloH Sachen wären, mit denen der Regent nach Belie-
ben schalten und walten könnte; welches doch Kant selbst nicht 
will. Auch giebt er dem Volke das Recht Beschwerden zU 
fü h ren. Also mur. doch wenigstens diesem ein e n Rechte eine 




Fürsten einfiele, seinem Volke einen neuen Glauben au&udringen' 
nnd, aller Gegenvorstellungen ungeachtet, .Jeden, der ihn nicht an-
nehmen .... ollte, mit dem Tode zu bedrohen, das Volk auch dann 
Doch verpßichtet seyn, nicht zu widerstehen, sondern entweder den 
Glauben anzunehmen, oder sich geduldig abscblachten zu lassen? 
Dies hiefse ja wahrlich: Perent mundu..~ el jiat in justitia ?" Krug' s 
Dikäologie, oder pbilosophische Rechtslehre (Köuigsberg, 1817), 
Seite 364. 
Als Wein hold, verrockten Andenl<ens, seine lnfibulation 
eimubren, und Jedem, der den ominösen Ring lösen würde, zur 
Tretmiihle verdammen wollte, wurde ihm, mit Recht, vielfach ent-
gegen gesetzt: dars, angenommen, es sey möglich, ein Ralb dieser 
Art könne von einem Monarchen befolgt werden, dann die Empö-
rung nicht ausbleiben würde. 
3) Kant's Rechtslehre, S. 173. 
"Sobald mehrere Personen auf beharrliche Weise solche Handlun-
gen vornehmen, welche sich auf einen gemeinsamen Zweclt bezie-
hen, und welche sie nicht vorgenommen haben würden, wenn nicht 
Einer den Andern zU dieser Absicht mit sich hätte verbinden wol-
len: so baben sie eine Gesellschaft vertragsmäfsig gestiftet, wenn 
sie auch weder von dem Gehalte, noch "on der Gestalt dieses Ver-
trags ein klares und deutliches Bewufstseyn halten." Kru g' s Di-
käologie, S. 258. - Klüber's öffeutliches Recht des deutschen 
Bundes (3te Aufl.) §. 2. und die daselbst angeiubrte Literatur. 
4) Fr. Ancillon üher Staatswissenschaft, Seite 30. Krug's 
Dikäopolitil<, S. 109. H ü tt man n • s U rgescbichte des Staats (Kö-
nigsberg, 1817). Desselben Staatsrecht des Alterthums. (Köln, 
1820). 
5) Est res puhlica res populi: populus au/em non omnis 
hominurn coetas, quoquo modo "on{{re{{atus, sed coetus multi-
tudinis, juris consensu et utilitatis communione sociatus. 
Cicero de repuhl. L. L cap.25. - Man vergleichehiennit 4U-
{{uslin; epist. CXXXYIII. 10. 
n Der Staat ist eine Gesellschaft, durch deren Stiftung sämmt-
liehe Glieder (als ursprüngliche Conslituenten gedacht) aus dem Zu-
stande der beständigen Rechtsgefährdung (dem Naturstande) in den. 
Zustand der beständigen Rechtssicherung (den Bürgerstand) übet-
gehen.« Krug'. Di"äologie, S.263. 
6) Worte des Freiherm von Aretin: Staatsrecht der consti-
tulioDeIlen Monarchie (A1teuburg, 1824.) Band 1, S.6. 
7) »Ungeachtet der dem Staatsoherhaupte zuerb.unten Rechte 




Gesetze, oder als ein Wesen angesehen werden, dessen Wirk-
samkeit keinen gesetzlichen Schranken unterworfen seyn dürfte. 
Vielmehr ist, nach natürlichen Rechtsprincipien, jene Wirksam-
keit auf die Realisirung des Staatszweckes beschränkt, und daher 
das Staatsoberhaupt nicht befugt, irgend etwas zu thun oder 
zn gebieten, was diesem Zweck eJ1tgegen wäre.« -
Krug's Dikäologie, S.358. 
8) Fürst, Souverain, Staatsoberhaupt, Regent sind in dieser Ab-
handlung als gleichgeltende VVorte gebraucht. Sie konnten es hier, 
obwohl in mancher Hinsicht zwischen diesen Begriffen Unterschie-
de Statt finden. S. K a nt a. a. O. 8.170. 
Ueber den ungeheuern MilSbraucb, welchen man in Deutsch-
land mit dem Ausdrucke Souverain, seit der Auflösung des 
Reichsverbandes, getrieben baI, indem man annahm, ein Sou v e-
rain sey ein unbeschränkter Herrscher, vergleiche man 
Krug's Dikäologie, S.292. - Defshalh eilte man denn auch, das 
Wort .souverainer« dem Fürst, Herzog, Landgraf U.s.w. hin-
zuzufügen. 
9) ,. Damit der gemeinsame Wille, oder das Gesetz, auch äu-
fserlich wirksam werde, oder in That übergehe, ist eine Kraft 
erforderlich. welche alle im Staate wirhame Kräfte in sich, wie in 
einem MiUelpuncte, vereinigt, und dadurch jeder einzelnen überle-
gen ist. Diese Kraft, das Resultat der gemeinsamen Kraft oder des 
Inbegriffs aller einzelnen Staatskräfte, heirst die h ö c h s t e G e wal t 
oder die S t a a t s g e w alt, und die physische oder moralische Per-
son (vergl. Note 23) im Staate, an welcher sie (an sich ein hlofses 
ahstractum) inconcreto wahrgenommen wird, heifst das S taa ts-
oberhaupt, der Fürst oder der Regent. Das Staatsober-
hanpt ist daher der sichtbare Repräsentant der höchsten Gewalt 
und somit der Rechl,idee selbst, weil jene Gewalt nur zur Reali-
sirung dieser Idee dienen soll. Darum kömmt ihr auch eine eigen-
tbümIiche "Vürde zu, welche die Majestät und Souveraine-
tä t hewt, weil er dadurch als gröfer (major) und höher (superior) 
als alle übrigen im Staat erscheinet; alle übrigen aber erscheinen 
im Verhähnifs zu ihm als Unierthaneo (suhditi, suhjecü), weil sie 
der höchsten Gewalt unterworfen sind, 0 b sie gl ei c h ans ich 
eben sowohl Bürger (ci .. es) sind, als das Slaalsoherhaupt seJhst, 
und dieses ohne jene gar keine ohhauptliche Macht und VVürde ha-
ben könnte.« Krug's Dil':;ologie, S. 288. 
Sowohl das "Vort Bürger t als das VVort Un terth andrückt 
ein Subject aus, welches Rechte und Pflichten zugleich hat. Bei 




dem mehr 3n dessen PHichten: und so scheint es allerdings huma-
ner, sich öfter des Worts Staatshürger, als des Worts Un-
terthanen zu bedienen. 
10) Plato im Krito. 
11) Vergl. von Aretin '. Staatsrecht u. s. w., Band I. S.54. 
In Frankreich wurden die Instructionen der Kaiserinn Catharina 
an ihre Gesetzgehungs-Commission in die Reihe der verhotenen 
Bücher gesetzt. S. Bentham's Trailff de kfgislation, Tom. IL 
S.3OO. 
12) Oeuvres posthumes, T. J7L p. 60. - Essai aUF les /or-
mes du gouvernement. 
13) a. a. O. S. 83. 
14) Es ist dieses nicht das einzige Mahl, dafs dieser grnfse Kö-
nigseine Unterthanen seine Mithürger nannte. »Lesprinces, 
les souverains, les rofs ne sont pas revefuS de tautorill! su-
preme, pour se pionger impunement dans la debauche et dans 
le luxe; i18 ne sant pas tf/e"es sur leurs concitoyens, POUF 
que leur orgueil, se pavanant dans la representation, insulte 
a"ec mepris Li la simplicite des moeurs, Li la pau"ertt!, a la 
misere; i18 ne sont point a la tele de fetat pour eTltrelenirau-
pres de leur personnes un tas de faineans, dont roisivete et 
finutilitt! engendrent tous les "ices.« Oeuvres posthumes, T. 
YL p. 64. - Ja, Friedrich ging in seiner edeln Aufrichtigkeit 
so weit, da1S er, ein König, seIhst den repuhlikanischen Regie-
rungsformen Gerechtigkeit widerfahren liefs. » S'il est vrai,« sagt 
er in den Memoires pour serozr a fhis/oire de la maison de 
Branderioourtr (Oeuvres, S. L p. 425), »de dire que la forme 
de gouvernement la plus parfaite est celle d'un ro-yawne 
bien administre, il n'est pas mojns cer/ain que les ripu/JIiques 
ont rempli le plus promlement le hut de leur institution, el se 
sont le mieux conservees; parce que les bons rois meurent et 
que les soges lois sont immortelles." 
Doch auch die Gesetze der Repuhliken ~eralten und ihr ur-
sprünglicher Geist erlöscht. Ist die Sc b w e i 7. jetzt ruhiger und 
glücklicher als manche Monarcbie? - Als Preufsen, als Baiem? -
Aher freilich, die Friedrich Wilbelme, die Ludwige sind sterblich! 
15) In der Ausgabe des Examen du Prinee. de Macchiatlt:l, Q 
Londres, ehe;; Guillaume Meyer, 1741, S.4, $teLl der unedeIe und 
unpassende Auadruck "le premier domestique. u Dieaer id 
wiederholt ia den Oeuvres de FretMric Ll.(aBerlm, .1789) 
T.ll, S.2. Die Worte des TeItes: .. Ie prll'mÜr m.,i#r.M . .t.a& 
Digitale Bibliothek Braunschweig
http://www.digibib.tu-bs.de/?docid=00044972
(wie mir ein literarischer Freund miuheill) die editio princeps von 
1740. - Diefs ist der allein passende Ausdruck. - LTebrigens 
dnrfte dieses zU unsern Zeiten, und zwar im Königreiche Sachsen, 
einer unserer ersten practischcn Philosophen unbedenklich sagen: 
"So hnch aber auch ein Mensch durch jene Macht und Würde 
in der hiirgerlichen Gesellschaft gestellt ist, so darf er doch nicht 
mit Ludwig XlV. sprechen: L'tilat c' eR moi. Er repräsentirt nur den 
Staat, und kanu daher auch unbedenklich der oberste Staats-
diener heifsen... Krug's Handwörterbnch der philosophischen 
Wissenschaften, Art. Staatsoberhaupt. - Selbst Napolean 
hat vielfach gesagt, dafs er der erste Repräsentant des Staates 
sey; namentlich gegen die gewählte Kammer, als diese angehlich 
von der Kaiserinn Josephine "die Repräsentanten des 
Volks u genannt worden. 
16) Ein Staatsmann, der den Lauf der Welt kennt, macht zu 
dieser Stelle in einem Briefe 3n den Verf. die Bemerkung: » Die 
Fürsten Terstehen dieses zum Theil wie Heinrich IV. Als die-
ser in der berühmten Versammlung der Notabeln zu Rouen 1596 
in einer rührenden Rede gesagt haUe: »de se metlre en tutelle 
entre leurs Ulains, und Gab r i elle ihm nachher die Bemerkung 
machte, dafs dieses doch etwas zu viel gesagt sey, so antwortete 
er: il est "rai, mais je fenlens a"ec mon eptie au colti.« - -
Doch es giebt auch Fürsten, die es nicht so verstehen, und König 
Ludwig von Baiern sagte neulich öffentlich: "leb möchle kein 
absoluter König seyn.« - Al e x a n der I. sprach auf gleiche Art. 
Aretin's Staatsrecht. Bd. I. S. 193. 
17) Selbst Kant nennt den Regenten den Agenten des Staats. 
18) VergJ. von Haller's Restauration der SI.- \'V., Band I, 
Seite 175. 
Hinsichtlich des so viel besprochenen gÖlIlichen Rechts 
äut:sert sich Hr. v. Haller folgendermaafsen (Restauration d. St.-
W., Th.l, S.352): »Keiner von jenen Herrschenden hat seine Exi-
stenz und seine Macht durch seine Untergebenen erhalten,,, -
abo auch nicht Carl Johann, Ludwig Philipp? - »sondern 
er besitzt sie durch sich selbst von der Natur, d. h. durch die 
Gnade Gottes. Sie ist ihm entweder angeboren oder Ton ihm 
erworben, mithin eine Frucht des Angebornen. (?) Hinwieder hat 
keiner der Untergebenen seine Freiheit oder irgend ein früheres 
Recht aufgeopfert. Sie sind entweder von Natur von ihm abhän-
gig, oder sie dienen durch eigenen Willen, nicht um freier zU 




helfen, und genährt, geschützt, untemchtet zu werden, um das Leben 
leichter uud angenehmer durchzubringen.« 
19) flf/fßTo1l pn, .n-. ""IJ-f/O"OW "fiX", 
LlEVTlf/O", on ""1"" "opov~ "fIXE<, 
Tqn'o1i" ~" ovx au "exn. 
Wie scheufslich aber ist es, wenn die böchste Gewalt dazu ge. 
mifsbraucht wird, in Sicherbeit ein lasterhaftes Leben führen zu 
J.önnen. - "Die Gebut'u-Stälte des Despotismus ist: Wenn die 
Regenten durch eigenen Belrug oder durch Verf"dhrung geistlicher 
und weltlicher Heuchler beginnen ihren nrsprünglichen bohen Be-
ruf und ihre Bestimmung zU mifskennen; wenn sie vergessen, dafs 
ihre Dignität ein ihnen überlr agenes oder auf sie vererb-
tes Amt sey, von dem sie Galt und ihrem Volk Verantwortung 
schuldig sind: wenn sie anfangen das Land ,Ur ihr Eigenthum 
und ihre Unterthanen als Geschöpfe anzusehen, mit denen sie nach 
eigenem Belieben schalten und walten können.« Friedr. KarJ, 
Freih. von Moser politische Wahrheiten, Band 1. S.189. 
20) Wahlcapitulation Kaisers Franz H., Art. 1., §. 1. 
2l) Institut. Juslin. Lib. I, tit.2, §.6. 
22} Die Lehre von der Legitimität, wenn diese so viel hei-
fsen soll, als Göttlichkeit der Regierung, mit Ausschlnfs der 
Lehre vom Staatsyertrage, kömmt erst seit 1814 wieder in der di-
plomatischen Sprache vor. A retin's Staatsrecht, Bd. L S.184, und 
die daselbst angeführten Schriftsteller. 
23) Am deutlichsten wird dieses, wenn man in Betrachtung 
zieht, dars es keineswegs erforderlich war, die oberste Staatsgewalt 
Einem, und diesem für beStändig oder gar erblich, zu übertragen. 
Stände ein erblicher Fürst über dem Staate, so müfste diesesauch 
ein gewählter Fürst, ein Präsident, der auf gewisse Jahre nur ge-
wählt worden, desgleichen eine regierende aristokratische oder de-
mokratische Versammlung. - Alle diese haben, sohald .ie mit 
der Ausübung der Souyerainetät beauftragt sind, denselben Zweck. 
»Omnis res publica, quae populi res est, consilia quodam re-
Genda est, ut diuturna sit. Id autem consilium primum semper 
ad earn causam referendum est, quae causa GenuU cillitotem. 
Deinde aut uni tribuendum est, aut de1ecIÜ qui6usdam, auf 
sU8cipiendum est multitudine alque omnibus. Quare cum pe _ 
_ e# omnium summa rerum, Re G em i/IunJ unrnn f1OCa-
mus, et Re Gnu m illum reipublicae stamm. Cum auIem at 
penes deleclO8, turn üla cwitDs Optima/iurn oriilrio rqi tII-




kmt), in qua in populo /funt omnjo. " Ci cer 0 de republico, 
Li6. L cop. XXrI. 
Die oherste Staatsgewalt hat unter· allen diesen Formen stets 
nicht nur denselben Ursprung, sondern auch denseihen Zweck: 
das Wohl des Ganzen. Wie liefse es sich aber denken, daf. 
das Gan:oe, ausdrücklich .oder stillschweigend, je darein gewilligt 
habe, einen Einzelnen (gleichsam wie die Gottheit üher der Welt 
steht) iiher das Ganze hinaus zU stellen? - Nein, der Monarch ist 
für das Game, cl. i. zum Besten des Ganzen, ",orhaJi~ ·Dt~ 
unlenrarf sich seiner obersten Lenkung, als einem obersten Ver-
waller (»popuJus Romanus deügi/ mQGistrotus quasi reipu-
6licae "illicos;« Cicero orat. pro Planco, 25.62.), und es 
ist ibm so lange Gehorsam schuldig, als er seine Pflichteu erful1et. 
P öl i tz äufsert sich zwar dahin: »Obgleich die s e Ansicht 
(Friedrichs n.) nicht die richtige zu seyu scheint« (keinesweges 
behauptet also dieser berühmte Schrifisteller h es tim m t das Gegen-
theil) , "weil sie die Regentenwürde allen übrigen Staatsämtern 
gleichstellt" (nach vorliegender Ausf"Uhrung ist dieses nicht gesche-
hen), "deren Ernennung, \'Virlmngskreis und äufsere Macht doch 
einzig von dem Regenten ausgeht und ahhängt« (doch nur vermöge 
Aufirass des Volkes), »so hun doch nicht geleugnet werden, 
daf. sie auf einer sittlichen Unterlage beruhet, und in den Schrif-
ten eines europäischen Souverains des achtzehnten Jahrhunderts 
nicht ohne Wirkung bleiben konnte.« Die Staatswissenschaften, 
im Lichte unserer Zeit, dargestellt von K. H. L P ö I i t z, 2te Aufl. 
1. TheiI, S. 226. 
24) Staatsrecht, Bd.I, S. 128. - Ueher den Staatsvertrag 
mit dem Fürsten, das e I h s t, S. 154. - Vorzüglich aher die Anmer-
kung 1, S.155., und Pölih a.a.O. Band I, S.170. 
§. 2. 
Wenn nun aber das Oberhaupt des Staates 
seine Pflichten nicht erfüllt, wenn es, statt den 
Staatszweck zu befördern, diesem grade entgegen-
handelt, wenn es, statt Gerechtigkeit zn verwal-
ten, Ungerechtigkeiten ansübt, wenn es die Bösen 
beschützet und zn seinen Zwecken gebraucht, die 
Guten verfolgt, wenn es die Güter des Staates 
sich zueignet, wenn es lasterhaft lebt nnd dem 




fassungs - Gesetze umstöfst, wenn die höchste Ge-
walt sogar zu dem (Gott sey Dank seltenen) Aeu-
fsersteu gelangt, dafs von ihr der grörste Staats-
mann und Redner des Römischen Alterthums sa-
gen konnte: "quae sanguine aUtur, quae in 
omni erudelitate sie exultat, ut ",i.'l: kominum 
aeerhis funerihus sa#etur?" 25) - Was ist als-
dann zu thun? - Hier fast unübersteigliche Klip-
pen in der AllsfUhrung, so leicht auch die Beant-
wortung nach der Theorie erscheinen mag. Bricht 
der Monarch die T re u e, die er seinem Volke 
schuldig ist. so ist auch dieses (da kein Gericht 
vorhanden, bei welchem es auf ErfUlluug des Ver-
trages klagen könne), von der beschworenen Treue 
entbunden. Verkennt der Monarch "die grofse 
Wahrheit" - mit Friedrich Ancillon 26) zu 
reden - "die man mit Recht als die Grundlage 
der Moral der Könige betrachten kann, nämlich 
dars die Rechte des Thrones auf dessen Pflichten 
gegründet sind, « so ist die Anwendung, in der Theorie, 
nicht schwer. Dieses ist völlig klar, und es wür-
de unvernünftig seyn, es zu leugnen; auch stim-
men in dieser Beziehung die bewährtesten Staats-
rechtslehrer, und selbst die, welche leugnen, dars 
der Souverain ein ßeamter des Staates sey, mit 
einander überein 27). Wenn T r a j an, nnter den 
Imperatoren Roms der edelste 28), als er dem Sa-
buranus, als Prätorischen Präfecten, das Amts-
schwert überreichte, die Worte sagte 29): ,. D i e-
ses Schwert gebe ich dir, damit du es zu 




gut regiere, aber gegen micb, wenn ich 
übel regiere,« so wollte er nur diesen Grund-
satz ausdriicken. Er ist in den früheren, wie in 
den neuesten Zeiten unzählige Mahle ausgespro-
chen 50). Nur der berühmte Pölitz möge hier, 
statt Aller, reden; ich führe ihn ausführlich in 
der Anmerkung 51) an, da es jetzt fast gefährlich 
ist, manche Wahrheit, so sehr sie in die Augen 
springen mag, ohne eine Autorität aufzusteHen. 
Nicht möchte ich für einen Revolutionär gehalten 
werden. Das Königreich Sachsen ist einer über-
mäfsigen Prefsfreiheit wegen nicht bekannt: so 
möge denn der Ausspruch eines von seinem Kö-
nige vielfach geehrten Staatsrechtslehrers der Uni-
versität Leipzig der beschützende Schild für eine 
Meinung seyn, die manchem Minister höchst ge-
fährlich erscheinen könnte. Durfte doch He in-
rich von Cocceji, in seinem Commentare über 
Hugo Grotius Werk "de jure helli et pacis,« 
schon im Wesentlichen dasselbe sagen 52). Ja, 
noch bei weitem mehr: es sind diese Grundsätze 
von dem Herrn von Haller in der Restaura-
ti on der S taa tswis sens eh aft en aufgestellt 55). 
In der That, was bliebe auch. den Unterthanen 
über, wenn sie den Gehorsam einem Monarchen 
nicht aufkündigen dürften, der aufhörte, ein Mon-
arch zu seyn, der in die Kategorie der Tyrannen, 
und also schon in dieser Beziehung der Ver b I' e-
c her, träte? - Oder ist vielleicht der Despo-
tismus defshalb kein Verhrechen, weil er (der Un-




S t r a fe n belegt werden kann? 54) - Sollten die 
Staatsbürger sich von ihrem Despoten so lange 
unter die Füfse treten lassen, bis er sie vöUig 
unglücklich gemacht und gänzlich zu Sklaven herab-
gewürdigt hätte? - Wer könnte so unvernünf-
tig seyn, dieses zu behaupten? "Der Umstand, 
sagt mit Recht Herr von Haller, zu der Er-
füllung der Pflichten nicht so leicht ge-
zwungen werden zu können, ändert an ihrer 
Verbindlichkeit gar nichts « 55). Auch haben von 
von jenem Rechte zu allen Zeiten die Völker Ge-
brauch gemacht, und sie werden davon Gebrauch 
machen, so lange die Erde steht. Ein N ero, 
ein Ca I i gu I a ist ein Feind der Menschheit. 
Diese kömmt gegen ihn in den Zustand der N oth-
wehr 56). Kann er nicht unschädlich gemacht 
werden, so tritt das äufserste Hülfsmittel ein. 
25) Cicero de repuOl. 11. cap. 41. Nonius coc. exulta-
re. VergI. die Anmerkung Creuzer's zu dieser Stelle in Mo-
se r' S Ausgabe des '\'Verks de repuhl. (Franld: a. M., 1826), S. 3'0. 
- Ph. Melanchthon, loei theologici. De macistr. 
26) Zur Vermiuelung der Extreme in deu Meinungen. (Ber-
lin, 1828), S.322. 
Z7) K a n t' s Theorie ist schon früher angeführt. 
28) "Per orbem terrarum Deo proximus, nihil non Ilenera-
tionis meruit et Ilivus ct mortuus.« Eu t r 0 pi u s, Lib. rIII. 
cap.4. 
29) Dio CaS6ius, Lib. LXrIIL 
30) Man hat mich öffentlich aufgefordert, auch Martin Lu-
ther an"uftihren. Die allgemeine Rechts-Zeitung für das deutsche 
Voll (1831, .2.Mai, Nr.5.) hat diesen Wunsch statt meiner eriüIk. 
31) » Die Staatswissenschaften im Lichte un.erer Zeit«, 2te AaB. 





thanen, zum unLeding\en Gehe ... :un nrpflichtet sind, so we-
nig sind sie es, nach der Rechts - und Pflichtenlehre und nach den 
Grundsätzen der Religion, zum leidenden Gehorsam. Zu dem 
letztem würden sie aber nur auf zweifache Weisegenöthigt wer-
den können: 1) entweder nacb der Eroberung des Staates durcb 
eiuen Fremden, welcher, ohne einen rechtlichen Unterwerfungsver-
trag mit den Besiegten, und ohne einen recbtlichen Ahtretungsver-
trag mit dem hisberigen Oherhaupte derselben ahzuschlief.en,die 
Besiegten dem blohen Zwange der "Villkühr unterwerfen 
wollte; 2) oder wenn der vertragsmäfsig an der Spitze stehende 
Regent gerade hin und eigenmächtig die Verfassung 
des S ta a t es, deren Aufrecbterbaltung er heschworen hat, selbst 
umstürzen, lind durch Gesetze und Befehle, welche den Grund-
bestimmungen der Verfassung völlig zuwider wären (z. B. durch 
das willkührliche Ausscbreiben ncerschwinglicher Abgaben, oder 
durch den Befehl an protestantische Christen, Katholiken zu wer-
den u.a.), die Würde sittlicher Wesen in seinen Unterthanen zer-
stören, und ibnen den Genufs aller Rechte und allel' Bedingungen 
irdischer Wohlfahrt entzieben wollte. 
In dem ersten Falle, wo ein fremder Eroberer, obne durcb 
einen Ahtretungs- und Unterwerfungsvertrag zum Regieren be-
rechtigt zu seyn, blofs das Joch des Treibers und den Zwang der 
Willkühr gegen das besiegte Volk anwendete, würde dasselbe zum 
Zwange gegen den Eroberer, .0 lange dieser Zustand dau-
erte, berechtigt bleiben, d. b. es würde das Recht haben, in 
jetlem günstigen Augenblicke das Joch der '\'Villkübr ahzuwerfen, 
und wieder in die ehemaligen rechtlichen VerhäItnisse, wie v 0 I' 
der Eroberung, zurückkehren (wie z. B. die Russen 1477, nach Ab-
scbüUelung des mongolischen Joches, und die Schweden im J. 152.~, 
als sie sich unter Gustav Wasa von Dänemark trennten); oder 
wenn di~es nicht möglich wäre (wie z. B. bei den aus dem Exil 
zurückkehrenden Juden), eine neue rechtliche Ver.lassung und Ge-
staltung vertragsmäfsig sich zU geben. 
In dem zweiten Falle aber, weon der rechtmäfsige Regent 
selbst die Verfassung des Staates eigenmächtig und .. öllig (??) 
umstürzen wollte, kanu nicht der Gesammtbeit des Volkes, sondeln 
nur dessen recbtmäfsigen Stellv~rtretern, wegen ihrer gleichmäfsi-
gen Theilnahme an der gesetz gehenden Gewalt, das Recht zustehen, 
den Regenten an die thatsachliche (nicht elwa blofs befürchtete) 
Verlefzung der Verfassung und 3n die Folgen derselben zu erin-
nern, so wie im äufsersten Falle, - dafem, aller Vorstellungen 
und Bescbwerden ungeachtet, die Valebung der Verfauung fort-




ehe Weise gerettet werden könnte, - demselben den Gehorsam 
aufzukündigen, und den zwischen dem Regenten und dem Voll.e 
bestebenden Vertrag als aufgelöset zu betrachten. Dieses Aeufser-
s t e könnte aber nur dan n unternommen werden, wenn theils 
die Würde der sittlichen Natur in den Regierten, so wie ihr 
Hecht auf Wohlfahrt und Glückseligkeit, theils die 
Selbstständigkeit und Unabhängigkeit des Staates im innern und 
äufsern Staatsleben rucht anders gereUet werden J.önnte. Doch folgt 
selbst aus dieser AufkÜDdigung des Gehorsams nichts weiter, als 
dafs der bisherige Regent aufhörte, Regent zU seyn, und, nach 
der Auflösung des Vertrages, ins Privatleben eintrete, in kei-
nem Falle aber das Recht, den Regenten wegen seiner Regenten-
bandlungen zur Verantwortung zu ziehen oder gar zU bestrafen, weil 
el· während der Zeit seiner Regierung persönlich unverletzlich und 
heilig, und f"Ur aUe seine Regentenhandlungen nnverantwortlich ist 
So selten auch, namentlich unter christlichen Völltern, die 
geschichtliche Erscheinung gewesen ist, dafs Regenten ent-
setzt, oder gar, wie in England Karl I., und in Franltreich Lud-
wig XVI., hingerichtet worden sind, so darf doch im philosophi-
schen Staatsrechte die Prüfung dieses Gegenstandes nicht übergan-
gen werden. Denn aus dem Ohengesagten erhellet an sich die Un-
rechtlichkeit und Schändlichkeit des Betragens gegen den unglücldi-
ehen Karl I. und Ludwig XVI., ein Betragen, vor welchem nicht 
blofs gewarnt, sondern das auch durch Vernunftgründe nach sei-
ner Abscheulichkeit entwid:elt werden mufs, weil einmal Thatsa-
ehen dieser Art nicht aus der GeschicLte vertilgt werden können. -
In Hinsicht der Entsetzung eines Regenten ist, in der neuesten 
Geschichte christlicher VölJ.er, die Thronentsetzung Gustavs IV. von 
Schweden. im Jahre 1809, das wichtigste Beispiel, indem dieser 
Schritt, durch die Anerkennung seines Nachfolgers von aßen euro-
päischen Mächten, selbst von diesen gut geheifsen ward; denn die 
Enlselzungen Selim's IH. und Mustapha's IV. sind aufs er-
christliche Ereignisse. - In der Theorie des Staatsrechts war 
das sogenannte jus resistentiue von jeher einer der schwierigsten 
PunJ.te, besonders weil die Geschichle alter, milllerer und neuester 
Zeit diese Aufgabe oft se h r ge w alts a m ge löset hat. Man denlte 
an die Geschichte der israelitischen Könige, der pe.-sischen Kaiser, 
der Imperatoren in Rom und Byzanz, an die Thronent.eIZUJlg des 
letzten Merowingers im J. 752, an die Thronentseu.u.ug des Je ..... 
len Karolingers im J. 987, Christians IL "on Dänemark u ... f.-
Es ist wahr, Rehbes, Graswinkel und mdsrere, ~ 
Fr. Genh (ia der Berl.Monatssdu-ift, 1793. Dee. S.542ft),. ,dIm 





S.174), lehren nicht Mofa den unbedingten, sondern seihst den lei-
denden Gehorsam; allein von der andern Seite müssen auch Män-
nerwie Friedricb 1I. in der angezogenenSteUe (Note zU §.32.), 
von Feuerhach (Anti-Hobbes, S. 92 ff.) , von Jacobi (in 
4em Anti - Macchiavel), von Scblözer (im allgemeinen 
Staatsrechte 0», Hag e m eis t e r (in s. Zusätzen zur U eberse-
tzung von Schnaubert, Auch der Regent u. s. w.). Heyden-
reich (in s. Staatsrechte "), Theil 2, S.20.), Rüdiger (in s. 
Lehrbegriffe des Vemunftrechts und der Gesetzgebung, S. 252 ff.), 
V 0 Cs (Handbucb der allgemeinen Staatswissenschaft, Th. I, S. 513 ff.), 
..... E g gers (Versuch eines systemat. Lehrbucbs des nato Staatsrechts, 
S. 219 fT. 000), Kr u g (Rechtslehre, oder Sysi. der pract. PhiJ., 
Th.1. 361-365, und dessen Handb. der Phil. N. A., TheillI. 
S. 201 f.) t), und viele Andere über diesen Gegenstand vergli-
chen werden. (J. Ben j. Er ha rd, über das Recht eines Volkes 
zU einer Revolution. jena, 1795. 8.) 
-) SchI ö ze r sagt daselbst: »Es giebt kein crimen lae.!ae 7naje-
.atati.! in der Bedeutung der Nel'one. Es giebt keine obedientia 
passiva. im Stuartschen Verstande. Diese Lehre hat die Stuarte 
einen der Ilichönsten 'Throne der ",reit ge-kostet. Dem zufolge giebt 
es ~in jUli resi"tentiae gegen Usurl'atort;>n und Tyrannen, wie-
wohl nur im Falle holler Evidenz.t( 
"'11) He y den re ich a. a. O. • '''enn der Oberlterr sich durch den 
Bruch des Vertrages, durch Angriffe auf die Gesellschaft und ihre 
Verfassung, als Feind zeigt, so 11at die GeSf>HscJlaft gegen ibn das 
Recht des Beleidigten in seiner Unendlichkeit. f( 
..... ) Egge1'8 sagt S. 221: .Das äufserste lUittel, welches die Un-
terthanen wider den Regenten haben, ist die Absetzung desselben. 
Denn wenn gleich der Regent die Majestät eigE"nthiimlich besitzt, 
so sind die Bürger dennoch befugt, ihln diese, sobald es zllverläs-
aig ist, dars er seine Pßic1,ten nicht erfüllt, zu nehmen: wenn kein 
anderes Mittel zur Erhaltung des Staates vorhanden ist. I' 
t) Krug a.. a. O .• DerWiderstand kann zuerst negativ fieyn, und 
besteht dann blo!s in der Venreigerung des Gehorsams. Er kann 
aber auch positi ..... , oder ein wirklicher Aufstand werden. Wie 
weit jedesmahl ein solcher Widentand gehen dürfe, läIst ~ich im 
Allgemeinen nicht bestilnmen, sondern komlnt auf die Dringlich_ 
keit der Umstände an, und murs dem Gewissen überla~sen werden. t'I 
32) »Yidendum quibus l!xcessibus summum lmperlUrIJ eom-
missum, magistratusque amissus jure naturali intellj~atur? EI 
dubitari plane nequit) si summus ma~istratus tendat ad ever-
tendum rempublicam ciasque slalum; aut crassetur in perni-
ciempopuli, idque manifl!stwn sit, quin ipse hostl!1T1 induat, eo-
que desinat ipso jure eSse magistratus. Haec l!nimpernatu-




tuendae reipublicae ae servando popuJo eonstitutus eSI, et ten., 
dere ad everlendum reipublieae StatUlTl, oel po pul um: quod ho-
stium el hostiJe es/. Fit ille ex magistratu hoslis cl perduellis; 
ex dve el eivitatis eapite, peregr"nus. Et eum d"itas seu 
populus in corpus eoierit, status sui tuendi causa, non pote .. t 
amplius "weri eorpods illius membrum, qui adeo ab illo se 
separat, ut ejus ineolumitati insidietur: quae pugnant eum af-
fectu eiNs, el animi odiique hos/ilis sunt: ut fuere Athenis 
XXX t,yranni, Romae deeemviri, el tales Cajus (Cali({uJa) t!t 
Nero "isi, hostesque judieati sunt. 
Everti aufem Reipuhlieae status intelligitur, etiam eum 
pars status praesenlis, seeularis vel ecclesiastiei, evertitur: 
CU"l per partes totus ila perverti posset. « Coeeeji GrotillS 
illuslratus, T. I, pa({.332. Grotins selbst haUe mehr den lei-
denden Gehorsam ausgedrückt, und zu diesem kehrte auch ß ein -
rich von Cocceji, Sohn Samuels v. C., in der dem Commen-
tare seines Vaters beigefiigten Note zurück. 
Auch in der jetzigen Zeit scheint dieser bis in das V n end -
liche leidende Gehorsam yiel~n, ja vielleicht den meisten in 
Wirksamkeit lebenden Staatsmännern sehr zu gefallen. Es ist 
nicht zu leugnen, er bietet ihnen eine grofse Bequemlicbkeit dar. Eine 
Verwaltung zU fUbren, die keinen Vorwurf zu fürehten hat, die 
jede Responsahilität ausschliefst: - wie behaglich t - Aber nicht 
zu gedenken, dafs (wie wir glauben dargethan zu baben) ein sol-
cher Zustand ganz dem "Vesen des Staatsverhandes widerspricht, 
was kann eine Tbeorie der Art ihren Vertheidigern helfen? So 
lange die Erde stebt, haben die Völker sich solche nicht gefallen 
lassen, und dieses wird nie der Fall seyn. Das Unnatürliche rächet 
sich früh oder spät. Carl X. hat in unsern Tagen erfahren, was 
es sagen will, die Gmndgesetze eines Volkes anzugreifen; und was 
war das, was er that (oder vielmehr seine Minister sich zu Schul-
den kommen liefsen) , gegen dasjenige, was andere Länder Euro-
pens ertragen müssen? Möchten doch die Inbaber der obersten 
Staatsgewalt I ern e n, so lange das Lernen noch helfen kann! Leicht 
sind, in der Regel, die '-"I!..er zu gewinnen; es ist so natürlich, 
den zu lieben, von dem man überzeugt ist, dafs er Unser Bestes 
ernstlich will. "La politesse, Ja drconspection, findul{fenee .af-
fermissent {union entre les amis et dans les familks; elks 
feront le meme effet dans Ull petit itat, qu" esl une ({ronde 
familie.« (YDltaire.) Gewifs aber nicht allein in einem l.lei-
nen Staate, s'.)ndem auch in einem grofsen. "Vie lieben und ach-




manität, in so hohem Grade besitzt! - Das Voll. mtrl.t bald, wer 
ihm wohl will. 
33) Restauration u. s. w. Th. I, 5.488; Th.I1, 5.450. S. 
die in dieser 4ten Ausg. der gegenwärtigen Schrifi hinzugefUgte 
Darstellung der Theorie des Herrn von Haller. 
34) "Simulalque se inflexit re.'r in dominalum injust;orem, 
fit continuo ty rannus, quo nequetaelrius, neque foedius, nee 
düs kominibusque inrnsius animal ul1um cogilari pOlest: qui 
quarnqdam figura est hominis, morum tarnen immani/ate oa-
stissimas vincit belluas. Quis enirn hune hominem rite dixe-
rit, qui sibi cum suis civibus, qui denique cum omn; hominum 
genere nullam esse juris communionem, nul/am humanitaus so-
eie/atem "el;t?" Ci cer 0, de republica. Lib. II, eap. 26. -
Das herJ.chtigte "Verl. des Spanischen Jesuiten Mariana (Johan-
nis Marianae, Hispani , e societate Jesu, de rege el regis in-
stilulione, Libri III. Ad Philippum III, Hispaniae regem ca-
tkolieum, anno 1599; cum privilecio. To let i, apo Pelrum Ro-
deriL'um, lfp. Recis. 4. 446 Seiten), enthält Lib. I, cap. 5, S. 
55, unter dem Titel: discrimen regis et tyranni, eilte 
tüchtige Beschreibung des letztem. - Die scheuf.liche SteJIe dieses 
berüchtigten Buchs in dem Cap. rIo Lib. I. An lfrannum op-
primere fas sit? welche in den spätem Ausgaben fehlt, befindet 
sich in dieser S.69. "Sic Clemens periit, aelernum Galliae de-
eus.« - Diese Ausgabe ist mit der Censur des Fr. Petrus de 
Dnja, Madrid 1598 gedruckt. 
35) Restauration d. St.-"V., B.I, S.343. 
36) Bei Pufendorf in dem "Verkede officio hominis e/ ci"is 
(Lib. II. cap. IX.) ist eine, manchem Minister gewifs mehr zusa-
gende Ansicht. "IIabel denique pecu/iarem Sanclimoniam 
sumTnUm imperium, ut n()n solum ejus jussis legitimis resiste-
re nefas sit, sed el ejusdem asperilas, non secus atque liberis 
parentum mnrositas, G civibus sit pall"enter ferenda. Quin et 
ubi atrocissimas injurias intentaeeril, singuli poh'us fuca sibi 
consulenl, aut quantamcunque calamilatem sllstinebunl, quam 
ferrum in durum quidem, sed tamen parelltem patriae strin-
gent.« GolIl. Gerh. Titius, der Commenlalor Pufendorrs, 
fand diese. jedoch zn arg. und begleitete obige Stelle mit folgender 
Anmerl.ung: » Qund si ('ern Imperans "osti/ern penitus anirnum, 
eelergasingu/os, vellotamrempublicam, indual, turn ei, velut 
!lost,', posse resis/i, e.'"C indol .. factae delationis fadle 
liquet: sed in regnis abso/utis miseros suhdilos spes el faeultas 




lem «molir; .11; possunt. I/lud dulJ;uTn non haQllt, qmn Prin-
eipi, officii Tnetas transilienti, preces et rationes opponere liceat, 
ct debcbant saepe rcipublicae proceres officii sui, ;slo rerum 
statu, esse observanliores, quam quidcm fieri solet; /lee dubi-
tandum, qUln bis mediis, cordate cl ununimiter adbibitis, ad 
saniora consilia Imperans revocari queat, cum crebro non 
propria, sed aliena libidine in reipublicae perniciem anime-
tur.(. 
Hier möge noch die von Pöli tz (Siehe Note 32.) angeführte 
Stelle Krug'. Plat~ finden •• Setzen wir den äufsersten Fall, daf. 
der Fürst dem gerechten, feslen und heharrlichen Andringen des 
Volks wirklich widerstrehte, dafs er sogar alles weitere Andringen 
verböte, mithin dem Volke selh.t den leIden traurigen U ebel ... est 
seiner Rechte, das Recht der Vorstellung und Beschwer-
d e, näi.me: - dann wäre offenbar das ganze gesellige Band zwi-
schen Fürsten und Volke durch den Fürsten .elbst zerrissen. Der 
Fürst häLte sich gleichsam in das aufserhürgerliche Verhältnifs, i .. 
eine Art von Naturstand mit seinem Vblke gesetzt. Das Voll:: wür-
de folglich auch einem Fürsten, der nichl einmal den Bit/en seines 
Volkes sein Ohr leihen wollle, nicht mehr zu gehorchen "erpllich-
let seyn. Denn cessante conditione cessat conditionatum. Hechte 
und Pflichten aber bedingen sich wechselseilig. Ein Fürst also -
wenn überaU ein solcher möglich wäre - der seinem Yolle gar 
~ein Recht zugeslände, könnle auch vernünftiger "V eise keine 
Pllicht von demselhen fordern.« Krug's Dikäologie, S.36.;u .. ;W. 
Leider hat es einen solchen gegehen, was der Ireffiiche Krug 
für fast unmöglich hiell! - Ein Fürst sandle nicht nur die Billen 
und Beschwerden enthaltenden Schreiben der Slände seines Lan-
des unerhrochen zurück, sondern verhot sogar seinem Slaalsrnini-
slerio, Vorstellungen gegp.n seine Cahinetsbefehle ~u machen. 
§. 3. 
So einfach die .Folgerungen, die ich bisher 
darlegte, aus allgemeinen Grundsätzen sich erge-
ben, so unmöglich es seyn möchte, sie zu wider-
legen, so schwierig, ja so gefahrl.ich, ist ihre An-
wendung. - Non enim ibi consistunt exempla, 
unde coeperant; sed, lJuamlibet in tenaem reee-




ciant (paterealas), lehrt uns die Geschichte 57). 
Leicht ist es gesagt: der Fürst handelt 
dem Zwecke des Staats eutgegen. - Wer 
ist aber der R ich t er, der beurtheile, ob sich 
dieses auch in der That so verhalte? - Hier ent-
scheidet, man murs es offen gestehen, das practi-
sche National-Bewurstseyn und der ~rfolg 58). Sehr 
.. ichtig sagt schon J. H. Böhme'r: "de justitia 
vindicationis in libertatem ex circumstantiis di-
jadicandum« 59). Wer wird aber auch behaupten, 
dars schon die geringste Abweichung von der 
Staats verfassung, also von dem Gesetze des Grund-
vertrages, zu einer Anfkündigung des Gehorsams 
führen dürfe? - Wäre dieses anch nach der stren-
gen Theorie richtig 40), so würde doch, diesen 
Grundsatz in Anwendung gebracht, die völligste 
Unsicherheit für die Staat::bürger daraus hervor-
gehen. Alle Augenblicke würde man befürchten 
müssen, die Staatsverfassung stürze über den Hau-
fen. Und wer stände für die Folge ein? Mino-
re discrimine saml' Principem quam quaeTl~ sagt 
der grörste Römische Geschichtschreiber. - Fern 
also solche gefährliche Lehre; sie würde zum Ver-
derben der Völker führen. - Soll also mit R,cht, 
die[s heifst hier, nach dem, was in der Praxis 
nützlich ist - salus populi suprema le.-r: - von 
dem Volke der Gehorsam dem Fürsten aufgekün_ 
digt werden dürfen, so murs von diesem bös I ich 
ein solcher Zustand herbeigeführt worden seyn, 
dars zu befürchten steht, die öffentliche Sicherheit, 




terj wobei denn freilich nicht so lange zu warten 
ist, bis die Kräfte dem Volke verloren gegangen, 
die Widerstand möglich machen 41). Der Fluch 
der Völker trifft diejenigen, welche leichtsinnig 
zu einem Mittel greifen, welches nur das ä ufser-
s t e seyn mufs. 
Durch diese Einschränkung und nähere Be-
stimmung kömmt der Verfasser keinesweges mit 
sich selbst in Widerspruch. Zuerst beantwortete 
die speculirende Theorie die Frage: was ist 
streng Rechtens - jetzt beantwortet der pra-
ctische Sinn die Frage: was ist dem Ganzen 
he i I h ri n gen d ? Selbst in Privat - VerhäItnissen 
verbietet oft die Klugheit, und seIhst die Moral, 
das strenge R.echt in Anwendung zu bringen. 
37) Den erläutemdslen Commentar hierüber giebt folgender 
Artikel des Journal des debats vom 27sten März 1831. - Notre 
monarchie de juillet a auss; ses radicaux, d'autant plus ardens, 
d'autant plus dangereux, que fimmense secousse de 1a revo-
lution a oU<Jert une carriere sans limites aleurs esperances. 
Un ordre de choses depuis long-lerns etahli borne en 'luelque 
sorte fhorizon. Qu'on aille jus'lue-ld, on Sera satisfait. Les 
plus impatiens se reglent et se mOderent par dtfsespoir. On 
criait: riee la charte! On ne demandait qu'une monarchie 
franchement constilutionnclle. 1!raintenant, c'est une monarchie 
avec des institutions repuhJicaines que 1'on rth·e. D'autres ,'onl 
jusqu'd 1a rtfpuhlique pure, cl ils n'en sont qUt! plus consequens. 
Du sera le terme? Qui le sail? Dans l'anarchie, dans le 
dtfspotisme peul-etre, si le gouvernement, par faihlesse, n'osail 
combattre de front Ie radicalisme. Je sais qu'il esl dur .Je se 
stfparer de gens avec qui ton a fralernist!, de les ranger une 
!Jonne fois parmi ses ad"ersaires, el d'encourir leur humeur. 
Ils ,se pJamdront amerement; ils diront que ton s'est urv; 
d'eux, el puis qu'on les abandonne. Mais que faire! En re-




entiere? Car;1 n',y a pas de milieu: c'est la $ouperainete aans 
partage, qu'il "eulent! La France n'est pas leur conquete; et 
ce serail pouaser loin la reconnoissance que de la leur donner 
a gour;erner, c'est-'{l-dire a boule"erser.« Dieses gewöhnlich die 
Folge der Revolutionen; daher denn nur in der äufsersten Noth 
diese giftige Arzenei. 
38) VergI. Be r g k 's Briefe üher Kant's Rechtslehre, S. 207. 
39) J. H. Böhmer; jus puM. uni"ers., S.584, Not. h. -
Dessenungeachtet möchte es aber höchst erforderlich seyn, diese wich-
tige Angelegenheit auch aus dem theoretisch-speculativen Gesichts-
puneIe zu hetrachten; denn wer mag leugnen, daf. anch Völle)' 
irregeführt werden I.önnen und irregefUrt seyen? 
40) Dieses wird sich nicht leugnen lassen; denn wenn ein 
Contract von dem einen TheiJc gebrochen wird, so ist auch der 
andere Theil seiner Pflichten befreit, wen n n ä m I ich k ein R ich -
tel' vorhanden ist, hei welchem auf Erfüllung des COII-
Iractes geldagt werden J.ann. 
41) Es wird hoffentlich erlaubt seyn, Obiges unumwund"n zU 
sagen, da schon im Jahre 170-4 eben dieses, und zwar mit sebr kräf-
tigen "Vorlen, .,in Greifswalder Rechtsgelehrter, Pa Ith e n i us, in 
seiner Dissertation de dethronisatione sagen dllrfte. "Jam si ea 
sit principis alrod/as, 1I1 ad to/ius populi auf majoris partis 
laesionem. pertingot: el hic, quae, quanta, quam mulla I'l' 1'0-
pulus, et belli metu el oeii dulcedine, non indulgeat? Quum-
quam si e:rlrema patiatur crudelita/is aut superbia" e,eempla, 
quis L'ulpet eum, qui l'onslllnta omni patientia, non ea ;gna.·ia 
si/, ut e.Tpectandum sibi pulei, dnnec de coelo descendnt D e u s 
in hurnani generj~s hostem $ua nlissurus fulmina? imo quis 
non eurn laudei , quod aliquando se circumspicial, et a Deo 
reprirlli pulei, qui naturae lege, i. e. divina CJoluntate, L.~oe"l·e­
tur? - Praestat tarnen, aliquam esse rempublicam, quam nlll-
10m; praestal pacern esse, '1uam bellum? - Quasi respublica 
sie, in qua leges nomen non .<unt, judieia jacen! • . • . .A n 
ut tu me jugules el expiles, ego interim digitum 
non moveam?« '" . Siehe Seite 720 der Ausgabe von Pu-
ren cl 0 r f' sangeführtem \Verle, Leyden, 1769. 
§. 4. 
Auch selbst bei dem geschilderten Zustande 




den. Ein Monarch ist ein Mensch, er kann irren; 
er kann aber auch von seinem Irrthume zurück-
kommen. Ruhe und Friede sind, aufser der ge-
setzlichen Freihei t der Bürger, in einem Staate 
die schönsten Guter; nicht leichtsinnig sind sie auf 
das Spiel zu setzen. Also ehe zum Widerstande 
zu schreiten, sind die dringendsten Vorstellun-
gen bei dem Souverain anzuwenden, und zwar in 
Ausdrücken der Ehrerhietung; denn die Fürsten-
würde mufs his zu dem letzten Augenhlicke ihres 
Daseyns geachtet und heilig gehalten werden. 
Zu diesen Vorstellungen sind zunächst die 
Re prä sen t an te n des V 0 I k s herech tigt j und 
hier ehen zeigt sich, wie wesentlich es seIhst fUr 
die Ruhe und Sicherheit der ~Ionarchen, dars sol-
che vorhanden seyen; denn wäre diefs nicht der 
Fall, so würde die[s Recht der Vorstellung dem 
Volke selbst sofort zustehen, wie dieses auch der 
Fall seyn mürste, wenn die Repräsentanten des 
Volks ihre Pflicht zn erfüllen versäumten; denn 
unmöglich wird man annehmen können, dafs das 
Volk jemahls, stillschweigend oder ausdrücklieb, 
darein gewilligt habe, die Repräsentanten zu un-
umschränkten Herren über sein Schicksal zu ma-
chen 42). 
42) Unendlich weicht die in diesem §. vorgetragene Theorie 
von derjenigen ab, welche J. J. Rousseau in dem Contratso-
dol über das Verhältnifs des Regenten zu den Staatsbürgern auf-
stellt. Die unsrige folgt alls der Natur der Sache. Nur in dem 
äuüersten Nothstande • wenn jede andere Hülfe fehlt, wenn alle 




Recht ein, dem Sonvenin den Geborsam aufzw.ündigcn. Ein Recht, 
welches die Nationen zu allen Zeiten von selbst geltend gemacht 
hahen und ewig geltend machen werden. Der Ven. des ContrOt 
60dal geht, ein tüchtiger Revolutionair, weiter: er stellt den Re-
genten in die Kategorie au fl. ü n d h are r Beamten.» Les deposi~ 
taires de 10 puissance executive ne sont point les maUres du 
peuple, mais ses officiers; il peut les elab/ir et les destituer, 
quand illui plait; il n'est point pour eux de contracter, mais 
d'ohiir.« - Diese verderhlicbe Lehre kann nur mit Ahscheu he-
trachtet werden. Schon Voltaire (in seinen idtfes ripublicaines, 
XXXIV. - Oeuvres compl. Cd. de f;otha, T. XXIX. p. 198.) 
hat das Irrige dieser Lehre gezeigt. Denn selbst ein Staatsbeamter 
hnn nicht willkührlich gekündigt werden, wenn er nicht zu der 
Klasse derjenigen Staatshedienten gehört, denen die Kündigungs-
Clausel, ohne Nachtheil des Gamen, in ibre Bestallung gesetzt wer-
den I.onnte. Selbst die höchste Staatsgewalt kann einen Richter 
nicht ohne Vrtheil und Recht seines Amtes entlassen. - Die un-
sterhliche Fürstinn Pauline zur Lippe .erhnnte dieses durch 
eine eigene Verordnung an. 
§.5. 
Haben die Vorstellnngen an den, den Bnnd 
brechenden ~Ionarchen nicht die gewünschte 'Vir_ 
knng, dann mufs leider zur Erreichung des Zie-
les fortgeschritten werden. - Aber (möchte man 
fragen), sollte es hier nicht nothwendig, oder doch 
rathsam seyn, zuvörderst die V e rm i tt el u n g ver-
wandter, benachbarter oder verbundener Fürsten 
anzurufen, ehe die Repräsentanten des Volkes, oder 
dieses selbst, den so äu[serst gefährlichen Schritt 
der Aufkündigung des Gehorsams thäten? - Eine 
N othwendigkeit dieses Schrittes ist, nach der 
strengen Theorie, nicht zu behaupten; denn in ei-
nem unabhängigen Staate steht keine höhere 
,Macht über Volk und Fürsten. In der Praxis 




fserst rä thlich seyn: dann llämlich, wenn wegen 
der Schwäche des Volks zu fürchten stände, dafs 
eine dem Wohl des Ganzen gef:ihrIiehe Ei nm i-
sc h u n g Fremder Statt haben könnte. Besonders 
ist dann jene Vermittelungs - Erbittung räth-
lieh, wenn das Volk gleichsam erst vorläufig den 
Gehorsam aufgekündigt hat, und uun aus diesem 
provisorischen Zustande ein definitiver hervorge-
hen soll. Ueberhaupt müssen das Volk und seine 
Repräsentanten, im Falle des in Frage stehenden 
grofsen Unglückes, den höchsten Grad der Mäfsi-
gung zeigen und auf das äufserste jede Ueberei-
lung vermeiden; denn hier stehen die edelsten Gü-
ter auf dem Spiele. Dadurch beweisen sie nicht 
nur, dars sie nur aus Noth handeln, sondern sie 
handeln auch selbst dem R.echtsprincipe gemäfs. 
Ist von der ErhiUung einer Vermittelung irgend 
ein Erfolg zu erwarten, so ist diese keinesweges 
zu versäumen. 
§. 6. 
Gehört das Land, dessen Fürst Veranlassung 
gab, ihm deu Gehorsam aufkündigen zu müssen, 
einem Staatenbunde an, dessen lUjtgIieder sich 
wechselseitig ibre Staaten garantirt haben: so ist 
es im höchsten Grade räthlich, diesem Staaten-
bunde die Gründe zu entwickeln, weswegen zu 
dem äufsersfen Hülfsmittel hat geschritten werden 
müssen, um jede gewaltsame Einschreitung zn ver-
meiden. Es kann aber dieser Bund nicht Rich-




seyn, In sofern der Staat, von welchem 
die Rede ist, zn den völlig unahhängigen 
Staaten gehöre~ würde; es sey denn, dars 
Fürst und Volk die übrigen ßundesfürsten aus-
drücklich als Richter in ihrer Sache anerkenneten. 
Es würde das GegentheiI dem Begriffe der Unab-
hängigkeit der Staaten widersprechen. Wäre je-
doch ein Bu ndesgeri ch t vorhanden, dann ver-
hielte sich die Sache völlig anders. Die Buudes-
staaten wären dann zu dem höhern Grade der 
Civilisation vorgeschritten, in soweit ihre vollstän-
dige Unabhängigkeit aufgegeben zu haben, dars 
sie, zur Handhabung des Rechts, nicht nur unter 
sich selbst, sonderu selbst zwischen den Fürsten 
und den ihnen unterworfenen Völkern, einen Obern 
anerkenneten. In diesem Falle mü[sle aber auch 
schnelle Gerechtigkeit zu erwarten stehn, damit 
das Volk nicht zu befürchten hahe, vor erfolgter 
Entscheidung in den Zustand gesetzt zu werden, 
dars es ihm unmöglich werde, dem Verderhen zu 
entgehen. 
§. 7 
Möchte doch das Deutsche Vaterland des Glü-
ckes theilhaftig geworden seyn, da[s ein oberstes 
Bundesgericht, dem Kraft und Wille wäre, 
die Gerechtigkeit, seihst zwischen den Fürsten und 
ihren Völkern, schnell zu verwalten, an seiner 
Spitze stände! +3) ''Vas könnte hindern, wollte 
man es ernstlich, dars noch jetzt dieser grofse Man-
gel ersetzt würde? ++) - Selten, oder vielleicht 




ist für ein Nutzen für das Ganze zu erwarten, 
wenn der Aufstand eines Volkes durch die bewaff-
nete Macht der Benachbarteu zuriickgedrängt wird, 
gleichsam eine für kurze Zeit unterdrückte Krank-
heit, wenn die Ursache der Volksuuzufriedenheit 
nicht gehoben ist? 45) - Eiu('m tugendhaften, das 
Recht beschützenden und handhabenden Fürsten 
wird die ~Iasse des Volkes mit Liebe anhängen j 
er hat nichts von Meuterern zu befürchten. ~löge 
immer durch böse Menschen die Ruhe augenblick-
lich gestört werden; die Guten werden sie lJald 
herstellen. Man führe hiergegen nicht Bel g i e n 
an. Der :Monarch war gut und edel, ihn trifft 
kein Tadel: 46) der Fehler liegt darin, dars zwei, 
in Sitten und Religion gänzlich verschiedenartige 
Völker gewaltsam verbunden wurden. Das Unna-
türliche rächt sich früh oder spät. 
43) Der Verfasser ist keinesweges der Einzige, der die Noth-
wendigkeit eines Bun desgerichles anerkennt und aufdessen Er-
richtung dringt. Einer unserer vortrefflichsten juristischen Schrift-
steller, der Herr Oherappellationsrath P fe i fr er zu Cassel, ist hierin 
mit ihm völlig gleicher Meinung. S. die Vorrede ,.u dem 2ten 
Bande der praclischen Ausführungen aus allen Theilen 
der Uechtswissenschaft. (Hannover, 18~8. 4.) Ein vorzügli-
cher Grund ist diesem freimüthigen Schriftsteller: "indem die hohe 
»Bundesversammlung sich immer mehr der uumittelbaren :\Jitwir-
"kung zu demjenigen, was der Justiz und deren Handhabung an-
»gehöret, zu entäufsern und in dieser Beziehung ihren Geschäfts-
»kreis mit jedem Jahre zusammenzuziehen scheint.« - Die Belege 
zu dieser Behauptung fehlen an jener Stelle nicbt. - Gewif.s ist 
diese Erscheinung (die unstreitig darin ihren Grund hat, daf.s man 
dafür hält, jede Einwirlnmg .-on anfsen sey dem Princip der SOß-
ver a i n e t ä t entgegen) im höchsten Grade zu beilagen; deun irr 
eben dem Maafse, als sich hierdurch der Monarchismus der All-




Wie wahr ist in dieser Beziehung der (auch von Herrn Pfeiffer 
angeführte) Ausspruch An ci Il 0 n ' s: » Wo Laune und WiIIkühr 
.herrschen, kann leine Freiheit Statt finden; wo es keine Freiheit 
»giebt, ist auch die Sicherheit gefährdeL.. (Ueher den Geist der 
Staatsverfassungen u. s. w, Berlin, 1825. S.70.) 
44) Die Errichtung eines eigenen Bundesgerichtes war 
während der Wiener Congrefshandlungen nachdrücklich in Antrag 
gekommen. Dawider erklärten sich Wirtemberg und Hessen-
Darmstadt, und vorzüglich Baiern. Dafür aber Preufsen, Oest-
reich, Hannover, der König von Sachsen, Holstein und sogar an-
fa n gs Hessen-Darmstadt, die vereinigten Fürsten und freien Städte, 
R ufslan d. Es erfolgte sogar ein Entschlufs für die Errichtung 
eines Bundesgerichtes. Es wurde dieser auf Baierns Betrieb zu-
rückgenommen und an dessen Stelle ein Austrägal-Gericht gesetzt. 
Ein Bericht von den Wiener Congrefs - Verhandlungen über Er-
richtung und Wirksamkeit eines permanenten Bundesgerichts fin-
det sich in Klüher's Uebersicht der diplomatischen Verhandluu-
gen des Wiener Congresses, S. 173-193. VergI. ferner dessen 
öffentliches Recht des deutschen Bundes, §. 157 der 2ten Auf!. und 
S.163 der Quellensammlung, 3te Auf!. - Eine ganz eigen-
thümliche Anmaafsung ist es also, wenn man öffentlich des Verr. 
Wunsch, ein Bundesgericht errichtet zu sehen, für gänzlich .un-
ausführbar« erklärt hat. - Eine Anmaafsung, welche um so 
gröfser erscheint-wenn hier nicht, wie wahrscheinlich ist, Igno-
ranz zum Grunde liegen sollte - wenn sie in einem literarischen 
BlaUe vorgebracht wird, welches in den könig!. Preufsiscben Staa-
ten herauskömmt. Preufscn war es nämlich, wie gesagt, ganz 
vorzüglich, weIches ein Bnndesgericht für unumgänglich erforder-
lich hielt, unter andern: 
"Bei Klagen mittelharer Personen gegen unmiuelbare Bundes-
"glieder wegen 
a) "Verletzung der innem Landesyerfassung nnd 
b) "solcher in derselben gegründeten einzelnen Rechte, welche 
"durch den Bundes- oder einen andern Staatsver-
"trag zugesichert sind.« 
Es fügte Preufsen hinzu: "Dafs in denen Fällen, wo die po-
"Iitische Existenz eines Individuums wider den Bundesvertrag oder 
"die Constitution gekränkt. und selbige iu den Rechten der 
"Deutsehheit gefährdet werde« .•.•• das Bundesgericht com-
pelent seyn müsse. Klüber a. a. O. 185. 
45) Die Bestimmungen der Art. XXV ff. der Schlufs-Acte 




enthalten die Vorl<ehrungen, welche der Bund ehen so berechtigt 
, als verpfliebtet ist, eintreten zu lassen, wenn die öffentliche Ruhe 
in einem Deutschen Staatsgebiete gefährdet worden. Auch sagt 
der Art. XXVII. ausdrücl<lich: »Die Regierung, welcher eine solche 
Hülfe zu Tbeil geworden, ist gehalten, die Bundesversammlung 'fon 
der Veranlassung der eingetretenen Unruhen in Kennt-
nifs zu setzen, und von den zur Befestigung der wiederher-
gestellten gesetzlichen Ordnung getroffenen Maafs-
I' e gel n eine beruhigende Anzeige an dieselbe gelangen zU Jassen u : 
aber nicht deutlich ist es, ob hierin die Berechtigung der Bundes-
versammlung anerkannt sey, zu untersuchen: ob die Veranlas-
sung der Unruhen auch der Wahrheit cemäjs ange-
geben? Und ob den Unterthanen nachgelassen, Gründe dar-
zulegen, die es ihnen unmöglich machen, irgend ei-
nen (doch denldichen) Drucl< von Seiten der Regierung 
ferner zu ertragen, und also die Nothwendigl<eit einer Hiilfe 
von Seiten des Bundes auszulühren? - Es scheint Beides theils in 
der Natur der Sache zU liegen, theils auch durch den Art. XXIX. 
der erwähnten Schlufs-Acte ausgesprochen zU seyn. - Es lautet die-
ser: "Wenn in einem Bundesstaate der Fall einer Justizver-
weigerung eintritt, und auf gesetzlichen "Vegen ausrei-
chende Hülfe nicht erlangt werden bnn, so liegt der Bundesver-
sammlung ob, erwiesene, nach der "'erfassunc und den be-
stehenden Gesetzen jedes Landes zu beurtheilende Beschwer-
den über verweigerte oder gehemmte Rechtspflege anzunehmen, 
und daranf die gerichtliche Hülfe bei der Bundesregierung, die 
zu der Beschwerde Anlafs gegeben hat, zu bewirken.« - Verbin-
det man dieses mit der Bestimmung, dafs eiße in anerhnuter Wirl<-
samkeit hestehende lan ds chaftli ehe Verfassung nicht einsei-
tig abgeändert werden darf (Art. LVI.): so sollte man allerdings 
glauben, auch Eingriffe in die V e rf ass u n g und ein dabeI' rüh-
render Drud der l'nterthanen I<önnen (wie ehemahls bei den Reichs-
gerichten) auch jetzt bei den Landesgerichten LUr Sprache gebracht 
werden. - Aber welche Regierung wird sich dieses gefallen las-
sen? - Und welche Gründe stehen auch nicht (die Sache genauer 
beleuchtet) einer solchen Auslegung entgegen? - Soll also der 
Deutsche Staatsbürger iu seinen edelsten und wesentlichsten Rech-
ten Schub hahen, soll jede Entschuldigung einer "Vidersetdich-
keit wegfallen: so ist durchaus ein höchstes Bundesge-
richt, zum Eraatz der Reichsgerichte, nöthig. 
46) Hr. Surlet de Choquier, gewesener Regent ,"OD Belgien, 





neral-Staaten folgendermaafsen über den König Wilhelm: »La 
divine providence touclufe des moux qui occablaient les Belges, 
prioes depuis si long-tems de patrie, par les dtfcrets de sa hon-
te ineffable, leur a rendu une, en platant a l!!ur tele un 
prince, dont la seule ambition esl de mtfriler le nom de pere du 
peuple.« 
§. 8. 
Obige kurz entwickelte Grundsätze scheinen 
nur Folgendes darzuthun: 
1. Ein Volk, dessen natürliche und bürgerliche 
R.echte, also auch dessen Staatsverfassung, der 
Fürst verletzt, hat, als ä u f seI' s te s 1\1 i tt cl, 
das Reckt, ihm den Gehorsam aufzu-
kündigen, wodnrch die oberste Staats-
gewa.lt unmitt~lbar auf seinen rech t-
mäfsigen Nachfolger übergeht 47). 
Il. Das Volk handelt sicherer und der Pol i ti k 
gemäfs (im Fall es nicht zu den mächtigen, 
factisch völlig unabhängigen Völkern gehört), 
wenn es einen solchen Fürsten vorläufig nur 
unschädlich macht; die endlichen Verfügun-
gen aber (ist dieses möglich), zwischen dem 
Nachfolger des Regenten und den verwand-
ten, verbündeten oder dominirenden benach-
barten Höfen ansmachen läfst. Gehört der 
Fürst zu einer mächtigen Dynastie, dann ist 
diese gewifs vorzüglich zu einer gerechten 
Einwirkung und Vermittelung aufzufordern. 
Schwer wird es jedoch stets zu bewirken seyn, 
einen Regenten zum Aufgeben seiner Ansprüche 




schenkenner, sagt) regihus aefJua, nedum infima, 
insolila sunl 43). 
Bei einer solchen Vermittelnngs - Erhittung 
wird das Volk, welches dazu schreiten murste, 
seinen Fürsten vorläufig unschädlich zu machen, 
sein Glück schwerlich aurs Spiel setzen. Es ist 
nämlich keinesweges anzuuehmen, dafs die ver-
mittelnden Fürsten sich mit dem ungeheuern Un-
recht heladen werden: einen Tyrannen +9) (und 
nur einem solchen darf der Gehorsam gekündigt 
werden) in Schutz zu nehmen. Nicht nur ihre 
eigene Ehre, sondern auch ihre Sicherheit er-
fordert das Gegentheil. Wenn selbst der ehrlie-
bende Bürger in seinem Kreise den Verletzer hei-
liger Pflichten nicht duldet: wie liefse es sich 
denken, dafs Könige, sie, die auf den Höhen 
der Menschheit stehen, für Ehre weniger empfäng-
lich seyn sollten! Es scheint an Verhrechen zu 
grän zen, einen solchen Gedanken auch nur in sieh 
aufkommen zu lassen. Und nicht minder wich-
tig ist der zweite Grund. Es ist wesentlich, dafs 
der höchsten Würde die höchste Achtung hleibe. 
Mit der Achtung verlöre sie die Sicherheit. Auch 
verlangt ja das unglückliche, Hülfe und Rettung 
von den gröfsten Leiden ·erflehende Volk nicht 
etwa, in den Urzustand der Gesellschaft zurück-
zutreten, um eine neue Fürstenwahl vorzuneh-
men - ein solches Recht zu behaupten, so lange 
noch ein legitimer Nachfolger vorhanden ist, wäre 
dem allgemeinen Staatsrechte zuwider -; nein, es 





werde, unl von dem rechtmäfsigen Erben bestie-
gen zu werden; es verlangt nur Anerkennung der 
gerechten Sache. - Sicherer uud regelmä-
fsiger wäre es: könnte diese hei eInem 
obersten Gerichtshofe geltend gemacht 
werden 50). 
47) Es versteht sich gänzlich von selbst, dafs dieser rechtmä-
fsige Nachfolger die Regierungsgewalt aus eigenem Recht& em-
pfängt, und nicht etwa eine Art von Regierungs- Verweser 
ist. Ist daher dieser Nachfolger minderjährig, so erhält er einen 
Vormund. Aus diesen Verhällnissen folgt es auch auf das unwi-
dersprechlichste, dafs, wenn der ahgesetzte Regent na c h dem Ver-
luste der Regierungsrechte legitime Nachkommenschaft hekömmt, 
diese der Nachkommenschaft des neuen Regenten nachstehen müS-
se: denn dieser folgte aus eigenem Rechte und pflanzte solches auf 
seine eigenen Nachkommen oder nächsten Agnaten zuvörderst fort. 
Ein ganz verschiedenes VerhäItnifs tritt dann ein, wenn ein Regent 
eines nnverschuldeten physischen oder psychischen Uebels wegen 
die fernere Ausübung der Regierungsrechte verliert. In die-
sem Falle wird die Regierung in sei n e m Namen geführt. Seine 
Rechte gingen nicbt unter, nur deren fernere Ausübung wird durch 
Umstände, die aufserhalh seines Willens liegen, gehemmt; und so 
liegt es in der Natur der Sache, dafs sei n e Rechte auch zuvör-
derst auf seine Nachkommen und nächsten Agnaten ühertragen 
werden. - Ein ähnliches Verhältnifs tritt dann ein, wenn schon 
bei eintretender Regierungserledigung der nächste Agnat regierungs-
unfähig ist. Auch in diesem Falle geht sofort das Regierungsrecbt 
auf den auf ihn Folgenden üher. Aurea bulla Caroli Ir., cap. 
XXr, §. 3 cl 4-
48) Annal. 11, 42. 
49) Hoc nomen Graeci recis injw;ti esse ()OluerfJTlI. eh. 
de rep. II. 27. 
50) In einem bekannt gewordenen neuern Falle wandte sich 
das Volk durch seine Repräsentanten an den mäcbiigsten Agnaten 
des bart angeschuldigten Fürsten. Der Deutsche Bund ersuchte 
darauf den nächsten Agnaten desselben: 
.die Regierung his auf Weiteres zU führen, Alles, was zur 




"Ordnung erforderlich, vorzuJ.ehren, und dafs dieses auf Ver-
»anlassung des Deutschen Bundes geschehe, öffentlich heJ.annt 
»zu machen." 
Nach erfolgter Entscheidung der Agnaten trat darauf der legitime 
Nachfolger defiuitiv die Regierung an, und ibm wurde von dem 




Zug a b e D. 
1. 
Darstellung der Theorie des J:Ierrn von Haller, 
hinsichtlich der Lehre von einem dem Staats-
verhande zum Grnnde liegenden Vertrage 
und des Widerstands-Rechtes gegen die 
oherste Gewalt 51). Mit einigen Bemerkungen. 
A. 
Herr Karl Ludwig von Haller (Mitglied 
des souverainen, wie auch geheimen Raths der 
Republik Bern - vor dessen U ehertritt zur ca-
tholischen Religion) erklärt in seinem so herühmt 
gewordenen Werke: Restauration der Staats-
wisssenschaft, oder Theorie des natür-
lich-geselligen Zustandes, der Chimäre 
des künstlich - hürgerlichen entgegenge_ 
setz t (Zweite, vermehrte und verhesserte Auflage, 
Winterthur, 1820 H., 6 Bäude, von denen der 
5te noch nicht erscnienen - wenigstens hahe ich 
mir solchen noch nicht verschaffen können), die 
ganze Theorie von einem ursprünglich abge-
schlossen en S ta a tsve rtra ge für eine höchst-
getährliche Chimäre, fur die Hauptursache aller 
Revolutionen und des vielfachen Unglücks, wel-
ches in den letzten Zeiten die Völker heimgesucht 
hat. Er weiset ausführlich nach, nachdem er die 
Gefahrlichkeit der Theorie vom Staatsvertrage daF-
gethan zu haben glaubt, wie diese (angebliche) 




Hobbes, Sidney, Locke, Pufendorf, J. H. Böhmel', 
Montesquieu, Rousseau? Martini, Sonnenfels, Sehei-
demantel, Sieyes, Kant, Schlözer, Bensen , ßehr 
u. s. w. (Cap. 6.), - er liefert eine philosophi~ 
sehe Geschichte dieser Theorie (Cap. 7.), zeigt -
wie er glaubt - die versuchte, mifslungene Rea-
Iisirung derselben (Cap.8.), ihren anscheinend voll-
endeten Triumph (Cap. 9.) und das gänzliche Mifs-
lingen des ganzen Experimentes (Cap. 10.). - So-
dann kömmt er auf die Ursachen des Mifslingens, 
und sucht die innere Falschheit und Unmöglich-
keit der ganzen philosophischen Staatstheorie zu 
zeigen (Cap.11.), worauf er endlich seine eigenen 
Ansichten darlegt. 
Die Gründe, welche der Theorie vom Staats-
vertrage entgegengesetzt werden, sind keinesweges 
neu, und sie h i e r aufzuführen kann ich nicht 
fur erforderlich erachten, wohl aber ganz im kur-
zen die neue Entdeckung des Herrn von Hal-
l er darzustellen 52), welche ihm von einer solchen 
Wichtigkeit erscheint, dafs er, in der Einlei-
tun g zu seinem Werke, von derselben - gleich-
sam als von einer neuen Erlösung von allem Ue-
bel, - die wohlthätigsten Folgen mit einer sol-
~hen Gewifsheit erwartet, als die Kinder Israels 
der Ankunft eines Messias entgegensahen. -
"Mit der tenfelschen Doctrin (sagt er S. LXIX 
der Ein lei tun g) wird auch die Entfremdung 
der Gemüther verscbwinden, weJche jetzt aUe Freu-
den des Lebens vergiftet; es wird die alte Liebe 




nächst fur einander geschaffen hat, und kein an-
deres Gesetz, keine andere Constitution mehr seyn, 
als di e, sich wechselseitig Liebes und nichts Lei-
des zu thun." - Dieses wäre denn freilich das 
wahrhafte himmlische Jerusalem, und stände es 
zu erreichen, wer würde nicht mit Freuden ein 
Hallerianer werden! - Worin besteht nun 
aher des Herrn v 0 u Hall er Entdeckung? - In 
Folgendem: Die Staaten hahen sich nicht von un-
ten hinauf, sondern vielmehr, nach einem allge-
meinen Naturgesetze, von ohen herah gehil-
d e t. - Es sey al s 0 (!') ein falscher, höchstgefähr-
licher Satz, dars die Fürsten der Untertha-
nen wegen vorhanden seyen. - Folgender-
maafsen drückt sich Herr von Haller (S. XVI.) 
in dieser Beziehung aus: 
"Mein Geist war aufgeregt und nur auf die-
sen einzigen Gegenstand gerichtet, so, dars alles 
Andere mir gleichgültig wurde, und ich überall 
im täglichen Lehen nur allein die Verschiedeuar-
tigkeit der geselligen Verhältnisse, ihren einfachen 
Ursprung und ihre wahre Natur zu erforschen he-
mühet war. Und siehe, im Kleinen zeigte sich 
wieder das allgemeine Gesetz der Natur, da ward 
der Schlüssel zu aller Wahrheit im Grofsen ge-
funden. In jeder nur etwas hegüterten oder er-
weiterten Familie, in jedem Gutsherrn, sogar in 
jedem Handelsmann oder Fahricanten, sah ich auf 
das deutlichste das Bild eines Fürsten, in der 
freien Aggregation der Untergebenen den Anfang, 




hängigkeit oder Dienstharkeit; In jeder Stadt, je-
der Gemeinde, jeder Lesegesellschaft sogar, das 
Ehenhild einer Republik; in ihrer einfachen na-
iürlichen Bildung und Erweiterung ward der Ur-
sprung der Staaten, in dem rechtlichen und lie-
bevollen Verhältnifs zwischen ihren Mitgliedern 
- der Spiegel des wahren Staatsrechts erkannt. 
Allemahl drängte sich hier der Gedanke auf: wo-
durch unterscheiden sich denn diese Privatver-
hältnisse , gegen welche Niemand etwas einwen-
det, von den sogenannten Staaten, als wie das 
Kleinere von dem Gröfsern, das Vollendete von dem 
Unvollendeten: was fehlt jenen gewöhnlichen Her-
ren zum vollendeten Fürsten, als die eigene per-
sönliche Unabhängigkeit? und wie diese letzte, als 
das Characteristische der höchsten Gewalt, nur 
das natürliche Resultat höherer Macht sey, recht-
mäfsig erworben werden oder zufällig entstehen 
könne, das war bei dem geringsten Nachdenken, 
auch ohne Hülfe der Geschichte, hald gefunden.« 
- Dieses ist denn das Thema, welches Herr v. 
Haller in dem 13ten Capitel, von dem Ur-
sprunge aller Herrschaft nach einem all-
gemeinen Natur-Gesetze (S.355-387), aus-
führlich entwickelt hat. - ,. Oeffnet die Augen 
(sagt er daselbst, S. 357) und ihr werdet es er-
kennen, offenbar nichts anders als eine höhere 
Macht, natürliche Ueherlegenheit an irgend ei-
nem nützlichen Vermögen auf der einen Seite, 
und anf der andern Bedürfnifs an N ahrnng und 




welches jener höhern Macht entspricht und durch 
sie befriedigt wird. Der Man n herrschet über 
sein W ei b, weil er es angeworben, in seinen 
Schutz aufgenommen hat, weil es gewöhnlicher 
Weise von ihm ernährt wird, und weil er in All-
gemeinen auch der Stärkere an Geist und Kör-
perkraft ist." - Hier folgt eine Reihe von Bei-
spielen. - Dann fährt Herr von Haller fort: 
» Woher diese Herrschaft, als wegen dem ßedürf-
nifs 55) der einen und der Ueberlegenheit der an-
dern? - Siehe! da sind wir auf der Spur und 
da haben wir zugleich den wahren Sinn des gro-
fsen und unzerstörbaren 'Naturgesetzes, dafs nur 
der Ueberlegenere, der Mächtigere herrsche, oder 
um uns bestimmter auszudrücken: dars da, wo 
Macht und Bedürfnifs zusammentreffen, ein Ver-
hältnifs entsteht, kraft welches dem ersteren die 
Herrschaft, dem letztern die Abhängigkeit oder 
Dienstbarkeit zu TheiJ wird, das aber deswe-
gen nicht minder der Gerechtigkeit ganz 
gemäfs und zu beiderseitigem Vortheil 
ahgeschlossen ist." - Also doch .. abge-
schlossen?" Und was wäre denn dieser Ab-
sc h lu f s anders als ein Ver t rag? - Gewifs kei-
ne »gezwungene Subtilität" (wie Hr. v. H. 
meint) ist es, wenn wir einen "Abschlufs« mit 
dem Namen eines V ertrags belegen. - Nichts 
ist wahrer, als was Hr. v. H. hinsichtlich der Ent-
stehung der Staaten hier vortrng. "Ver hat je 
an diesen Wahrheiten gezweifelt? Es mufs selbst 




Staaten auf die dargestellte Weise entstanden, 
überdiefs aher anch durch das reine Recht des 
Stärkern-wenn es erlauht ist, hier von Recht 
zu sprechen. Stets aber war dennoeh die Unter-
werfung der Mehrheit unter Einen oder unter 
Wenige entweder das Resultat eines ausdrück-
lichen oder sti II schweigenden Vertrages. 
Diefs letzte auch dann, wenn die ursprünglich von 
oben her wirkende Gewalt in dem Laufe der Zei-
ten anerkannt und so ex post rechtmäfsig wurde. 
- Wir wollen uns ein Beispiel, ganz im Sinne 
des Brn. v. H., hilden. 
Ein Ritter des Mittelalters besitzt eine feste 
Burg, um ihr her ansehnliche Besitzungen an Län-
dereien u. s. w. - Unsicherheit herrscht üherall 
umher, überdiefs Hunger, herbeigeführt durch 
Kriegsverheeruugen, 1\'Iifswachs, Pest u. s. w. Nun 
wird des Ritters Besitzung, unter dem Schutze 
der Burg, folgendermaafsen bevölkert: 
1. Einen Theil der Ländereien besetzt er mit 
kriegsgefangenen Wenden. Sie werden seine 
Leiheigene, und zwar zu ungemessenen 
Diensteu verpflichtet, doch aufserdem mensch-
lich behandelt. 
2. Ein Theil der Besitzung bevölkert sich, un-
ter der Verpflichtung zu Diensten, mit Ver-
triebenen und Hungerleidenden. Der lliuf!l" 
baute ihnen Häuser, gab ihnen Vieh und 
Saatkorn. 
3. Einen Tbeil seines Eigenthums besetzt er mit 




hältnisse sind freier; sie üben Vorrechte über 
die früher genannten aus. 
4. Einen Theil räumt er Handwerkern ein, die 
er herbeirief, um sich ihrer, gegen Bezahlung 
ihrer Dienste, bedienen zu können. 
5. Er bemächtigt sich durch Gewalt benachbar-
ter Dörfer eines andern Ritters und vereint 
sie mit seiner Besitzung. 
6. Andere Dörfer erwirbt er dmch Erbschaft 
u. s. w. 
So bildet sich ein kleines Gebiet, eine Dyna-
sten-Herrschaft. - Sie wird reichsunmittelbar. -
Die verschiedenen Verhältnisse der Hintersassen 
bilden sich alImählig aus; sie werden milder anf 
der einen, strenger auf der andern Seite - die 
Hintersassen, Leibeigenen u. s. w. sind nun U u-
t er t ha ne n der Burg. Die Reichsgerichte schü-
tzen sie bei ihren verschiedenartigen Rechten . .:.... 
Das Reich wird aufgelöst; der Dynast verwun-
dert sich, Souverain geworden zu seyn. 
Ursprünglich lag hier zum Grunde des Ver-
hältnisses der Hintersassen zum Ritter: Gewalt, 
ansdrücklicher Vertrag, stillschweigender Vertrag, 
selbst vielleicht, hinsichtlich der ursprünglichen 
Familien-1Uitglieder des Ritters, Miteigenthum an 
dem Grunde und Boden. - Von allem diesen 
ist das Andenken des ursprünglichen Verhältnis-
ses erloschen. - Was ist denn nun anzuneh-
men? - Gewifs ist es das natürlichste von der 
Welt: sich das bestehende Verhältnifs so zu den-




dars es also, mit Hrn. v. H. zu reden, so anzu-
sehen: "als sey es der Gerechtigkeit gemäfs 
zu heiderseitigem Vortheil abgeschlos-
sen.« - Hierher wären wir also gelangt, und 
hitten unwiderleglich gezeigt: Herr von Hall e r 
behaupte genau dasselbe, welches er mit so har-
ten Worten bekämpfet und als so verderblich 
darstellt. Ich bin fest überzeugt, dafs Hr. v. H. 
ein wahrhaft edel er Mann ist, dars er es herzlich 
gut meint; eben so sehr aber auch, dars er in 
seinem weitläufigen, durch unzählbare Wiederho-
lungen des Gesagten unaussprecblich ermüdrnden 
Werke nichts Neues, hinsichtlich dessen, was ihm 
Hauptsache und eigene Entdeckung ist, gesagt hat, 
dars er aber aus dem, was er für neu hält, zum 
Theil, und selbst in der Hauptsache, falsche Fol-
gerungen zieht. - Jedoch nm: zum The il; denn 
wir werden in der Folge zeigen, dafs er die in 
vorliegender Schrift zur Beantwortung dargestell-
te Frage ehen so heantwortet, als es von uns 
geschehen ist. - Merkwürdig ist jedoch allerdings 
die Täuschung des Hm. v. H. in dem, was ihm 
Hauptsache ist. Er erkennt keinen Vertrag, wo 
dieser so deutlich zum Grunde liegt, ja noch 
mehr, er nimmt darauf keine Rücksicht, dars so 
oft die höchste Gewalt durch einen förmlichen 
und offenbaren Vertrag übertragen worden. 
'Venn Israel (1. Buch Samuelis, Cap. 8.) 
zum Sam uel sprach: "Siehe, du bist alt WOl"-
»den, und deine Söhne wandeln nicht in deinen 




»uns richte, wie alle Heiden haben;" wenn sie die 
Warnungen Samuels nicht achteten, als er ihnen 
die Rechte des Königs erklärte (V. 11 ff.), 
wenn sie sich den Sau I, einen feinen Mann, ~i­
nes Haupts länger als alle Andere (Cap. 9, V.2.) 
zum Könige gehen liefsen, der gar keine Rechte 
über sie haUe, und von dem sie nichts empfin-
gen: so war doch hier die höchste Gewalt wohl 
von un ten auf entstanden, nicht vou ohen 
herah, und augenscheinlich und mit Händen zu 
greifen, ist hier die Wahrheit dessen, was ein 
Frevel seyn soll, zu hehaupten. 
51) Vorzüglich ist mit der Lehre des Herrn von Hall er zu 
vergleichen der sechste Abschnitt des wabrhaft das.ischen Wer-
"es des Km. Prof. Krug: D ikäopo li\i k, oder neue Restaura-
tion der Staatswissenschaft mitte1st des Rechtsgezetzes (Leipzig, 1824), 
ein Werk, welches als der Antipode des Werkes des Hrn. v. H. 
angesehen werden kann. Ausf'Uhrlich äuf.erte sich Hr. Prof. Krug 
über das HaJler'sche Werk in der Schrilt: Die Staatswissenschaft 
im Restaurations-Processe der Herren v. Ha 11 er, A da m M ü 1_ 
Jer und eonsorten. (Leipzig, 1817.) 
52) An c i 11 0 n, über die Staatswissenschaft (Berlin, 1820), äu-
rsert sich hierüber folgendermaafsen (5. 28.): 
»Diese historische Deduction des Ursprunges der Staaten, so 
wie die Rechte und Pflichteu der ein~elnen Stände, hat Hr. v. ß. 
in seiner R. d. St.-W. als die einuge Grundlage der RechtmäIsig-
keit der Staaten aufgestellt und in neues Licht gesetzL Ein jeder 
Unbefangene mufs den reineu, hochherzigen Gesinnungen dei Ven. 
Gerechtigkeit widerfahren lassen; sie geheu aus der Tiefe eines 
reicbhaltigen Gemüths hervor und durchdringen das ganze Werk 
mit einer belebenden W'arme. c 





Das grofse Werk des Herrn von HaHer: 
Restauration der Staatswissenschaften 
u. s. w. ist in dem Norden von Deutschland weit 
mehr von Hörensagen als durch eigene Ansicht 
und eigenes Studium hekannt. J<\, ich glaube 
kaum zu viel zu behaupten, wenn ich die Mei-
nung äufsere, dafs in dem ganzen Berzugthume 
Braunschweig sich nicht drei Exemplare dieses 
so viel hesprochenen ",r erkes befinden, wenn nicht 
das meinige das einzige seyn sollte. So erscheint 
es denn auch hei denen gewifs sachgemäfs, welche 
mit dem Resultate meiner Schrift nicht einverstan-
den sind, wenn ich hier das funfzehnte Capi-
tel des Hauptwerkes des Herrn von Haller "d i e 
Restauration der Staatswissenschaften« 
abdruckeu Jasse. Es mag dieses in manchen Aeu-
fserungen (ich hin damit zufrieden) als Widerle-
guug meiner Behauptungen dienen; gröfstentheiJs 
wird es diese jedoch bestätigen, nnd so Viele be-
ruhigen. 
Von den Mitteln gegen den l\Iifsbrauch 
der Gewalt. 
I. Fabchheit der MeinllDg, dafs die Natur UDS hülflos gelassen 
habe. Die Sicherheitsmittel sind: 
S. Eigeue Beobachtung und bestäDdige Eiusc:här(llDg des 
natürlichen Pflic:htgesebes. Gute Doctrin. 




3. Hülfsanrufung und fremde Hülfsleislung, 
a) von Oberen (Gerichtsbarkeit); b) von Gleichen 
(Freundschaft, Gefälligkeit); c) von Untergehenen 
(Dienst). 
4. Flucht oder Trennung. 
H. Die Aner!.ennung des natürlichen (göttlicben) Gesetzes ist gleich-
wohl zuletzt das einzige Mittel. Ohne sie sind alle übrigen 
entweder nicht möglich oder gar schädlich. 
111. Jede untergeordnete Gewalt !.ann, ob zwar unvoll!.ommen, durch 
eine höhere in Zaum gehalten, die höchste Gewalt hingegen 
nur durch Religiosität und Moralität gezügelt werden. 
IV. Daherige ahsolute Nothwendigkeit allgemeiner religiöser Gesin-
nungen. 
V. Schlufs. 
Allein, hören wir uns hier von allen Seiten entgegenrufen : 
welche Mittel haben wir denn gegen den Mifsbrauch der Ge-
walt, der des Gesezes ungeachtet doch immerhin möglich bleibt? 
Verläfst uns hier nicht die Natur, sind da nicht künstliche As-
sociationen, willk.-iihrliche Rechtsgenossenschaften , Gewalts-
Uehertragnngen u. s. w. nothwendig, die freilich nicht existi-
rien, die ihr aher in Eueren Systemen: Vernunft-Staaten, bür-
gerliche Zustände, rechtliche Ideale nennet? 0 nein, sie sind 
ncht möglich, nicht nöthig, sie würden das Uebel nur noch 
ärger machen und die Natur hat für uns alle viel besser ge-
sorgt Zwar haben wir von diesen natürlichen Sicherheits-
Mitteln schon ohen geredet, wo zur 'Viderlegung des pseudo-
philosophischen Staats-Systems beiläufig zu erweisen war, dafs 
in den natürlichen geselligen Verhältnissen Sicherheit genug 
anzutreffen sey und gar kein ewiger Krieg existire. Wir glau-
ben uns aber verpflichtet, sie hier etwas ausführlicher abzu-
handeln, um die Freunde gründlicher 'Vahrheit vor ewiger 
Besorgnifs zu beruhigen, welche Gottes und ihrer selbst ver-
gessen, an die wahren Mittel ihres Heils zu erinnern, und 
vorzüglich den Irrthum derjenigen zu widerlegen, die da glau-
ben, dafs Gerechtigkeit und Sicherheit nur durch künstliche, 
menschliche Institute gehandhabet werden könne und die Na-
tur uns hülfIos gelassen habe. 
Offenbar kömml zur Bewirkung möglichster Sicherheit 
alles darauf an: erstens der Ungerechtigkeit in ihrem Entstehen 
zuvorzukommen; zweitens sie in ihrer Thätigkeit zu hinderen, 
und endlich, wenn dieses weder durch sich selbst, noch durch 




1. Das erste und vorzüglichste Mittel wider den Mirs-
brauch der Gewalt ist also die eigene Beobachtung und 
die beständige Einschärfung des natürlichen 
P Cl ich t - G es e z es, unaufhörliche Erweckung und Belebung 
des inneren Pflicht-Geruhls, als eines göttlichen Gesezes, An-
wendung desselben auf die vorkommenden Fälle und Gegen-
stände. Ja! es würde dieses Mittel von einer unglaublichen 
""Virkung se Jn, wenn man es mehr zn henuzen verstünde, wenn 
man das wahre Gesez tiefer und lebendiger dem Gemüth der 
Menschen einzupflanzen, nicht aber durch falsche Lehren zu 
erstiken oder auszurotten suchte. Denn die Kraft der Wahr-
heit, rein und nachdrüklich vorgetragen, allgemein verbreitet, 
ist unwiderstehlich, sie ist gewissermarsen allmächtig wie ihr 
Urheber. Dars die eigene Erfüllung der Gerechtigkeit und 
des W oWwoßens gegen andere Menschen und zumal gegen 
:Mächtigere, das berste ~Iittel sey, um sich vor ihren Feindse-
ligkeiten und Beleidigungen zu schüzen, versteht sich zwar von 
selbst; man vermeidet dadurch eine Menge von Collisionen, 
benimmt der Ungerechtigkeit allen Reiz, alle Yeranlassung, und 
gute wie böse Gesinnungen auf der einen Seite bringen ge-
wöhnlich auch Reziprozität auf der anderen hervor; gleiches 
wird gern mit gleichem vergolten. Aber freilich reicht dieses 
allein nicht bin, es murs das natürliche Gesez und seine heilige 
Verbindlichkeit auch allen anderen ei nges chä rfl, ohn Un-
terlars geprediget und angerufen, auf die Quelle des Unrechts, 
den Willen selbst gearbeitet werden. Geschieht dieses bei al-
len Gelegenheiten, durch alle Vehikel, durch den einstim-
migen Mund aller Gelehrten, mit der Autorität angesehener 
geistlicher Corporationen, wie z. ß. ehmals der christlichen 
Kirche oder berühmter Unterrichts-Anstalten: so wird solche 
Regel nach und nach zu einem Heiligthum, das niemand amu-
tasten wagt, ja beinahe nicht einmal verlezen kann 5+). Daher 
es auch so wichtig ist, dars wahre und nicht falsche Lehren 
herrschend werden, dafs der Geist der uralten Gerechtigkeit 
und Liebe, nicht ein gewissenloser sogenannter Geist der Zeit 
dominire, dars das Böse und nicht wie in unsern Tagen das 
Gute überall gehindert und gelähmt werde. Gute Lehren drin-
gen sowohl in das Gemüth der l\Jächtigen als in das von an-
deren Menschen ein; denn ihnen ist das natürliche Gesez so 
gut als anderen angeboren, für sie ist es ebenfalls mit V orthei-
len und Belohnungen begleitet: nnd wenn sie es aufrichtig er-
kennen, gewissenhaft verehren, so ist alles gewonnen, die 
Quelle des Unrechts selbst verstopft und es ·bedarf gar keiner 





aus Irrthum oder aus Noth, oder aus bösem Willen, die Ge-
rechtigkeit verlezen und ist hingegen die Kenntnifs und ·die re-
ligiöse Verehrung des wahren Gesezes in allen übrigen, oder 
auch nur in den meisten Gemüthern, lebendig verbreitet: so 
kann er die Ungerechtigkeit im Grofsen nicht durchsezen, er 
findet duu keine Hülfe, keine willigen Werkzeuge, er wird 
im eigentlichen Sinn auf seine persönlichen Kräfte beschränkt, 
die nicht gfÖfser als die eines einzelnen Menschen sind. Nie-
mand wird ihm Gewaltthätigkeiten anrathen oder sie mit So-
phismen coloriren , niemand sie unterstüzen, begünstigen, alle 
sie in der Ausführung zu mäCsigen, zu lähmen, zu runderen 
suchen. Das incommodirende, zurukbindende Gesez wird ihm, 
wie ein allgegenwärtiger Gott, überall erscheinen, von jedem 
Menschen, yon seinen nächsten Umgebungen selbst yorgehal-
ten werden, seine Uebertretung bei jedem Schritte Hindernifs 
finden. In diesem Sinn ist es dem Geiste gegeben und wir d 
in Ewigkeit nur ihm allein gegeben seyn, über die weltliche 
Macht zu herrschen, sie zu regeln, zu leiten, ihren bösen Ge-
brauch wo nicht ganz zu hinderen doch wenigstens zu erschwe-
ren. Es bedarf dazu keiner Rottirungen, keines Krieges, son-
dern nur einer mehr verbreiteten Rechtschaffenheit. Und 
kennten die .Menschen nur diese ihre grofse Kraft, die nicht 
sowohl in einer thätigen als unthätigen Gewalt, nicht sowohl 
in dem Thun als in dem Unterlassen besteht, fUrchteten sie mit 
einem Wort Gott mehr als die Menschen, liessen sie sich nicht 
so leicht zum Bösen gebrauchen: sie würden sich seIlen über 
Ungerechtigkeit zu beklagen hahen; ihre Unhehülflichkeit ist 
ihre eigene Schuld, sie liegt weniger noch in fremder als in ei-
gener Gewissenlosigkeit. 
2. Das zweite l\Iiuel wider die Ungerechtigkeit oder den 
~Iifsbranch der Gewalt, von welchem beiläufig schon oben ge-
redet worden, ist der ""Yiderstand, erlaubte Selb,thülfe, 
d. h. der Gebrauch des Verslandes und der eigenen Kräfte, 
welche Gott den l\lenschen nicht umsonst, sondern zn ihrem 
Schuz und zur Handbabung seines Gesl'Zes gegehen hat. Dafs 
die Volb.iehung der Ungerechtigkeit durch Verstand und Klug-
heil abgewendel, die Erfüllung strenger l\echtsschuldigkeit al-
lenfalls auch mit erzwungen werden dürfe: das ist doch im 
all g e m ein e n noch nie gelängnet worden 55), denn durch 
solchen Zwang Fordert man nur das Seinige zurük, man thnt 
niemanden Unrecht, sondern handbabet nur das natürliche oder 
göttliche Gesez, WOIU jeder ~Iensch nach seinen Kräften be-
fugt, ja sogar ,·erpflichtet ist. Auch liegt dieser W'iderstand, 




tief in der Natur der Menschen und aller lebendigen Geschöpfe, 
dars sie ihnen durch keine Sophistereien abgesprochen, durch 
keine menschlichen Geseze oder Einrichtungen je wird aufge-
hoben werden können. Es gilt aber dieses Befugnifs, eben 
weil es eines göttlichen Ursprungs ist, überall und zu allen 
Zeiten, nicht nur in den aufsergeseIligen sondern auch in den 
geselligen Verhältnissen, und die Menschen haben darauf nie-
malen Verzicht geleistet noch Verzichtleisten können 56). Denn 
der Unterschied zwischen dem geselligen oder sogenannt bür-
gerlichen und dem auCsergeselligen oder sogenannt natürlichen 
Zustand (welcher aber nicht natürlicher ist als der andere) be-
steht keinesweges darin, dars in jenem alles Privat-Urtheil, alle 
Privat.HülCe aufgehoben wären, sondern darin, dafs man ne-
ben demselben noch der 'Vohlthat eines höheren Beistan-
des ge.niefst. Gerade dadurch, dars jedermann nicht nur kein 
Unrecht thut, sondern auch Beleidigungen möglichst hintanzu-
halten trachtet, wird das Reich der Gerechtigkeit auf Erden 
befördert, und ein angeblich biirgerlicher Zustand, in wel-
chem alle SelbsthülCe verboten wäre (der aber nicht existirt), 
ist ein Postulat der Unvernunft nicht der Vernunft, ein 'Vunsch 
der Bösen und nicht der Rechtschaffenen. Denn es sind nicht 
die Gerechten, welche fremdes Eigenthum verlezen, sondern 
die Ungerechten, und müCsten erstere immerhin alle Beleidi-
gungen dulden, dürften sie sich gar nie selbst helfen, und wä-
ren blos auf fremde Hülfe beschränkt, die ihrer Natur nach 
ungewifs, langsam, unvollständig, oft sogar unmöglich ist: so 
würde aller Vortheil nur auf Seite der Bösewichter seyn 57). 
Auch mag ein jeder bedenken, ob die Zahl der Beleidigungen, 
der Verbrechen und Gewaltthätigkeiten sich nicht ins Unend-
liche vermehr~n würde, wenn ihre Urheber gar keinen Wi-
derstand, keine Seihsthülfe, keine plözlithe Strafe von Seiten 
des Beleidigten befürchten müfsten und ihre einzige Gefahr 
nur in der Yindicalion \on Seite eines Oberen bestünde, die 
nicht immer erfolgt und deren so leicht zu entgehen ist. Es 
frage ein jeder sein Gefiihl, ob nicht die Furcht vor der Selbst-
hülfe des Beleidigten noch mehr von bösen Thaten zuruk-
hält, als die Furcht vor richterlicher Strafe. Die Doctrin einer 
angeblich dem geselligen ~lenschen untersagten Selbsthülfe ist 
daher die uemliehe Lehre, nach welcher auch aller Krieg über-
haupt lHU'edttmäfsig, und mithin nicht die Ungerechtigkeit 
.selbst, soJtdern nur der Widerstand, nicht die Gewalt Z1lDt Bö-
sen, sondern nur die Gewalt zum Guten verhoten 5eyn aoß; 
eine jener ß1attea und gleWmerischen Lehren, bei denen der 





Schein des Friedens, alle Verbrechen uud Ungerechtigkeiten 
begünstiget, ihre Impunität befördert, die Rechtschaffenen aher 
elend und hülflos macht, ihnen den wahren, den schnellsten 
untl sichersten Scbuz eutreifst 58). Auch mögen die Sophisten 
unserer Tage in ihren Büchern noch so sehr die absolut ver-
hotne Selbslhülfe dociren, und zu diesem End alle Augellblike 
ihren künstlichbürgerlichen Zustantl (der nicht existirt) dem 
natürlichen oder natürlichgeselligen entgegensezen, sie mägen 
zwischen der sogenannten Selbst-Vertheidigung noch nicht ent-
rissener und der Selbsthülfe gegen verlorne Rechte sachleer 
distinguiren so viel sie wollen 59), mit ihren haarspaltenden 
Subtilitäten sogar die ~olhwehr aufheben oder in der 'Virk-
lichkeit illusorisch machen: 60) sie mögen endlich, um den un-
vermeidlichen \Vidersp1-üchen, dem aufwachenden Gefühl und 
der widerstrebenden Natur zu entgehen, noch so viele Ausnah-
men und kümmerliche ~olhbehelfe häufen, wie z. B. dars das 
Recht der Selbsthülfe in gewissen Fällen wieder auflebe 61), 
dafs es vom Staat gestattet werden könne, dafs es Plaz hahen 
dürfe wenn die Hülf des Staats zu entfernt sey u. s. w., so 
bleibt es aller dieser Sophistereien ungeachtet ewig wahr: die 
Selbsthülfe in gerechten Sachen und inner gerechten Schran-
ken, ist nach göttlichen und menschlichen Gesezen erlaubt, sie 
ist den !lIensehen auch nach der allgemeinen Erfahrung gestat-
tet und wird von ihnen, unter hlolßen Beschränkungen der Mög-
lichkeit,Billigkeit nndKlugheit, überall unwidersprochen ausgeübt. 
~icht zu gedenken, dars sogar die Blutrache hei allen alten Völkern 
erlaubt war 6 2), wem ist dann je verboten gewesen oder noch ver-
boten gegen versnchtenMord, gegen den Beleidiger seiner Person 
und seines Körpers, den Schänder seines 'Yeihs und seiner Kinder, 
den Räuber seines Eigenthums, auf der Stelle Gewalt zu ge~ 
brauchen, nicht nur vor der VerÜbung des Verbrechens, son-
dern auch nachdem es vollendet ist, nicht nur zur Ahwendung 
der Gefahr, sondern auch zur Sicherheit fiir die Zukunft? Wem 
war es je untersagt, einen Beutelschneider oder offenen Dieb 
zu ergreifen und ihm das gestohlene wieder zu entreissen, Fre-
vel und Gewaltthätigkeiten von seinem Haus und seinen Gü-
tern thätlich ahzuwenden 6S), den be si zen den Gegenwerth 
einer rechtlichen Schuld-Ansprache einstweilen zurukzubehaI-
ten 6+), bis zur Erfüllung strenger Rechtsschuldigkeiten gegen-
seitige RechtspAichten abzuschlagen und so dnrch Retorsion 
sich selbst zu helfen? Auch sind mir wenigstens keine mensch-
lichen Gesezhücher hekannt, in welchen den Menschen gerechte 
Selbsthülfe ahsolut verboten worden sey, und wenn je in ei-




dergleichen eingeschlichen seyn mag: 65) so wird dieses Gesez 
durcb die allgemeine Uebung und andere Vorschriften wider~ 
legt; das naturwidrige Verbot existirt nur auf dem Papier und 
nicht in der 'Virklichkeit, es hilft sich dennoch ein jeder so 
weit seine Kräfte reichen, so weit er es ohne Gefahr für sich 
seIhst thun k a n n, oder thun will. Im Gegentheil kenne ich 
mehrere positive Gesezbücher, in denen das Recht der Selh.st-
hülfe ausdruklich anerkannt uud gestattet wird, nicht etwa blos 
als Ausnahm in einzelnen Fällen, sondern als allgemeine sich 
von selbst verstehende Regel, und wo zum deutlichen Beweis 
desselben die richterliche Hülfe nur als suppletorisch darge-
stellt wird, wenn der Beleidigte unvermögend sey, sein Recht 
selbst zu handhaben oder ihm solches von der Klugheit mifsra-
then werde 60). Das war überhaupt der Geist aller älteren, 
der Natur treueren und die menschliche Freiheit respectiren-
den Gesezbiicher. Das göttliche Gesez über alles ehrend, hat-
ten sie keine Vorliebe rur die Uebelthäter und wollten dafs die 
Ausübung der Ungerechtigkeit mehr als ein Hindernifs fiude, 
mit mehr als einer Gefahr umringet sey 67). Selbst die l\läfsi-
gnng in dem Gebrauche dieses Rechts, das moderamw incul-
patae tute/ae, ·welches unsere neuen Juristen jezt so streng 
und haarscharf forderen, schrieben sie nicht gesezlich vor, weil 
es in der That nur zur Moral oder Liebespflicht gehört 68); 
sie überliessen diese l\Iäfsigung der l\lenschlichkeit eines jeden, 
und waren so weise und billig einerseits den Uebelthäter in 
heilsamer nngewisser Furcht zu erhalten, anderseits dem auf-
gereizten Gefühl des Beleidigten und dem Drang der Umstän-
de auch etwas nachzuseheu. Was hätten übrigens die Fürsten 
und Obrigkeiten für einen Grund gehabt, den Menschen ge-
rechte Selbsthülfe zu verbieten, wem wäre dieses Verbot nüs-
lieh gewesen? Nicht den beleidigten Privat-Personen, als die 
sich dadurch des nächsten, sichersten und schnellsten Schtues 
beraubet sähen; nicht den Obrigkeiten und Richtern selbst, als 
die mit einer unzählbaren :\lenge geringfügiger Klagen und 
Händel beläsliget, aUe Tage und l\ächte des Jahres versammelt 
seyn müfsten, und wegen der unermefslichen Anhäufung sol-
cher Streitigkeiten in die physische Unmöglichkeit verseztwür-
den, den klagenden Parteien Recht zu verschaffen. Daraus 
würde nur das Reich der Ungerechtigkeit entstehen, niemand 
- als die Eösewichter und ihre Beiständer können dabei einen 
Vortheil finden r,Q). Ja! wir hehaupten noch mehr: die ge-
rechte Selhstbülfe ist nicht nur nach göttlichen und menschli-
chen Gesezen, nach "Vernunft und Erfahrung erlaubt, zum 




gewissermafsen Pflicht und wurde zu allen Zeiten mit Recht 
als eine Tugend anerkannt, eben defswegen weil sie die IIerr-
schaft des göttlichen Gesezes handhabet und befördert. Wer sich 
nicht vorerst möglichst selbst zu helfen sucht, der verdient sogar 
nicht, dafs ihm geholfen werde; wer Böses hin deren kann und 
es nicht thut, der ist gleich anzusehen als ob er es billigte, 
und zn dem Unglück d~s erlittenen Schadens kömmt noch die 
Schande d~ Feigheit oder der Unbehülflichkeit hinzu 10). 
Schon img~einen Lehen bei Kinderen und Erwachsenen ver-
achfet man diejenigen, welche sicb niemMen selbst ZU helfen 
wissen, sondern über jede Kleinigkeit andere mit Klagen nnd 
Hülfsanrufung belästigen. Wie soll der mit der Zeit andere 
schüzen können oder wollen, der sich selbst nie zu schüzen 
weifs 7 1). Und dafs auch diese Pflicht von den Fiirsten und 
Obrigkeiten häufig anerkannt und eingeschärft, folglich im ge-
selligen oder sogenannt bürgerlichen Zustand nicht aufgeho-
ben worden sey: beweisen die vielen Geseze älterer und neue-
rer Staaten, welche sogar Strafen gegen diejenigen anordneten 
und noch wirklich anordnen, die in Fällen, wO sie es konn-
ten, sicb und anderen nicht gegen Beleidigungen Hülfe lei-
steten oder ihre Vindication unterliessen , weil solche Gleich-
gültigkeit nnd Niederträchtigkeit nur alle Missethaten begün-
stigt. Wer bei den Aegyptiern einen Menschen auf offe-
ner Strafse tödten oder Gewalt leiden sah, und ihn nicht ret-
tete WO er konnte, der wurde mit dem Tode bestraft 72). Ab-
bas, ein Köuig von Persien, erliefs bereits das Gesez, dafs 
wenn irgend jemand getödtet oder beraubet sey, die Einwoh-
ner des nächsten Dorfs dafiir verantwortlich seyn sollten 73). 
Bei den S pa rta n ern war es angenommen, dars wer in sei-
ller Gegenwart eine Beleidigung nicht wenigstens mit "Vor-
ten bestrafte, für einen Mitschuldigen des Delinquenten zu hal-
ten se.v H). Und werden nicht noch heut zu Tag häufige ähn-
liche Geseze gegeben, ähnliche Uebungen befolgt ? Wem ist 
~erboteu oder wird nicht vielmehr zur moralischen Pflicht ge-
macht, sich und seinen Nächsten gegen Raub und Gewalt zu 
helfen, Schaden und Gefahr von anderen abzuwenden, Strei-
tende zu scheiden, Uebelthäter an der Verübung des Bösen 
zu hinderen oder gar gegen sie in Sicherheit zu stellen? Sollte 
der schändlichste Egoismus ztft Regelaufgestellt werden? Wer-
den uns die heutigen Philosophen noch verbieten wollen, ein 
brennendes Haus zu lösrhen. unter dem Vorwand, dafs die 
Selbst- und Privat-Hülfe verboten sey, oder wird man vorerst 
ein gerichtliches Urtheil erwarten müssen, um daran das ein-




und nicht etwa blos eine unschuldige Erleuchtung sey? 
Die Rechtmäfsigkeit, die Nothwendigkeit uad NüWchkeif, 
die PHieht der gerechten Selbsthiilfe sogar ~t also wohl be-
wiesen. Dars sie aber, wie alle Befugnisse und 1IlO~ 
Pflichten durch den Besiz hinreichender Kräfte bedingt JUld 
daher nicht immer möglich ist, dars sie nicht immer nöthig 
und wegen den damit verbundenen Gefahren und Beschwer-
den auch nicht immer klug ist, dafg sie in ihrer Ausübung 
selbst durch Liebespflicht oder ~lenschJichkeit gemärsiget, und 
das sanftere Mittel, das geringere Uebel vorgezogen werden 
soll, wenn es gleichwohl seinen Zwek erreicht: das murs auf 
der anderen Seite freilich zugegeben werden, und ist auch hin-
reichend, um theils die möglichen Mifsbräuche gerechter Selbst-
hülfe zu beschränken, theils auch die Nothwendigkeit des nach-
folgenden dritten Sjcherheils-~littels zu beweisen 75). 
Dieses dritte natürliche ~Iittel gegen den ~Jjfsbrauch der 
Gewalt besteht in der Hülfs-Anrufung von Seite des Be-
leidigten und in der H ü I fl eis tun g von Seite anderer l\len-
sehen. Ist gleich der 'Viderstand und Zwang durch eigene 
Kraft erlaubt und rechtmäCsig: so ist er hingegen nicht immer 
möglich und nicht immer klug. Aber das Gesez der Liebe 
fordert von den Menschen, einander zum Schuz der Gerech-
tigkeit beizustehen und dazu reicben die na tür I ich e n, von 
Gott geordneten Gesellscbaften vollkommen hin. Delln eben 
defswegen hat der Schöpfer der Natur die Menschen an ein-
ander geknüpft und mit verschiedenen Kräften ausgestattet, auf 
dafs sie in allen Dingen einander helfen, auf dafs der Schwa-
che von dem Starken gescbüzt werde und der Starke sicb al-
lenfalls seiher belfen könne 76). Hiilf anzurufen ist jedem Be-
leidigten erlaubt, denn er schadet dadurch niemand und fordert 
nur die Liebe seines Nächsten zum Schuz des Seinigen auf; 
auch bedarf er dazu keines Unterrichts, das lehrt ihn schon 
die Natur und das Gefühl seiner Schwäche. Hinwieder ist 
auch jeder Mensch befugt, seines gleichen zum Schuz der'Ge-
rechtigkeit Hülfe zu leisten, ehen weil dieses nur die Handha-
bung oder Vollziehung eines göttlichen Gesezes ist; er ist so-
gar dazu moralisch verpflichtet, so weit seine Kräfte reichen, 
und überhaupt von Natur geneigt, theils wegen dem angebor-
nen Wohlwollen, theils wegen dem Interesse, das jeder Mensch 
an der Bebauptung der Gerechtigkeit hat. Diese Hülfsanru-
fung und Hülfleistung kann aber gar wohl mit und neben der 
gerechten Selb.sthülfe bestehen, sie schlief sen einander nicht 
aus, sondern die fremde Hülfleistung ist nur das Snpplement 




leztere entweder nicht möglich oder nicht hinreichend ist 77). 
Uebrigens ist es abermal eine irrige ~Ieinung, dars nur Schwä-
chere eines solchen Beistandes nöthig hahen. Es ist im Ge-
gentheil kein Mensch anf dem Erdboden so mächtig, dafs er, 
auch blos zum Schutz seiner eigenen Rechte, aller fremden 
Hülfe entbehren könne. Nur wird sie eben so oft von Unter-
gebenen oder von Gleichen, als von Höheren und Mächtigeren 
angesprochen. Die Hülfe von Schwächeren über die man ge-
bieten kann 78), heifstDie ns t, die Hülfe VOll Gleichen Freund-
schaft, Bündnifs, Gefälligkeit, die Hülfe von Oberen 
und Mächtigeren Ge ri c h t s bar k e i t. In allen drei Fällen 
ist aber das Wesen der Sache immer das nemliche. Jeder 
Hülfe geht nothwendig in dem Geist des Helfenden immer ein 
Urtheil vorher, das an die allgemeinen Regeln der Erkennung 
der Thatsache und ihrer Vergleichung mit dem natürlichen Ge-
sez gebunden ist, wenn es schon bisweilen schnell, beinah zu-
gleich mit der That erfolgt, und nicht durch so viele äufsere 
Formen und Worte ausgedrükt wird; die Natur erfordert die-
ses gar nicht nothwendig und nicht in allen Fällen, indem da-
bei die Ungerechtigkeit gewöhnlich nur läoger fortdauert, 
wachset und an Kräften zunimmt. Auch der Diener und der 
Freund kann bisweilen seine Dienste versagen, wenn er in 
aufserordentlichen Fällen davon für sich und andere gröfseres 
Uebel besorgt, auch er ist schuldig nur zum erlaubten und ge-
rechten, nicht aher zur Ungerechtigkeit zu helfen, wofern er 
nicht ein Mitschuldiger derselben seyn will. Der Unterschied 
z·wischen dieser Art von Hüllleistung und der sogenannten rich-
terlichen Hülfe besteht nur darin, dafs Gleiche und Schwächere 
ihrem Urtheil nicht immer Effect zu verschaffen vermögen, 
ihre Hülfe nicht immer zureichend ist, da hingegen der Obere 
seinen Ausspruch auch durchsezen und die Ungehorsamen al-
lenfalls zur Erfüllung zwingen kann; .lafs ferner der Diener, 
der die Hülfe seines Herrn anruft, freilich auch hierin mehr 
von ·dem 'Villen und dem Urtheil des lezteren abhängt, als 
der Herr, der die Hülfe seines Dieners anspricht, obgleich in 
beiden Fällen die nemliche Verbindlichkeit besteht. Und ist 
gleich die fremde Hülfleistung ihrer Natur nach ein ungewis-
ses, oft zn langsames, und selten vollständiges Sicherheits-Mit_ 
tel: so könnte sie doch unendlich viel nüzen und zur Handha-
bung der Gerechtigkeit beitragen, wenn die Menschen sich 
unter einander mehr liebten, wenn ihr Herz für die Beleidi-
gung anderer ehen so tief und lebendig als für eigene trihlte 79), 
wenn die Diener treu und eifrig, gleich berechtigte Nebenmen-




liebreich und thätig, alle aber gewissenhaft wären; wenn ins-
besondere die gerichtliche Hülfe der Oberen, als derjenigen 
die am meisten helfen k ö n n e n, nicht durch einen Schwall 
lästiger, das wahre Recht erstikender positiver Geseze, durch 
aJlzuviele :f<'ormen, Termine und Schreibereien illusorisch ge_ 
macht, und oft zu einer neuen Calamität wiirde. Leistet aber 
auch diese nicht was sie könnte und sollte: so bleibt uns noch 
die Hülfe der Diener und Freunde übrig; ganz hiilflos wird 
uns die Natur niemalen Jassen. 
Das vierte und lezte natürliche Mittel wider den Mifs-
brauch der Gewalt ist die Flucht oder die Trennung, 
wodurch man sich der Macht und ihrem nüzlichen wie ih-
rem schädlichen Einflusse entzieht. Sie ist eben auch eine 
Art von Selbsthülfe, und auch sie hat die Natur nicht nur den 
Menschen, sondern allen Thieren gelehrt. So kann auch die 
wohlthätige Sonne bisweilen beschwerlich werden, wir können 
ihre Gewalt nicht aufheben noch besiegen, aber niemanden ist 
verboten, sich an den Schatten zu begeben, d. h. an einen Ort, 
-wo ihre Macht nicht hindringt. So schüzen wir uns gegen 
den Frost, den Sturm, das Feuer, gegen alle sogenannten Ue-
hel oder höhere Potenzen der Natur, nicht indem wir über sie 
herrschen, sondern indem wir ihre Geseze befolgen, sie zu un-
serem V ortheil benuzen, oder ihrer :Macht ausweichen, uns ih-
rer Herrschaft entziehen. Eben so ist auch jede schädliche 
Gewalt der Menschen nothwendig in ihrem Wirkungskreise 
beschränkt; bei den meisten reicht sie gar nicht weit, mit zu-
nehmender Entfernung wird schon der Ungerechtigkeit ihr 
Reiz, ihr Stachel benommen; und niemand hat noch das Mit-
tel gefunden, seinen Willen und seine lllacht über den ganzen 
Erdkreis auszudehnen. Es giebt überall gute Menschen und 
solche, die nüzlichen Dienst mit Gegendiensten belohnen; die 
Natur hat ihre "V ohlthaten nicht ausschlief send ein e m Bezirk, 
ein e ID Volke zugewendet, und das Vaterland des Gerechten 
ist da, wo göttliches Gesez gehandhabet wird 80). Hat also 
der Mensch in irgend einem geselligen Verhand keine Ruhe, 
keine Sicherheit mehr, wird er von fremder oder höherer Ge-
walt beleidiget, reichen seine Kräfte zum 'Viderstand nicht 
hin, ist er sogar von denen verlassen, die ihm helfen sollten: 
so bleibt ihm noch das l\littel übrig, sich der schädlichen Ge-
walt zu entziehen und in anderen "Yohnpläzen den gestörten 
Frieden wieder zu finden 81). Man trennt sich ja oft von Va-
terland und geliebten Gegenständen, blos des höheren Glüks, 
des besseren Fortkommens wegen, warum nicht anch der Ge-




alles Fortkommens ist; man scheidet häufig von Freunden, 
warnm nicht auch von Feinden? Dieses :Mittel der Flucht, 
der Trennung, der Auswanderung, ist nun von Natur allen 
Menschen erlaubt und auch in den meisten Fällen möglich, be-
sonders wenn man keine Schuld eines Verbrechens auf sich 
geladen hat. Grausameres, mensehlicheres kann nichts gedacht 
werden, als solches noch verbieten, hinderen , dem Unglükli-
ehen, dem verfolgten Gerechten die lezte Zuflucht rauben zn 
wollen, durch welche er sogar seinem Feinde nicbt den ge-
ringsten Schaden zufügt 82). Aber auch diesen eh mals uner-
hörten Greuel hätten wir von den nenen pseudophilosophi-
sehen Staats-Principien zu erwarten, wenn sie je in ihrer vol-
len Ausdehnung realisirt werden könnten 83). Uebrigens braucht 
diese Flucht auch nicht immer in ganz fremde Länder uud unge-
wohnte Himmelstriehe zu geschehen; im nemlichen I,and und 
gegen sogenannte Privat-Personen 84) ist oft eine sehr geringe 
Entfernung hinreichend; was aher die Gewaltigen betrifft, so 
herrschen auch sie nicht überall, und neben so vielen anderen 
Gründen 85) wären auch defswegen viele kleinere unabhängige 
Staaten oder :Menschen-Verknüpfungen zu wünschen, damit 
die Ungerechtigkeit, in ihrem Wirkungskreise beschränkt, doch 
Scheu vor anderen haben müsse, dem i\lifsbrauch der Gewalt desto 
leichter zu entgehen sey, und der unterdrükte Schwache uuter 
dem Flügel eines anderenStarken Ruh und Sicherhl'it /inden könne. 
Wie würde nicht die Herrschaft der Gerechtigkeit befOr-
dert, das Reich GoUes, der Himmel auf Erden genähert wer-
den, wenn die ;\Ienschen nur die verschiedenen "littel zu ih-
rem Vortheil, ihrer Sicherheit ben uzten ; wenn das natürliche 
göttliche Gesez von jedem gewissenhaft befolgt, allen anderen 
ohn Unterlafs eingeschärft, im Gemüth der Mächtigen wie der 
Schwachen stets lebendig erhalten würde; wenn die 1\Ienschen 
auch nur der Ungerechtigkeit ihren Dienst versagten, wenn 
der Uebelthäter schon in dem \'Viderstand des Beleidigten 
überall Schwierigkeiten und Gefahr anträfe, wenn dabei 
die Hülfe der Oberen, der Gleichen und der Untergebe-
nen zum Schuz der Gerechtigkeit schneller, uneigennüziger, 
werkthätiger wäre, und endlich der hülOose von scinen Näch-
sten verlassene Schwache wenigstens anderswo bei besse-
ren Menschen Sicherheit und gastfreundliche Aufnahm fände. 
\Yas läfst sich dann noch weiteres denken, was kann man mehr 
von der gütigen I\atur zur Realjsirung des Rechts fordereo, 
als erstens die lebendige Verbindlichkeit, die Kraft des allge-
meinen natürlichen Gesezes selbst; zweitens mancherlei geistige 




von seinen Nehenmenschen; viertens die Entfernung, welche 
wieder ein Schuz der Natur gegen die Beschränktheit jeder 
menschlichen gerechten oder ungl!rechten Gewalt ist IJt&wi.,:. 
sehen können und sollen wir uns hier der wichtigen Bemer-
kung nicht enthalten, dalS die Anerkennung jenes göttlichen 
oder natürlichen Gesezes selbst, das Gefiihl der inneren Pflicht, 
mithin auch die stete Erwekung und Belebung desselben im-
merhin das erste und lezte Sicherheits-Mittel ist, die Bedingung 
unter deren die übrigen erst nüzlich werden, ohne welche sie 
entweder nicht möglich oder gar schädlich sind. Denn der 
Widerstand nuzt zu nichts, wenn man ihn nicbt gebrauchen 
will, auch da wo er Pflicht ist, oder wenn er nicht durch Ge-
rechtigkeit geregelt, durch Liebe und Klugheit gemäfsiget wird, 
so artet er selbst in Beleidigung aus; die Hülfs-Anrufung von 
Mächtigeren oder von anderen Menschen ist illusorisch, wenn 
sie entweder aus Egoismus nicht helfen wollen 86), oder wenn 
sie dem Unrecht helfen, das giiuliche Gesez nicht fiirchten, die 
Wahrheit nicht lieben 87), oder wenn sie gerechte Hülfleistung 
selbst mit so vielen Schwierigkeiten und Beschwerden umrin-
gen, dars sie in der That keine Hülfe mehr ist, sondern nur 
einen neuen Schaden zu dem ersteren hinzufUgt 88). Endlich 
schüzt auch die Flucht nicht einmal, wenn sie entweder mit zu 
vielen Verlüsten begleitet, von Dienern des Unrechts erschwert 
und gehindert wird, oder wenn anderswo selbst keine Gerech-
tigkeit, keine Liehe herrschet, dem Unglüklichen aus Egois-
mus, Furcht oder verkehrten Doctrinen keine Freistätte gestat-
tet wird, oder wenn gar mächtige Nachbaren selbst sich..zu 
wechselseitigem U nreeht helfen, statt dafs sie sich nur zum 
Schuz der Gerechtigkeit und gegen Uebelthäter Hülf leisten 
sollten. Wie man immer forschet und seinen ScharfSinn auf 
die }'olter spannt, um das Böse zu hinderen oder zo erschwe-
ren: so kömmt es zulezt allemal auf die eigene Gewissenhaftig-
keit der Menschen, auf die religiöse Verehrung des göttlichen 
Gesezes hinaus; sie wird bei allem anderen nothwendig vor-
ausgesezt, und aurser ihr ist den )Ienschen kein Heil gegeben, 
in welchem sie könnten selig (frei und glüklich) werden. 
Aus dem bisher gesagten folgt nun in Bezug auf die .se-
selligen Verhältnisse: dafs, so lang irgend eine menschliche 
Macht noch eine höhere über sich hat, derselben Mifsbrauch 
durch die Anrufung oder Dazwischenkunft dieser leiteren, frei-
lich unvollkommen genug, aber doch einigermafsen, gehindert 
oder bestraft werden kann, und aus diesem Grund sind auch 
die Geseze und Gerichte in den Staaten, aber nicht dU! Staa-




Institut von .Menschen gemacht, sondern wie wir bald zeigen 
werden, ein, gleich allen anderen Menschen-Verbindungen 
durch die Natur von selbst gegebenes Verhältnifs. HülfSanrn-
fung zum Schuz des beleidigten Rechts und unparteiische Hiilf-
leistung veranlassen die Gerichtsbarkeit, positive Geseze kom-
men nur hintenher nach entstandenem und oft wiederholtem 
Mifsbrauch; nicht um das Recht selbst einzuführen, sondern 
um an die verlezte oder mifskannte natürliche Regel zu erin-
nern, um gegen die Vergehungen bestimmte Strafen anzudro-
hen oder um besonderen Personen die Untersuchung und Ent-
scheidung der vorkommenden Fälle aufzutragen 89). Wo we-
nig Mifsbrauch ist, da giebt es auch wenig oder gar keine 
menschlichen Geseze, aber Staaten und Reiche findet man 
überall, was wieder beweist, dafs sie nicht von Menschen ein-
geführt sind. Auch zeugt die ~Ienge solcher Gesetze ganz 
und gar nicht fiir die \-ollkommenheit eines Menschen-Verbands 
oder für die Herrschaft der Gerechtigkeit in einem Land, son-
dern vielmehr für das Gegentheil; denn sie heweiset offenbar, 
dafs das natürliche Gesez dort wenig in Ehren seyn mufs, yiel 
Mifsbrauch statt gefunden hat, viele Beleidigungen geschehen 
sern müssen, gegen welche man dergleichen Vorschriften nö-
thig fand, die gewöhnlich ihren Zwek doch nicht erreichen ""). 
Inzwischen ist dieser Beistand einer höheren Macht derjenige 
Schuz, den ein geselliges Verhand , mitte1st der Gradation 
menschlicher Kräfte, dem einzelnen Individuo verschaffen kann, 
mit anderen 'Vorlen die sogenannte richterliche oder Staats-
hülfe, zwar nicht das einzige, nicht das vollkommenste Sicher-
heits-~Iittel, aber doch ein bedeutender Vorlheil, den der 
Schwache in dem Verband mit einem Starken findet. 
Allein den möglichen Mifsbrauch der höchsten 
Gewalt, d. h. derjenigen, die aufser Gott keine höhere über 
sich hat (welc:hes, wie wir bald zeigen ~erden, die eigentliche 
Staatsgewalt ist) du rc h mensch li ehe Einrichtungen 
hinderen oder gar unmöglich machen zn wollen, ist ein Ge-
danke, der nur dem Dünkel unserer Zeiten einfallen konnte. 
ein Prohlem, dessen Auflösung schlechterdings unmöglich ist, 
das sich sogar selbst widerspricht 91). Denn um den Mirs-
hrauch der höchsten Gewalt zu garantiren , müfste derselben 
eine noch höhere entgegengesezt, mithin zu diesem End erst 
geschaffen werl]en können; alsdann aber wäre nicht jene, son-
dern diese die höchste und von ihr wieder ein Mifshrauch 
möglich 92); wie soll dann lezterer ·mn nenem gehindert wer-
den, ohne die Operation ins nnendliche fort:msezen, stets die 




gleichen verderblichen Zirkel berumzudrehen. Grofse und 
kleine sogenannte V olks-Versammlungen oder Vofks..Repräsen-
tanten, ja wären es auch ganze zusammengebäufte Nationen, 
können durch ihre collective l\Iacht eben so gut Verbrechen 
und Tyranneien ausiiben als einzelne Individuen, und die Ge-
schichte hat davon znr Belehrung der Welt Beispiele genug 
geliefert. Sezet in eueren phantastischen Ideen ein sogenanntes 
Staaten-Gericht oder einen Staaten-Staat über alle einzelnen Po-
tentaten hinauf, um, wie ihr saget, den Frieden zu erhalten und je-
dem das Seinige zu sichern: wer schüzt uns dann gegen dieses Ge-
richt, diesen einzigen Fürsten der Welt? Ist es kraftlos, wie kann 
es andere schüzen, und hat es Gewalt zu zwingen, wer soll seinen 
Mifsbrauch hinde:ren ? Wer bürgte daflir, dafs es nicht wie-
der tyrannisiren, ungerechte Aussprüche fällen, die Rechte der 
einzelnen beleidigen, eigene Convenienz allem vorziehen und 
unter dem Schein der Gerechtigkeit alle Gewaltthätigkeiten 
durchsezen würde? Lafst in den einzelnen l\fenschen-V erbin~ 
dungen papierne Geseze, Constitutionen und Organisationen 
machen so viel Ihr immer wollet, zersplittert die Gewalt, oder 
sezet ihr sogenannte Gleichgewichte entgegen: Ihr werdet die 
Schwierigkeit höchstens zurükschiehen, aber das Gesez der 
Natur nicht aufheben können; einer wird immer der Mäch-
tigste seyn oder die höchste Gewalt haben, und wo "'ille 
und Kraft zum Mifsbrat:ch vorhanden si!'Jd, da ist er auch mög-
lich. Constitutionen und Organisationen werden über den 
Haufen geworfen, die Gegengewichte überwältiget, menschliche 
Geseze noch weniger respectirt als die göttlichen "'). "\Vird 
aber irgend eine angeblich höchste Gewalt durch eine wir k -
I ich e Gegenmacht allzusehr in Schranken gehalten, kämpfen 
sie stels gegen einander: so vermag auch keine mehr zu schü-
zen, eine Kraft hebt die andere auf, und dann ist man wieder 
allen Mifsbräuchen der Privat- )]acht oder einer fremden Ge-
walt Preis gegeben, wie die Geschichte ahermal so viele beleh-
rende Beispiele liefert 94). Zulezt herrscht immer wieder der 
:Mächtigste, aber einer der mehr Mittel und Interessen zur Un-
terdrükung hat; es kömmt gewöhnlich nichts besseres nach 95), 
die Völker fallen vielmehr von dem Regen in die Traufe, von 
der SkJlla in die Charybdis, sie zerreissen den Zaun und werden 
von einer Schlange gestochen. 
Daher ist und bleibet es ewig wahr, dafs der .Mifsbrauch 
der höchsten Gewalt nur allein durch Religiosität und 1\I0rali-
tät, d. h durch die freiwillige Anerkennung und Verehrung 
des natürlichen Gesezes der Gerechtigkeit und Liebe gaügeIt 




widerstehen kann, gieht es keinen menschlichen Richter, ge-
gen sie ist keine andere Hülfe als bei Gott, d. h. bei einem Ge-
se~ und einer Macht, die in der That höher als alle menschliche 
ist 96). Aus eben diesem Grund ist auch die Beförderung der 
allgemeinen Religiosität so absolut nothwendig. Alle Weisen 
des Alterthums erkannten diese Wahrheit, und nur dem Wahn-
sinn, der Elendigkeit unsers Zeitalters war es vorbehalten, jene 
Mutter und Wurzel, jene Grundfeste und Stüze aller Sit:her-
heit, durch Formen und Buchstaben entbehrlich machen zu 
wollen. Es meldet schon A r ist 0 tel es, in jedem Gemein-
wesen sey es vor allem um die Besorgung der göttlichen Dinge 
zu thun 97). Die Religion, sagt PI a to, ist die Grundfeste der 
menschlichen Gesellschaft und die Beschirmung aller Obrig-
keit 98). Plutarch erkennt den Glauben an Gott (an sein 
Gesez und seine ~lacht) fUr das Band und den Kitt aller Ge-
sellschaft, die Stüze aller Gerechtigkeit 99). Und eher, sagt er, 
wäre es möglich, eine Stadt ohne Grund und Boden zu bauen, 
als dars mit gänzlicher Irreligiosität irgend ein Staat sich bil-
den oder bestehen könne 100). Mit dem Verfall der Gottes-
Verehrung murs auch uach Ci cer 0, alle Treu, die Verbin-
dung des menschlieben Geschlechts und die vortremicbste aller 
Tugenden, die Gerechtigkeit, nothwendig hinwegfallen 101). Die 
Religion und die Furcht Gottes, sagt Lactantius, ist es al-
lein, welche die Gesellschaft der Menschen unter einander be-
wahrt 1(2). Auch hat nie und nirgendwo ein Staat ohne alle 
Religion bestanden 103). Daraus lärst sich ft'rner ermessen, 
wie ungereimt die Behauptung ist, dars die Religion nur zum 
Nuzen der Grofsen und Mächtigen erfunden worden, oder dars 
sie nicht für diese sondern nur für das Volk bestimmt sey. 
Zwar ist sie freilich auch den Fürsten vortheilhaft: denn wem 
sollte sie nicht nüzen, diese Tochter des Himmels und Wohl-
thäterin der Menschen, dieses zarte heilige Band, welches sie 
wechselseitig an einander und an ihreIl gemeinsamen Schöpfer 
knüpft? Sie sichert den Fürsten die Treu ihrer Unterthanen, 
den freiwilligen Gehorsam, der durch keinen Zwang zu erse-
zen ist; sie bindert die Verbrechen in ihrem Keime und bringt 
gemeinnüzige Tugenden hervor; sie erleichtert die Vollziehung 
aller Geseze, macht Aufseher und Gewaltthätigkeiten üherflüs-
sig, oder wirkt auch da, wo diese nicht hindrinsen könnten; 
sie flöfst endlich den Fürsten jenes Vertrauen, jene Ruhe des 
Gemüthes ein, welcbe das Leben angenehm macht, das Herz 
erhebt und zu grofsmüthigen Gesinnungen stimmt. Aber wenn 
die Religion je wäre erfunden worden, wie es nicht ist: so 




schehen seyn, indem die Mächtigeren nur durch sie in den 
Schranken des Rechts gehalten werden können, da es hinge-
gen möglich ist, die Schwächeren, wenigstens grofsentheils, 
durch Furcht und Strafe, zur Erfüllung ihrer Pflicht zu zwin-
gen. Und wenn die Religion, die heilige Ehrfurcht oder bes-
ser noch die Liebe Gottes und seiner Geseze, nur rur eine 
Classe von Menschen bestimmt wäre, alldieweil sie allen ohne 
Ausnahm nothwendig ist; so würde man für das Glük der Na-
tionen eher wünschen miissen, dars sie gerade hei den Gro-
fsen und l'lächtigen herrschend seyn möchte, damit sie von je~ 
der Ungerechtigkeit zurükgeschrekt, die Macht in ihren Händen 
zu einem ",V erkzeug des Guten und nicht des Bösen gebrauchen. 
Damit glauben wir also die natürlichen Mittel gegen den 
Mifsbrauch der Gewalt hinlänglich geoffenbaret zu haben. Sie 
wären für die Beruhigung und das Glük der Welt mehr als 
zureichend, wenn die Menschen sie nur gebrauchen wollten 
oder zu gebrauchen wüfsten. Die Hülfe von Oberen oder die 
sogenannte Gerichtsbarkeit abgerechnet, 'sind die nemlichen 
gegen Hohe und Niedere, gegen Mächtige und Schwache, nur 
dafs bald dieses, hald jenes Mittel klüger oder leichter anzu-
wenden, und z. B. der Widerstand nicht immer mögüch oder 
nicht zureichend ist. Aufserdem hat es aber die Natur mit 
weiser Güte also geordnet, dafs mit zunehmender :Macht und 
natürlicher Ueherlegenheit sich auch die Reize und die Veran-
lassung zum Unrecht mindern 104). Defswegen wollen wir 
freilich nicht behaupten, dafs von den Mächtigen und Mächtig-
sten gar keine Ungerechtigkeit geschehe oder geschehen könne; 
wird sie ja auch von schwachen Privat-Personen häufig ausgeübt, 
und ist selbst bei ihnen nicbt immer zu hinderen noch zu ver-
meiden möglich. Eine solch vollendete, gar nie :&u störende 
Sicherheit ist nicht das Loos der sterblichen l\Ieosc:henj und 
wir begreifen nicht einmal, wie sie mit der Freiheit des VVil-
lens verträglich wäre und die Tugend ohne mögliche Ueber-
tretung sich denken liesse 105). Zwei Principien streiten sich 
um den Resiz dieser ",Velt; uns ist nur ein Kampf beschieden, 
auf dafs das Gute wenigstens herrschend werde und über das 
Böse die Oberhand hehalte, ohne es je g::mz ausrotten zu kön-
nen. Beleidigungen, im Kleinen wie im Grofsen, scheinen so-
gar bisweilen nothwendig, theils zur Strafe für anderweitige 
Uebertretungen, theils um das Gefühl für Gerechtigkeit unter 
den Menschen lebendig zu erhalten; denn es verhält sich mit 
ihr ~..je mit allen anderen grofsen Gütem 106), man lernt mrell 




54) Hierüber lieuen sich interessante Beweise aus der Geschichte 
liefern. \Vie herrschend z. B., wie heilig eh mals gewisse Regeln 
und Geseze waren, weil sie mit der Religion allen Kindern einge-
pflanzt, durch aUe Vehikel verbreitet wurden, ihre mächtige Orga-
ne hatten. Wie viel hat nicht die allgemeine Kenntnif. des deut-
schen SlaatsrechlS zu .. langen Erhaltnng des deulschen Reichs und 
der Freiheit seiner Stände beigetragen. Es war in der Tbat eine 
confusio divinitus eonservala. \Vie viel bewirh nicLt in Eng-
land die Idee seiner sogenannten Verfassung, das lebendige Geruhl 
ru .. alle Privatrechte. \Väre das wa b re allgemeine Staatsrecht 
und die besonderen l\1odificationcn desselben in jedem einzelnen 
Staat (das positi~e) mehr in aUen Köpfen und Gemüthern verbrei-
let: die Ungerechtigkeit würde unglaul.liche Schwierigkeiten finden. 
55) /Tim vi repellere lieet. - Omnium mortalium consensu 
justissima est belli causa, propulsare iniurias et tueri armi .. 
focos, liberos, patriam. Palll Jovills. s. auch Cie. pro Mi-
lone, e. II. 
56) Die sehsame Doctrin wn der ahsolut ~erbolnen Selbsthülfe, 
eine Lehre, für welche alle ~lissethäter ihrem Urheber eine Bild-
säule errichten sollten, kömmt auch von dem bürgerlichen Contract, 
dieser Mutter und Wurzel aller andern Irrthümer her. Denn der 
angeblichen Genossenschaft mufste doch ein Zwek untergeschoben 
werden, und da dergleichen Systeme meist von Juristen geschrie-
ben worden, so konnte jener Zwek nur in der Einführung von 
Prozessen hestehen, und damit es desto mehr, ja iiber alles Prozesse 
gebe: so murs te die Selbslhülfe __ erboten oder im bürgerlichen Con-
tract aufgehoben seyn. 
57) "Vie stark sagt nicht Pnfendorf: seilieet obligatio ad 
exereendas in"iam leges naturae et officia pacis, est mlltua 
ef omnes hon,;nes aequaliter stringit. Adeoqlle ubi alter con-
tra leges pacis talia adversus me suspieere aggreditur, quae 
ad meam perniciem spectant, impudentissime a me postu-
lover;t, ut ego ipsum deineeps sacrosanctum habeam; id est ut 
meam sallliem prodam, qllo i'psius malitia impune grassari 
queat. - De jure nat. et gent. L. Il. cap,5. 
58) Unsere Sophisten erbeben ein fürchterliches Geschrei, wenn 
jemand "ia fact; mit Gewalt da. Seinige verlheidiget, sich Rech t 
verschafft. Das nennen sie feroda. Dafs aber ein Schurke eia 
fort; mit Gewalt Unrecht Ihul, anderen das Ihrige ranht; da-
wider hahen sie gar nichts einznwenden. Das ist dann nach ihrer 
Sprache eine zweifelhafte Handlung, deren RechtmäfSigkeil vorerst 




Unheil und weltläufigen Actenslofs erfahren werden mufs. Ist das 
ihre gepriesene Gleichheit? Hinweg mit solchen Fürsprechern al-
ler Missethaten; sie sind ärger als die Uebelthäter selbst. 
59) Einem Diebe, der mir das Geld aus dem Salt oder das 
Pferd aus dem Stall stehlen will (was ich nicht einmal rechtweifs 
sondern nur vermutbe), darf ich also Gewalt entgegensezen: sobald 
er es aber genommen hat, darf ich es ihm nicht wieder entreifsen, 
sondern soll ihn ruhig seiner Wege gehen lassen. (?) Was das ldr 
Doctrinen sind!! 
60) Durch den Zeitpunkt (ohne Breite), inner welchem sie 
dieseihe allein gestatten wollen, die enge Definition des Worts 
Noth, das ewig eingescbärfte moderamen, nach welchem man stets 
befürchtet, daf. einem Schurkeu ein Haar mehr gekrümmt werden 
dürfte, als er selbst gekrümmet hat ll. s. w. 
61) Böhmer jus pub!. uni". S. 588 seq. 
62) Bei den Burgundionen. S. Müller's \'Veltg. II.20. Mo-
ses selbst hob die Selbstrache nicht auf, vielmehr lief. er derselben 
il,ren Lauf und sezte nur ibrem Uebermafse die Freisfälle entge-
gen, und zwar auch dieses nur zu Gunsten eines unvorse..Iichen 
Todschlags. 
63) Soll man auch keinen Obstdieb, kein Pferd, das an einem 
Zaune weidet, kein fremdes Huhn, das in einer Wiese flattert, 
keine Taube, die Korn frifst, mehr wegjagen dürfen? soll der 
S ta a t allein auch gegen diese Beleidignngen gar an li ren J wie UD-
längst eine Zeitschrift in meinem Vaterland zur Verhesserung des 
Akerballs vorgeschlagen hat? 
64) Wäscherinnen, Hausvermiether D.S.W. pflegen die Effekten 
als Pfand zDrÜkznhehalten, wenn sie befürchten, von wegziehenden 
Schnldnern nicht bezahlt zU werden. Wirthe legen Beschlag auf 
PFerd und 'Vagen, wenn man ob ne Berichtigung der Zeche fort-
reisen will. Das hat sie das natürliche Gesez gelehrt Wo ist das 
menschliche, das ihnen diese Selbsthülfe verböte, odel" der Richter, 
der sie dafiir bestrafe? 
65) Z. B. in dem Preufsischen Gesezbuch. Ein!. §.60. 
"Nur so weit ist die Selbsthülfe erlaubt, als die Hülfe des Staats 
»nicht schnell genug erfolgen Itann, einen uuwiederbringlichen 
"Schaden abzuwehren.« Wo ist sie dann sonst verboten gewe-
sen als in dem Kopf der Verfasser? Sie sollen das frühere Ges« 
vorweisen. Wenn kann die Hülf des Staats nicht schnell genug 
erfolgen? wer ist Richter darüher? HeUst das nicht die SeIbslhüIfe 
beinah in allen F:illen wiedergestatten? Hat sich nicht Ur. KleiD 





Angriff des Hrn. Schlossers, zwar schwach genug aher doch 
selbst gebolfen? 
66) Hierunter rechne ich vorzüglich die nocb jezt geltende, erst 
Anno 1760 neu redigirte Gerichtssazung meines Vaterlandes. 
Schon bei den Gegenständen der sogenannten unstreitigen Gericbts-
bar!.eil, den Vormundscbaften, Testamenten u. s. w. geht sie stels 
von der erlaubten Selbsthülfe aus, und läfst die Hülf des Richters 
nur suppletorisch eintreten. Eben so Lei den Freveln und Gewalt-
thätigkeiten. Wer zu Beschüzung und Rettung seines Leib. und 
Lebens (in den älteren Sazungen hiefs es auch seines Guts) sogar 
einen andern todscblägt, ist von aller Klage frei. Saz.1. fol. 
490. "Ver der lirhab von tbätlichen Beleidigungen ist, soll nicht 
nur allen, ibm von dem Beleidigten zugefügten Scha-
den, selbsl Blulschlag, \V unden u. s. w. an sich selbst haben, son-
dern wird, falls er klagt, darüber aucb noch von dem Ricbter be-
straft. Saz.14. foI. 503. Wer jemand in seinem Haus freventlich 
sucht (gewalttbätig angreift), oder aucb nur verdllcbtiger "Veise in 
ein!'s andem eingefriedeten Gütern gefunden wird, der 50/1, falls 
ibn der Eigenthümer selbst tbätlicb darum bestrafen 
würd e, solcben Scbaden allerdings an sieb selbst baben und dazu 
noch den Frevel dreifacb abtragen. Saz. 1. fol. 516. und Saz. 6. 
fol. 517. Falls aber in solcben Fällen der beleidigte Eigentbümer 
sieb selbst tbätlicb nicbt Recht verschaffen wollte 
oder könn te, sondern die Sache dem Ricbter anzeigt (als wel-
cbes ibm biemit freigelassen ist), so hat alsdann der Frevler neben 
dreifachem Abtrag des Frevels noch eine gröfsere bestimmte Strafe 
auszustehen. 53Z. 3. fol. 516. und Saz.8. fol. 518. Kann man deut-
licher reden? Golt wolle uns die Geseze noch lange schenken und 
sie nicbt durch falsche Doctrinen verdrängen lassen. Sie sind in 
der T hat zum Schul. des Eigentbums gemacht. 
67) S. hierüber Si s mon d i' s Hist. des ripuhl. d' Italie, T. L 
p. 403-404. eine sebr merkwürdige Stelle. 
68) Der von uns ern Philosophen so hoch gepriesene K a nt bat 
ihnen doch selbst gesagt, dar. das moderamen inculpatae tutelat: 
nur zur Ethi!., mithin zurLiebespflicbt, gehöre, also nicbt streng 
rechtlich gefordert werden kann. Metaphys. Recbts!., Einl. 
S. XLI. Sonst hief. es das jus laesi gehe in infinitum. 
69) Man braucht nicht zu befürchten, dafs hei erlauhter Selbst-
hülfe die Richter nichts mehr zU tbun hätten. Der Fälle giebt es 
immer noch genug, wo die Menscben sich nicht selbst helfen kön-
nen und also höheren Schuz anzurufen genöthiget sind. 




quimale agentes prf!hihere possent neque idfaeerent, eorumJla-
Citiis assentire, sagte Cato. »Qui eum sedefenderepossit, oe-
.. eidi permittit, ille damnari polest Tlon all."ter Oe si seipsum 
.. oecidisset. P uf end 0 r f. Reelum el necessarium vindicare in-
»juriam, quippe ad nccisi ealamilatem etiam infamia timidt"ta-
"tis aceedit." Herodianus. 
71) Ephori Sciraphidam quendam multarunt quod mulli 
ipsum injuria afjicerent. Plularchus. Instlt. L aeon. s. Pu-
fendorf. L.II. c. r. §.2. 
72) D iod. 7. 79. Wie soll man aber helfen und retten J.ön-
nen, wenn man nicht Gewalt hrauchen und dem Beleidiger kein 
U ebel zufügen darf, oder nicbt ein gröfseres als er selbst getban? 
73) de Falle Itin. P.IL Ep.1. 
74) Qui .,e praesente pereanlem non eastigaret verhis , in 
eadem cu/pa erat eum delinquente. Plulareh. Inslitut. 
Laeon. 
75) Ueber die Selbsthülfe s. das schöne Capitel in Pufen-
dorf j. 11. et. g. L.II. c.5. de defellsione sui, wo er zwar, we-
gen der ewigen sachleeren Distinction zwischen dem natürlichen 
und dem sogenannt bürgerlichen Zustand, stets mit der einen 
Hand wieder wegnimmt, was er mit der andern zugegeben hat; 
ferner S chm aufs Re eh t der Natur, p. 515 u. 516, der die gro-
fsen VortheiIe der Selbsthülfe noch besser einsieht; Schlossers 
Briefe über die preufsische Gesezgebung, S. 215.; vorzüglich aber 
Mösers herübmte patriotische Phantasien, T. I. S. 317 ff. 
und T. IV. S.135. über die Regularisirung des Privatkrieges , oder 
die Zweil.ämpfe. il. p. 130. von den Todesstrafen. 
Uebrigens haben wir diese wichtige Materie zum Theil schon 
oben berührt bei Widerlegung der Grille eines recht- oder ges"l1-
schaftlosen Naturstandes und der Idee eines hürgerlichen Contracts, 
S.326u.327. Sie wird aber in anderer Beziehung noch bei mehreren 
Gelegenheiten wiederkommen müssen, z. B. h"i der Deduction des 
Straf- und Begnadigungs-Rechts; hei der l'ntersuchung 
der Frage, ob das Recht Krieg zu führen den Fürsten allein 
zukomme, oder nicht im Kleinen von jedem Menschen ausgeübt 
werde; bei den Klugheits-Regeln üb"r die An heb u n g, F ü h-
rung und Beendigung der Kriege u.s.w. Alles das berubt 
auf den nemüchen Grundsäzen; im KleiDen wie im Grofsen, b,,; 
Fürsten wie bei Privat-Personen, erscheint immer die nemliche 
Natur der Dinge, gilt das nemliche natürliche Recht, die nemlichr 
Regel d"r Klugheit und Liehe. 





YI. 9.) und nicht der Menschen Uebereinkunft, sondern Gottes GI!-
ses (das natürliche) befiehlt den Mächtigen der Erde: S ch aff el 
Recht den Armen und den "Vaisen, helfet cl eD Elen-
den und Dürftigen zum Recht. Ps. 82. 
77) Es ist eine seltsame Behauptung unserer Juristen, dafs hei 
der erlaubten Selhstbülfe k ein Richter Plaz haben könne, oder hei 
der Existenz einer richterlichen Gewalt alle Selbsthülfe verboten 
seyn müsse. Mall hilft sich zum Recht J wenn man kann; und 
wenn man nicht kann oder nicht will, 50 ruft 'man einen Höheren 
um Hülfe. Selb5thülfe und richterliche HiiIfe hahen, so lang die 
Welt steht, mit und nehen einander bestanden. 
78) "V eil sie entweder in anderer Rüksicht abhängig, dankbar 
und zU Liebesdiensten bereit sind, oder weil sie sich durch einen 
hesondern Vertrag zU dieser Art von Hülfe verpllicbtet haben. 
79) Solon interrogatus, quomodo quampaucissime inter ho-
mines injudae sint exstiturae, respondit: Si perinde L"um 
laesis doleant qlli non laes; fuerunt. Ding. Laert. 
in Solon e. Dieser tiefsinnige Spruch ist im Grunde doch nicbts 
anders als eine Anwendung des allgemeinen christlichen Gebotes; 
,.Liebe deinen Nächsten wie dich selbsl.« 
SO) Der Himmel ist überall blau, sagt das gemeine, gar 
nicht egoislische, sondern aus religiosem Dankgefühl hervorgehen-
de Sprüchworl. UM bene ibi patria; wo es dem Menschen wohl 
ist, wo er Nahrung findet und wo zugleich Gerechtigkeit und Liebe 
herrschen: da ist auch seine Heimath. Geschieht dieses aber auch 
in seinem Va!erlanJ, ist der Mensch sogar dort etwas mächtiger 
und freier als anderswo, dann kommen freilich neue Reize, zärtere 
Bande himu, dann heifst es auch ubi palrilL iM belle; ein schö-
ner und wünschenswerther Zustand, die gewöhnliche Ordnung der 
Natur, die aber bisweilen gestöret wird. 
81) Die Flucht oder die Auswanderung ist freilich ein jlebile 
beneficium. ein trauriges, thränenerwe!.endes Hülfsmiltel. Aher sie 
ist doch ein Sicherheits-Millel, nicbt für alle traurig, und mancher 
hat dabei sein GIü!. gefunden. Auch stelle ich sie nicht als das 
einzige, sondern nnr als das I e z t e Mittel auf, wenn alle andern 
vergeblich sind. 
8::!) Daf. die Auswanderung in gewissen aufserordentlicben 
Fallen in t e m pes t i v seyn könne, und in solchem Fall zwar im-
mer rechtlich erlaubt sey, aber gegen die Liebespflicht anstofse, 





83) Durch die Säze unserer nenen Naturrechts-Leh.·er, dafs 
man in den Staat gezwungen werden müsse, dafs man ihn nie 
aolle verlassen dürfen, dafs aufser demselben lein rechtlicher Zu-
stand möglicb, j"der wie ein Feind zU betrachten sey u. s. w. Sie 
:scheinen schon in Anwendung gebracht werden zu wollen. 
84) gegen welche, man mag dociren, was man will, die ge-
richtliche Hülfe gar nicht immer ausbilft, wenigstens äufserst selten 
gegen einen Oberen. Die Prozesse, wie die Kriege, werden meist 
nur zwischen Gleichen geruhrt. 
85) Die anderswo sollen entwikelt werden. 
86) Denegirte Justi. - Lieblosigkeit. 
87) PraeiJarication, Complicitaet. 
88) Protrahirte, kosthare Justiz, allzu langsame und eigennüzige 
Hülfe auch von Privat-Personen. 
89) Das ist der Sinn der bekannten Horaziscben Verse. »Jura 
,,(sc. humana) iniJenta metu injusti fateare necesse est, tempo-
»ra si fastosque iJelis evo/vere mundi.« Se r m. L.l. s.3. 
90) Davon wird seiner Zeit bei dem Abschnitt von dem Ge-
sezgebungs-Recht ausführlich gehandelt werden. In corruptissima 
respublica p/urimae leges. S. auch oben S.402. Note 33. 
91) S. hierüber schon oben S. 334. Der Gedanke enthält schon 
eine <"ontradletia in terminis. 
92) Diese Hemer/mng hat auch schon Hohhes gemacht. den 
ich übrigens in vielen anderen Dingen gar nicht als Autorität an-
"umhren pflege: cujus enirn potent ja praescripta est, non est 
rex sed suhdltus praes<"riben#s. Summum esse et aliis suhjici 
contradicloria sunt. d e cive, PII.3. und XIII.2. Auch dem 
gepriesenen K a n t hat sie sich mitten unter vielen Sophistereien im 
Vorbeigang aufgedrungen : »denn der, welcher die Staatsgewalt 
»einschränken soll, mufs doch mehr oder wenigstens gleiche Macht 
.. haben, als derjenige, welcher eingeschränJ..l wird - alsdann aher 
»ist nicht jener, sondern dieser der obersie Befehlshaber, welches 
»sich widerspricht.« Melaph. nechts!. S.175. Daraus folget 
aber gar nicht, was er weiter darauf schEessen will, sondern es 
folget nur, dars jede Macht, die wirklich die höchste ist, mifsbrau-
ehen kann, aber freilich nicht mifsbrauchen soll, und daf. es also 
vonüglieh, ja zulezt einzig auf die Besserung des "Villen., auf die 
Gewissenhaftigkeit des Mächtigsten anI.ömmt, welche ohne Religio-
sität nicht möglich, oder wenigstens nie gründlich und weder fesl 
noch standhaft ist. 




man könne die natürlichen Gese.e übertreten und hingegen die 
menschlichen nicht. \Vahrlich! lezlere noch eher. Denn sie ha-
ben nicht die nemliche Heiligkeit, sie werden, als in unvollkom-
mene Worte gefafst, .. on jedem anders verstanden, auch bald ver-
gessen, eben so oft von denen, die sie gemacht haben, als von de-
nen, die sie befolgen sollen. 
94) Die deutschen Stände gegen ihren Kaiser, die polnischen 
gegen ihren König, die Holländer gegen ihren Statthalter, die fran-
zösischen Reichsstände gegen Ludwig XVI. 'Nir werden da .. on 
noch mehr reden. 
95) Ich will eben nicht bebaupten, ,Iars in solchem Kampf gar 
nie eine besser gesinnte Macht an Pla. kommen könne. Aher 
gewifs sehr selten. Und dann kömmt es doch immer auf die be s-
sere Gesinnung an, und diese kann in der Folge geändert wer-
den, daher man mit Usurpatoren gewöhnlich nicht lange zufrieden 
ist und bald wieder das alte zurükwiinscht. 
96) Das ist keine leere Phrase, keine illusorische Hülfe, wie 
viele wähnen wollen. Denn 1) kann das Geruhl für Gerechtigkeit 
nie ga n z aus dem Menschen ausgerottet werden. V orstelluogen, 
geistige Waffen, wenn sie uneigenniizig und rein, mit Vertrauen 
und \Vürde gebraucht werden, sind daher nicht ohne Nuzen. Was 
stellt man aber "-01' als die Natur der Sa<:,he und das natürliche 
Gesez? Ist beides nicht eine höhere Kraft? 2) Ist die Ordnung 
der \Yelt so beschaffen, dars gewisse C ngerechtigkeiten im Gro-
fsen oder in die Länge nicht möglich sind, es sczt sich ihnen die 
Gewalt der Natur entgegen. .'3) Sind sie alle mit natürlichen Stra-
fen oder übeln Folgen begleitet, so dars man oft durch Erfahrung 
gewizigt auf die Gerechtigkeit zurükkommen mufs. 4) Endlich ge-
hört aucb die Flucht gewissermafscn zu einer n~tiirlichen odEer gött-
lichen Hülfe. Denn man sed da der bescbränkten menschlichen 
Gewalt die höhere K"aft der Xatur entgegen, eine Entfernung, wo 
sie nicht hinreicht. Der Sa", dau gegen die höchste Gewalt nur 
bei Gott Hülfe sey, will also nichIs weiler sagen, als dars gegen 
sie kein menschlicher Ricbter oder Helfer gefunden werden könne, 
nicht aber dafs gar keine Hülfe sey. 
9i) In omni republiea primum est euratio rerum di~ina­
rum. 7. Polil. e.8. 
98) Reliein humanae sodetalis /undamentttm est matJistra-
lus propuenaeulum. Plato Ir. de Repuhl. 
99) Opinio de Diis est "elut vin('ulum el eoaglllum omnis 




1(0) Facilius urhem condi sine solo puto, quam opinione 
de diis penz'tus suhlata cj"itatem coire autconstare. Plutarch. 
101) Pietate ad"ersus Deum suh/ala, fides etiam el socie-
tos human,'generis et una excellentissima "irtlLY, Justitia, tolla-
tur, necesse est. Cicero. 
102) Religio et timor Dei solus es! qui custodit hominum 
inter Se sodetatem. Lactant. de ira. c.12. 
103) Nec unquam el usquam respuhlica stet,'! sine specie 
aliqua religionis. Lipsius. 
104) S. oben S. 375 - 385. 
105) Conf. oben S. 311 u. 312. 
1(6) Z. B. der Ehre, der Gesundheit, der Freiheit, des Frie-
dens. 
Prüfet man sorgfältig, was hier Hr. v. H. 
sagt, so leuchtet doch nicht undeutlich hervor, 
dafs er nur dan n die Selbsthülfe ausschliefst, 
wenn sie u n m ö g I ich ist; und welcher Kluge 
wird sie dann anwenden wollen? ",Villig wird 
man ihm also einräumen: 
"Ueber die höchste Gewalt, der man nicht 
"widerstehen kann, giebt es keine menschlicht'n 
" R.ichter, gegen sie ist keine andere Hülfe als 
"bei Gott.« 
Ferner: 
"Die Hülfe von Oberen, Oller die sogenannte 
"Gerichtsbarkeit, abgerechnet, sind die Mittel ge-
"gen den Mifsbrauch der Gewalt die nämlichen 
"gegen Hohe und Niedere, gegen Mächtige und 
»Schwache; nur dars bald dieses oder jenes Mit-
"tel klüger oder leichter anzuwenden.« 
Es scheint also in der That schon hier, 




theilten Ausführungen weit weniger Halleria-
ne r sey, als die Ultra's, die ihn fUr ihren Apo-
stel ausgeben, und die zum Theil sein Werk 
wohl nicht einmahl gelesen haben. - Dafs aber 
diese Behauptung gar keinem Zweifel unterwor-
fen, läfst sich aus der Restauration der Staats-
wissenschaften weiterhin wörtlich beweisen. Her r 
von Haller billigt unter Umständen Re-
volutionen und erkennet ihr Resultat für 
gerech t. - Wie mancher Hallerianer wird stau-
nen: aber nichts ist gewisser. Hier seine eigenen 
Worte (I. Band, S.488.): 
"Eine solche Befreiung« - wodurch die Sou-
verainetät erlangt wird - "kann ebenfalls durch 
"Kampf, oder durch allerlei belästigte Verträge 
» oder durch Schenkungen erhalten werden. Deu 
» Kampf um gänzliche Befreiung von einem hö-
)J hern Verbande, wenn er mit Erfolg begleitet 
"ist, heifst man einen Abfall; er kann gerecht 
"seyn, wenn entweder die Dienstbarkeit selbst 
"nur auf gewaltsame Unterjochung (ohne hillZu-
1I gekommenen Vertrag) 107) beruhte, oder wenn 
"sie auch begründet war, doch durch schwere 
"B el ei di gun ge n ei gen er Rech te 108) ein hin-
"reichender Grund znm gerechten Kriege gegeben 
"worden, als in welchem Fall man in dem Frie-
"densvertrag nicht nur den früh ern , sondern zur 
"Sicherheit für die Zukunft auch einen 
"b e s s e rn Zu s t a nd 109) fordern darf, nnd kömmt 
"die Einwilligung des frühem Herrn hinzu, so 




»erfochtene Unabhängigkeit nicht das Geringste 
» einzuwenden. Wer soHte sie nicht anerkennen, 
"wenn derjenige sie selbst anerkennet, der allein 
" den Dienst zu fordern hatte? Der Abfall aber 
"ist ungerecht und heifst Empörung oder Re-
» be]] j 0 n, wenn er ohne hinreichenden Grund, 
» weder gegen die Existenz noch gegen die Aus-
"übung der Herrschaft, untreu und pflichtwidrig 
"wird ... 
Das Resultat dieser Mittheilungen wäre also, 
dars Herr von Haller die Frage des Titels dieser 
Schrift genau wie deren Verfasser beantwortet, 
nnd dieses Resultat spricht er denn auch selbst 
in der Folge seines so berühmt gewordenen Wer-
kes auf das deutlichste und bestimmteste aus. Hier 
seine eigenen Worte 110). 
107) Hier hätten wir doch also einen Staatsvertrag! 
1(8) Was sagen hierzu die HaUerianer? 
109) Also doel. Garantien; eine schrililicLe Verfassungs-
Urkunde? - Aber diese sollen ja, nach früheren Behanptungen, 
nutzlos, ja schädlich seyn! 
110) Band H. 5.450 ff. So holTe ich denn, ,"ordenHallerianern 
völlig gerechtfertigt zu erscheinen, wie denn auch ich dem Herrn 
von Haller - den ich ... ielfach ... erkannte - ... öllige Gerechtig-
leit hier widerfabren lasse. 
Von Haller: 
»Was endlich das traurige Extrem eines gewaltsamen 
"'Viderstandes gegen allgemeine und unerträgli-
che Bedrückung betrifft: so scheuen wir uns nicht, auch 
diese wichtige Frage zu berühren, da die 'Yahrheit nie gefähr-
lich ist, wenn sie mit reinem Herzen gesucht, mit allen sie il-




hier, das Befugnifs selbst von der Schwierigkeit oder der Un-
klugheit seiner Ausübung unterschieden wird. 'Vir halten es 
sogar für nothwendig, sie etwas gründlicher zu behandeln, da 
sie von allen den zahlreichen, zum Theil grofsen Schriftstellern, 
die sich damit beschäftiget, selbige bald bedingt, bald unbedingt 
bejahet oder verneinet haben, unseres Erachtens durchaus un-
befriedigend beantwortet ist. Der Grund ihres Wankens und 
Schwankens lag nicht im Mangel an natürlichem Scharfsinn 
und an J:edlichem Bemühen, sondern darin, dafs sie nach dem 
ewigen 7r~OTOV ~Eua.l" das alle übrigen staatsrechtlichen Irrthü-
mer veranlasset (nach der falschen Idee einer künstlich-bürger-
lichen Gesellschaft und delegirten Staats-Gewalt), sich das Volk 
stets als eine einzige vereinte Masse vorstellten, welche gleich 
einer Bürger-Gemeinde, jeden Augenblik ihren Willen äu-
fsern, ihre Gesammtkraft dem Fürsten als vorgeblichen Beam-
ten entgegensezen k ö n ne, und daher auf die Unmöglichkeit 
oder wenigstens auf die grofse Schwierigkeit und Gefährlichkeit 
dieses vVi,lcrstands - Befugnisses gar keine Riicksicht nahmen. 
Einige läugneten es ganz, entwedeJ: weil das Volk bei Stiftung 
eines Staats allen Willen, alle Macht, alles Urtheil abgetreten 
und veräufsert haben sollte 111) , oder weil es nicht Richter in 
eigener Sache seyn könne, wenn es schon keinen anderen Rich-
ter findet, und der Fürst ebenfalls Richter in eigener Sache 
ist 112), oder weil es sonst gefahrlich sey, und die Ausübung 
dieses Befugnisses so leicht wäre, dars bei Anerkennung dessel-
ben gar keine Ruhe der Staaten bestehen könnte 113). Ba rk-
I e y, der im allgemeinen sehr dawider eifert 114), statuirt es zu-
letzt, aber nur von Seite der nlajorität des ganzen Yolks, gleich 
als ob man die Stimmen zählte, als ob nicht jede Insurrection 
nothwendig mit der :i'!Iinorität anfangen müfste, und nicht blors 
der Ausgang beweise, welche Partei die Zahlreichere oder die 
stärkere gewesen. Grotius, Pufendorf 115), Horn 116), 
Va tt el 117) u. a. m. geben das \'Viderstands-Recht ebenfalls zu, 
jedoch mit vielen, ZUll! Theil klugen und moralischen, zum 
Theil aber auch die griindliche Wissenschaft nitht befriedigen-
den Temperamenten. Locke erklärt sich ebenfalls dafur, und 
diese Dednction ist sogar eine der bessern seines Werks, aber 
mit seinen übrigen revolutionairen oder republicanischen Ideen 
gar nicht consequent 118). Schei de man tel, so sehr er sonst 
den Fürsten günstig ist, wagt auch nicht, es gänzlich und in 
allen Fällen zu leugnen, aber er behauptet, dafs einzelne Per-
sonen, oder ein geringer Theil des V olJ.:s dieses Recht nicht 
hätten, die ganze Nation könne nur als Feind auftreten, wo 




ihr Urtheil nur in Schlachten beweisen, die Vertheidignng wi-
der den Tyrannen müsse jedoch stufenweise gesehehen D.S. w.1l9). 
Die neuern, aus Rousseau's Schule, machen hingegen gar nicht 
einmal so viel Umstände, einen Krieg gegen die Fürsten notli-
wendig zu finden. Ihrer Meinung nach sollten sie als vorgeh-
Iiche Beamte, ohne H.üksicht auf den guten oder schlechten 
Gebrauch ihrer Macht, nach bofser "",,'illkühr abgesetzt wer-
den können; aber die Herren bedachten nicht, dafs den Unzu-
friedenen (den sogenannten Völkern) hiezu die Macht mangelt, 
und dafs sie seihst ihrem souverainen Volk nicht einmal das 
Recht einräumen wollten, seine seIhsterwählten, wenn auch 
pflichlvergessenen Hepräsentanten abzusezen, oder ihnen mit 
Gewalt zu widerstehen. Andere hielten die Insurrection sogar 
für die heiligste Pflicht 120), und wieder andere behaupteten, 
eine Rebellion sey nicht einmal denkbar, weil das Volk der 
Souverain se)' und niemand gegen sich selbst rehellire 121). 
"\'Vas ist nun aber die \Yahrheit unter allen diesen "Yi-
dersprüchen ? Sie verhirgt sich vor den Sophistereien und er-
giebt sich einfach und allgemein befriedigend aus der wahren Idee, 
da[s ein Fürst kein vorn Yolk geschaffener Beamter, sondern ein 
mächtiger und unabhängiger Herr ist, der im Grund nur seine ei-
genenRechte ausübt,natürliche und vertragsmäfsige Pflichten for-
dern kann, aber fremde Rechte nicht beleidigen, sondern eher 
schüzen soll. 'Wird man von einem solchen Herrn in wirklichen 
eigenen Rechten, schwer, fortdauernd und unerträglich belei-
digt, zieht er, statt der Eigenschaft eines Beschiizers und "\Vobl-
thäters, die Natur eines Feindes und Unterdrükers an, nüzen alle 
Vorstellungen nichts, ist keine andere Hülfe zu finden: so läfst 
sich zwar nach der gesunden Vernunft und dem natürlichen 
Recht im Allgemeinen unmöglich behaupten, dafs jeder gewalt-
same \,Yidersland absolut unerlaubt sey, dafs zwischen einern 
Fürsten und seinen Unlerthanen nicht auch ein rechtmärsi-
ger Krieg entstehen könne. 'Ver nur sein eigen Ret:ht be-
schüzt, das göttliche Hecht zu handhaben sucht, der beleidiget 
niemand; der ungerechten Gewalt darf rechtmäfsige Gewalt 
entgegengesetzt ,,,erden, die Pflichten sind wechsel~eitig, es 
kann nicht die Ungerechtigkeit erlaubt und der" iderstand 
allein verboten seJn 122). Die Natur hat aber von diesem 
Rechte der Nothwehr und SeIhstvertheidigung keine Ausnahm 
gegen den .Mächtigern gemacht, sondern nur seine Ausübung 
mit mehreren Schwierigkeiten begleitet, und dabei würde es 
doch nichts nüzen, eine entgegengesezte Lehre aufzustellen, 
da diese Nothwehr so tief in der Natur der Menschen und al-




durch keine willkührliche Theorien werden entreirsen lassen. 
1\'lan mag in gelehrten Büchern die Befugnifs des Widerstands 
der Völker, so wie jeder Kriegführung überhaupt, bestreiten 
oder zugeben: so wird deswegen keine einzige Insurrection 
weder mehr oder weniger entstehen, sintemal der Friede stets 
der gewöhnliche Zustaf\d ist, und die innern, gleichwie die äu-
fsern Kriege nicht wegen jenen Theorien, sondern entweder 
aus l\langel an VeraHlassung, oder aus Mangel an Kräften un-
terbleiben. Im Gegentheil würde man durch die Behauptung 
der absoluten Unrechtmärsigkeit jedes Widerstandes der gu-
ten Sache der Fürsten mehr schaden als nüzen, sie zum Ge-
genstand des allgemeinen Hasses machen, und ihren Feinden 
Waffen in die Hände geben, die nicht zu bestreiten wären 123). 
Offenbarwürde man am Ende zu noch viel verderblicheren Doctri-
nen seine Zuflucht nehmen, um doch gegen flic Inconveniente 
der Tyrannei einige Beruhigung zu finden: wie z. B. dafs die Kö-
nige die Quelle alles Rechts, die Organe des allgemeinen 'Vil-
lens seyen, und gar nicht Unrecht thun könnten; oder dafs sie 
nur Beamte des Volkes seyen, die man nach 'Villkühl' wieder 
abzusetzen befugt sey; oder dafs sie dem Willen des sogenann-
ten Volks sich lügen miissen und den inneren Feinden keinen 
Widerstand leisten dürfen; oder dars man ihre Rechte auf jede 
Weise lähmen und vermindern, unter dem Vorwand, ihnen die 
Macht zum Bösen zu nehmen, sie durch allerlei Künsteleien und 
sogenannte Constitutionen in Fesseln schlagen müsse, wodurcll 
dann das Böse doch nicht gehindert, sondern nur von andern aus-
geiibt und gewöhnlich noch ärger wird; oder endlich, dafs die 
}<'ürsten yollends entbehrlich seyen und je eher je lieber abge-
schafft werden sollten. Alle diese Doctrinen haben wir in un-
sem Tagen mit Heftigkeit von den Dächern herab predigen 
gehört. Sie waren die Folge theils des Systems von dclegir-
tel' Volksgewalt , theils der unüberlegten Behauptung von der 
Unrechtmäfsigkeit alles 'Viderstandes. So ist die einfache 
"Vahrheit auch hier dasjenige, was Fürsten und Völkern nüzt, 
da hingegen ein auch in guter Absicht angebrachter lrrthum 
allemal viel gröfsere Uebel nach sich aiehl Die Bündnisse 
und Kriege vieler Schwachen gegen eiuen Mächtigen sind oh-
nehin (wie wir bald zeigen werden) so selten, so schwierig, 
und meist so gefahrlieh , dafs die }'ürsten von ihren Völkern 
gewifs wenig zu besorgen haben; aber an und für sich liegt 
weder in dem natürlichen Gesez, noch in der Klugheit irgend 
ein Grund, der die Behauptung rechtfertigen könnte, dafs al-





Demzufolge sehen wir auch in der ganzen Erfahrung 
dafs zu allen Zeiten uHd in allen Ländern dieses Befugnifs de~ 
Widerstands gegen offenbare Bedrükung allgemein anerkannt 
und ausgeübt worden ist, sobald die Umstände solches möglich 
machten; dafs es zwar auch ehrgeizige nnd unrechtmäfsige Re-
bellionen gegeben hat, viel andere von ungiinstigen Erfolg ge'-
wesen, dafs aber nie alle ohne Ausnahm, weder in dem Gewis-
sen der daran theilnehmenden Völker, noch von den Fürsten 
selbst, noch von .dem allgemeinen Urtheil der übrigen Men-
schen für unrechtmäfsig gehalten worden ist. So sehr z. B. 
die heil. Schrift die Erfüllung aller Rechts- und Liebes-Pflich-
ten gegen die Fürsten gebietet, in Collisionen Nachgiebig-
keit empfiehlt, und bisweilen seIhst Unre<:ht leiden lehrt, aus 
Nachsicht gegen menschliche Schwächen: 12+) so ist doch 
keine einzige Stelle zu linden, in welcher gegen die Verle-
zung aller Pflichten yon Seite des Fürsten und zur Handha-
bung des göttlichen Gesezes selbst, jeder 'Viderstand unbe-
dingt yerboten wäre. Sie mifsräth ihn blofs als Regel der 
Klugheit, entweder weil oft die Kräfte mangeln, oder weil ge-
wöhnlich nichts besseres nachkömmt 125). Die Geschichte des 
Ebräischen Volks liefert uns Beispiele einer J\Ienge yon Auf-
ständen, theils von hohen Beamten und mächtigen Privatper-
sonen, theils YOn gTöfseren oder kleineren Theilen des Volks; 
aber sie werden nicht allgemein yerworfen, sondern es hing 
von deu Umständen, der Veranlassung und dem Zweke ab, 
ob die Propheten sie für rechtmäfsig oder unrechtmäfsig er-
klärten, d. h. nach damaligem Sprachgebraucb, ob sie dem Her-
ren (dem obersten Gesezgeber) wohl oder übel gelielen. Der 
Abfall der zehn Stämme von l\ehabeam, so verderblich er auch 
dem jüdischen Volke ward, wird nicht getadelt, sondern als 
die natürliche Folge seiner Unterdrükung dargestellt, die Id-
surrection der Makkabäer gegen des Antiochus antireligiose 
Tyrannei als pflichtmäfsig und tugen~.h3ft geschildert. ~:~r 
hat je den Aufstand der Deutschen Volker gegen den ROlnJ-
sehen Despotismus fiir ein Verbrechen ausgegeben, wer die 
Nothwehr der Dalekarlier unter ihrem Gustav 'Vasa, den 
Bund der '" aldstädte zur Erhaltung ihrer uralten Priyat-Rechte 
und Heicbsunmittelbarkeit, den Krieg der Niederländer gegen 
die Gewalttbätigkeiten des Herzogs Alba, den beiligen, wenn 
auch unO'lücklicben Kampf der Vendeer, das einzige Beispid 
der Religion und Treu mitten im Triumph der Gottlosigkeit 
und sophistischen Aufruhrs, die nenesle Insurrection der Spa-
niel' 126), der Holländer n.s. w. gegen den Unterdrüker Euro-




das Eefugnifs, wenn der Widerstand nicht nur gegen eine de-
spotische, sondern noch dazu usurpirte Herrschaft geschieht; 
jedermann [ühlt, dafs derseihe in diesem Fall einen doppelten 
Titel für sich hat 127); er läfst sich aber auch gegen einen Für-
sten denken, dessen 1\1acht in Erwerhung und Besiz rechtmä-
fsig und nur in ihrem Gebrauch ungerecht und feindselig ist. 
Führt er gegen seine eigenen Unterthanen Krieg, warum soll-
ten sie auch gegen ihn nicht Krieg führen dürfen? Freilich 
kömmt es zu Bestimmung des Urtheils der Menschen viel auf 
den Ausgang des Kampfes an, aber doch nicht bei aUen, nicht 
hei den Weisern oder Unterrichteten, und in unseren Tagen 
wie in ältern Zeiten gab es häufige Beispiele, wo Jedermann 
in seinem Innern bekennen mufste, die siegende Sache hahe 
dem Schicksal, die besiegte dem Redlichen gefallen 128). Frei-
lich pflegen diejenigen Fürsten, welche sicb durch eine Reihe 
ungerechter Handlungen den Widerstand ihrer Völker zugezo-
gen haben, die Theilnehmer desselben anfänglich stets Verbre-
cher und Rebellen zu nennen, aber sohald sie zahlreich sind, 
oder der Erfolg des Krieges wechselt, werden sie mit dem 
minderen Namen Insurgenten oder Feinde bezeichnet, mit de-
nen man unterhandeln und Verträge scbliefsen könne. Auch 
ist bemerkenswerth, dafs andere nnpartheiische Fürsten jene 
Ansicht nicht immer theilen; man hat häufige Beispiele, dafs 
sie dergleichen abgenöthigte Vertheidigung nicht nur nicht ta-
deln, sondern sogar gutheifsen, loben, begünstigen; dem be-
treffenden Fürsten, selbst wenn sie auch sonst mit ihm befrenn-
det sind, zum Frieden rathen: und wer also in dem überein-
stimmenden Urtheil aller unhefangenen Menschen, ein Kennzei-
chen oder eine Probe der vYahrheit sieht, der wird gestehen 
müssen, dars nie und nirgends aller Widerstand der Völker, 
zur Erhaltung ihrer eigenen Rechte, für absolut unerlaubt ge-
halten worden ist. 
So stark ist endlich die Kraft der Wahrheit und das Ge-
fühl der Gerechtigkeit, wenn keine Leidenschaft verhlendet, 
dars das Befugnifs des "Viderstands der Völker gegen evidente 
Bedrükung, auch von ihren eigenen Fürsten selbst, hänfig an-
erkannt und förmlich ausgesprochen worden ist. So sagte he-
kanntlich der Kaiser Trajan zu dem Ohersten der Leibwache, 
als er ihm das Schwert übergah: »Für mich, wenn ich wohl 
• regiere , wider mich, wenn ich Tyrann werden sollte« 129). 
In Fra n k r e ich murste Carl der Kahle (Carls des Grofsen 
Enkel) A () 856 eine Acte ausstellen, dars die Grofsen das Recbt 
hätten, dem König, wenn er etwas ungerechtes verlange, ge-




zen 130). In England hat König Heinrich I. dasselbe seinen 
U nterthanen, auf den Fall er seine Versprechungen verleze, 
in den stärksten AusdrÜken zugestanden 131). Den Hungari-
schen Ständen ward es im Jahre 1222 von dem mächtigen 
König Andreas 11. selbst zugesichert, im Fall der damals ge-
schlossene Yertrag nicht beobachtet V\cürde 132). König Jo-
hann von D ä n e m a r k erkannte den drei ihm unterworfe-
nen Reichen das Recht zu, ihn zu bekriegen, wenn er auf 
die "Forderung, den Beschwerden abzuhelfen, nicht höre 133). 
Alp h 0 n s llI., König von Arrag 0 n ie n, verwilligte den Ba-
ronen seines Reichs im Jahre 1287 durch zwei Unions-Prh'i-
legien das Recht der lnsurrection gegen den König, und die 
Selbsthülfe , wenn ihren Freiheiten, nach gemachten Vorstel-
lungen, Gewalt und Abbruch geschehen sollte 13+). Auch in 
Polen war das natiirliche Recht des Widerstandes AO 1606 
positiv ausgesprochen und anerkannt. Der Adel hatte das Recht, 
gegen den König eine Conföderation zu organisiren, welches 
oft auch von einzelnen ~Jagnaten geschah, ohne dafs es für et-
was anders als einen gewöhnlichen Krieg wäre angesehen wor-
den. Aehnliche Beispiele finden sich häufig in der ganzen Ge-
schichte, hesonders auch in kleineren mindermächtigen Staaten. 
Fürsten, die mit ihren Unterthanen stets in gutem Verständ-
nisse lehten, hatten freilich nicht nöthig, solche Erklärungen 
auszustellen, die gleich allen positiven Gesetzen nur eine Folge 
frÜheren Mifsbrauchs und Argwohns sind. Oft hat man daher 
fiir gut befunden, in spätem Zeiten und glüklichern Umstän-
den, selbst bei Erneuerung der Verträge, jene gehässige Clau-
sei wieder auszulassen, weil sie in der That ein Zeichen von 
Mifstrauen ist, nach welchem man beständige Feindseligkeiten 
voraussieht, und sich dawider durch dergleichen Reservate :tu 
sichern sucht 155). Ein solches Yerhältoifs (das schon eineRe-
leidigung der Ehre in sich farst) soll in gesundem Zustandzwi-
schen einem Fürsten und seinen Unterthanen gar nicht Statt 
finden, und übrigens ist es weder möglich noch nothwendig, 
alle nur immer denkbare Befugnisse aufzuzählen und schriftlich 
zu verzeichnen. Dars aber deswegen jeder 'Yidersland abso-
lut verhoten sey, ward auch nicht gesagt, und die häufige An-
erkennung seiner Rechtmäfsigkeit ist im-merhin merkwürdig: 
denn falls die.e Yertheidigung durch die Natur selbst ein un-
bedingtes Verbrechen wäre, so hätten auch die Fürsten selbst 
solches nicht aulorisiren können, und 'würden es ganz gewifs 




111) Hoh{ns de cive, it. Gentlilis de vi d"jlj in reges 
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1 (5) J. n. el C. L. rII. L·. 8. §. 5. 
116) Polit. architedon., L. II. §. 12. 
117) Droil des gens, L. /. c.4. c.51. 
118) Du Gouvernement civ;l, Ch. XrI/I. de la dissolution 
du GowJernement. V crgl. oben Cap. VI. S. 48. 
119) Staats-Recht, T. 111. S. 364-373. 
120) La Fa y e t teetc. Zwar fügte er bei: "w c n n das 
Volk unterdrükt sey;« aber nach dem Sprachgehrauche aller 
Revolutionair. besIeht die UnterdrüJmng schon in der Existenz 
eines Fürsten oder Herrn. 
121) Fichte, T.l. p.31. Nole 3. 
122) Omnium mortalium consensu justissima est bell; cau-
sa, propulsare injurias el tuer; arm;s focos, liberos, patriam. 
Vergleiche oben T. I. 414 ff. von der Selbsthülfe überhaupt. 
123) Diese Bemerkung haben auch schon die slets so gründ-
lieben und f'ür rechtmäfsige Fürsten wohlgesinnten G ö tI i n gi-
sehen gelehrten Anzeigen gemacht: "Gewissenhaftigkeit 
"und Klugheit müssen auch hier das äufsere Rechl des Wider-
"stands gegen Regenten im Gebrauch einschJ'änken; es ganz leug-
"nen wollen, giebt h~i Yertheidigung einer guten Sache nur dem 
u Gegner Vorthei!.« 1793. SI. 114. S. t1W. 
12.:f) S. die Sammlung derselben in in meiner polit. Reli-
gion, S. 33- 41.. Ihre Zusammenstellung und Vergleichung ist 
aufserordentlich merkwürdig und lehrreicb. Die tiefste Philosophie 
mufs diese so einfachen DOclrinen unterschreiben. 
125) Sirach, vm. 1. XIU. 3. Pred. Salom. X. 8. 
126) Verstebt sich die von 1808-1814, nicbt die militairiscb-
Jakobinische von 1820, welche drei Jahre nach der ersten Ausgabe 
dieses llandes erfolgte. 
127) Die Geschichte beweiset auch, dars dergleichen Insurre-
lionen am ehesten gelingen; Csurpatoren, wenn sie nicbt sehr klug 
nnd mäfsig regieren, dauern selten lang. 




129) J. v. :\1 Ü 11 e r Weltgescb. I. 347. Dio Cass. und Aurel. 
Victor. 
130) S P i lt I e r Europ. Staaten-Gescb. I. 151. 
131) Licet omnibus de regno nostro contra nos insur{{crc, 
ct omnia facere quae gravamen nostrum respiciunt, ac si n~ 
bis in nullo ienerentur. - Et ipsi Barones cum communitate 
toiills terrae, distringent el gravabunt nos modis omnibus qui-
bus poterunt, scilicd per cap/ionem castrorum, terrarum, pos-
sessionum, el aliis modis quibus potuerint, donec emendatum 
fuerit secundum arbitrium eorum. Magna Charta. 
132) S p i t tl e r Europ. Staaten-Geschichte, 11. 267. 
133) S ch ü tz Allgern. Weltgeschichte, V, 194. 
134) S p i I tl er Europ. Staatengeschichte, I. 20. 
135) VergI., was oben S. 126 - 127 von den Vertheidigungs-
Bündnissen gegen die Fürsten gesagt worden ist. 
Die hier mitgetheilten Anmerkungen zu dem 
Texte des Hrn. von Haller gehören sämmtlich dem-
seIhen an. Sie sind aus guten Gründen v 0 ll-






Des Schach's von Persien Ansicht über 
den Staatsvertrag. 
In einer Audienz, die der Englische Gesandte 
Mal co I m bei dem Schach hatte, erklärte ihm 
dieser die Europäischen Regierungs-Formen, und 
namentlich die Englische, so gut er konnte. Als 
er von Freiheit des Unterthans sprach, konnte der 
König ihn nicht begreifen. Der Gesandte sagte 
ihm, um sich verständlich zu machen, Niemand 
.:väre in England so hoch gestellt, irgend etwas 
gegen die Gesetze des Landes thun zu köunen, 
und Niemand wäre so gering, dafs er nicht Al-
les thuu könnte, was das Gesetz nicht untersagt 
hätte. Der Schach schien diefs zu verstehen, und 
nun ward ihm Alles klar, was man ihm gesagt 
hatte. 
"Jetzt verstehe ich Alles!" -hob er an, und 
nach kurzem Nachdenken setzte er hinzu: "Dein 
König ist, wie ich sehe, nur der erste Beamte 
des Landes.« 
"Deine H 0 h ei t K - sprach der Gesandte _ 
"hat seine Lage ganz richtig aufgefafst." 
»Ein solcher Machtbesitz« - sprach der Kö-
nig lächelnd - "hat Dauer, aber keinen Genufs. 




Khan Kadischir und mehrere andere der ersten 
Grofsen des Reiches. Ich kann allen die Köpfe 
abschlagen. Kann ich nicht? « fuhr er fort, sich 
zu ihnen wendend. "Ja, « antworteten sie, "Au-
genpunct der anbetenden Welt! « (Lehen und Sit-






Ein ige Worte 
über die 
Unverletzlichkeit des Staatsoberhaupts 
und die 
Verantwortlichkeit seiner Minister. 
§. 1. 
Wenn, wie m vorstehender Abhandlung darge-
legt worden, der Monarch der oberste Repräsen-
tant des National-Willens ist, wenn ihm die 
höchste Würde im Staate zusteht, und er, in die-
ser Hinsicht, als mit der M a je s t ä t bekleidet an-
gesehen werden mufs, so folgt hieraus, dafs es 
höchst wesentlich sey, ihn persönlicher Verant-
wortlichkeit ~ so wenig als irgend möglich, blofs-
zustellen. Eine solche schadet nicht nur seiner 
höchsten Würde, sondern sie fUhrt auch, wie in 
die Augen leuchtend ist, gar leicht zu einem Zu-
stande im Staate, der für den verderblichsten an-
gesehen werden mufs, nämlich zur Anarchie. 
Wenn jedoch der Monarch dem Zwecke des 
Saats entgegenhandelt, so mufs, nach der 
Theorie, angenommen werden (wie wir glauben 
ausgefUhrt zu hahen) 156), dafs die 1\litglieder des 
Staats ihm, im äufsersten Falle, den Gehorsam auf-
kündigen können, und in dieser Beziehung ist er 




lung wenigstens etwas einer Strafe Analoges ha-
ben. In einem Staaten - Verbande, wie ihn das 
Deutsche Vaterland jetzt darstellt, würde die-
ser äufserste Fall (der Gehorsams - Aufkündigung) 
dadurch in der Thcorie gänzlich beseitigt werden, 
dafs die Deutschen Fürsten einem obersten Bun-
desgerich te unterworfen würdcn, bei welchem 
die Repräsentanten des Volkes auf Erfüllung des 
Staatsvertrages (wie wir ausführten), wenn solcher 
von dem Fürsten verletzet würde, klagen könnten. 
Ein grofser Schritt zu der höchsten Civilisation, 
in Beziehung auf öffentliches Recht, würde durch 
die Errichtung eines solchen höchsten Gerichtesge-
wifs gethan 157). Vorzüglich war es der Hanno-
verische Staafsminister, Graf VOll Münster-
stets ein Freund echt-liberaler Ideen - der die 
Nothwendigkeit eines solchen Gerichts, auf dem 
Wiener Congresse, wider den lUifsbrauch der Sou-
verainefätsrechte der Deutschen Fürsten entwi-
ckelte. Namentlich wollte Hannover den Land-
ständen dieses Hülfsmittel offen lassen. Diese 
herrliche Idee blieb unbeachtet 158) durch den Wi-
derstand Baierns. 
Doch es giebt noch ein ~littel, nicht nur 
in einer völlig isolirf stehenden ~Ionarchie, son-
dern auch in einer solchen, wie sie die Deutschen 
monarchischen Staaten darstellen, jeden Angriff 
auf die Persönlichkeit des Monarchen (wen n die-
ser nur nicht mit Gewalt gegen die Ver-
fassung einschreitet) abzuwenden, die auch 




ten Deutschlands nicht nnbenutzt geblieben 
ist 159): dieses ist die Verantwortlichkeit 
der Minister gegen die R.epräsentanten 
des Volks 1+0). Würde dieses Mittel zugleich 
mit dem in einem Bnndesgerichte liegenden 
verbunden: so scheint es mir, dafs die Fürsten 
Deutschlands einer Sicherheit genössen, die, so 
lange das Bundesgericht seine Pflicht thäte nnd 
thun könnte, eine absolute genannt werden müfste. 
Würde in den Verfassungen der einzelnen Deut-
schen Länder bestimmt (wie z. ß. der 12te Art. 
der Französischen Charte vom 7ten Aug. 1830 
vorschreibt) : 
" Die Person des Fürsten ist heilig und 
" unverletzlich. Seine Minister sind verant-
» wortlich 1+1) ; 
und zugleich: 
"Jede Handlung der Gewalt des Fürsten 
"kann nur durch schriftliche Ausferti-
n gungen ausgeübt werden, und diese Aus-
"fertigungen haben nur dann Gültigkeit, 
"wenn sie von dem Minister, in dessen De-
"partement sie einschlagen, conirasignirt 
"sind; (, 
so ist schon hierdurch der Monarch, sobald er nur, 
wie schon bemerkt worden, nicht diese constitu-
tionelle Form mit Gewalt, ohne die Mitwirkung 
eines }Iinisters, angreift, ftir jede persönliche Zn-
rechnung sicher. Schritte er gegen die Verfas-
sung gewaltsam ein, dann wäre er den Volksre-




wortlieh. Die in der obigen AbJlandlung darge-
legte rechtliche Möglichkeit einer Anfkündigung 
des Gehorsams fiele also auch hier weg. und blie-
be nur für den in der Theorie nicht anzunehmenden 
Fall noch vorhanden; dars das Bundesgericht die 
ihm übertragenen Functionen nicht ausüben woHte, 
uder nicht ausüben könnte; in welchem Fall frei-
lich das Naturrecht seine Wirksamkeit wieder zeI-
gen würde 142). 
136) Hier stehe noch nachträglich die Bemerltung, daf., wollte 
man das ausgeftihrte \'Viderstandsrecht des VolJ.s nicht anerken-
nen, dann eine sehr bedeutende Zahl der Europäischen Monarchen 
ihre Legi timitä t verlieren und als U $ urp a toren erscheinen 
würden. 
137) Auch im vormahligen Deutschen Reiche war es nie h t 
gan z unmöglich, es dahin zu hringen, dars ein Landesfürst wegeu 
Mifsbrauchs der Regierungsgewalt für regierungsunfähig erklärt wur-
de. S. Lei s t ' s Lehrbuch des Deutscheu Staatsrechts, 2te Aufl., 
S. 83, 138, 225, 524. 
138) K I übe r' s U ehersicht der diplomatischen YerhandL des 
Wiener Congrezses, Abth. H., S. 186. 
139) In Beziehung auf Bai ern, s. Pölih's Staat.wissenschaf-
ten, Th.IV. S.412; auf Würtemherg, daselbst, S.43I,446; auf 
Baden, das. 5.449; auf das Grofsh. Hessen, das. 8.465,475; 
auf S acb sen - 'V eimar, S. 490. - Selbst die nicht in das Le-
ben getretene Verfassungs-l'rkunde von Kurhesseu halle in die-
ser Beziehung eine Bestimmung. Pölitz a.a.O. 8.460. 
140) v. Areti n' s Staatsrecht, fortges. von K. v. Rotteelt, R.II, 
2. Ahth., S. 208. Die Literatur über die VerantwortlicLkeit der Minister 
in constitutionellen Staaten findet sich verzeichnet a. a. O. S. 212.-
»Die Verfassung wird (sagt von Roueck a. 3. 0.), ohne die Re-
sponsahilität der Minister, zU leerem Schall oder gar zur blofsen 
Erinnerung. Die einzige Bürgscbaft hesteht alsdann in dem guten 
Willen d .. r Machthaber. Kein Reuungsmitlel bleibt alsdann übrig, 
als ein solcbes, welches noch schrecklicher als alle Vebel ist -
Empörung und Revolution. 
141) Vergl. Art. 56 der Cluzrte constilutionnelle von 1814, und 




142) Auf dem \Viener Congresse wurde die Ansicbt, dafs die 
Minister den Landständen gesetzlich -verantwortlich seyn müfslen, 
auf das bestimmteste ausgesprocben. Der vortreffliebe Klüber lugt 
in der llebersicht der;:diplomatischen Verbandl. des VViener Con-
gresses, Abtheil. II, S. 215, diesem Berichte Betrachtungen hinzu, 
die nicht genug beberzigt werden L:önnen. - Aber 1815 waren in 
den hähern Sphären ganz andere Grundsätze an der Tagesordnung 
als 1831. - Damahls hätte man sich dabeI' unstreitig geschämt, 
Grundsätze aufzustellen, die man jetzt ftir Weisbeil giebt. 
§. 2. 
Bei welchem Gerichte sollten aber 
die Minister der Deutschen Staaten von 
den Volksrepräsentanten (Landständen) 
zur Verantwortung gezogen werden kön-
n en? - Bei der V orausselzung eines Bundesge-
richtes, unstreitig am zweckmärsigsten bei diesem. 
Es stände dieses in einer Höhe, die den Stürmen 
und Nebeln der niedrigem Regionen unzugäng-
lich wäre. Da jedoch bis jetzt wenig Aussicht 
vorhanden, dars es der Deutsche bis zu einem 
Bundesgerichte bringe, nichts aber leichter (bei 
gutem Willen der Herrscher) erscheint, als dars 
ein einzelnes Land eine Verfassung erhalte, die 
das Volk zufrieden, den Fürsten aber sicher stelle: 
so wäre bis dahin, dars ein Bundesgericht errich-
tet würde, ein Staatsgerichtshof, wie im Kö-
nigreich 'Vürtemberg 145) verfassungsmäfsig be-
stimmt worden, oder das oberste Gericht des Lan-
des die passendste Behörde, um den Procefs ge. 
gen einen l\Iinister zu instruiren, damit das 




Parteien ausgenommenen) Juristenfacultät gespro-
cheu würde 144). 
143) Diese Behörde erkennet über Unternehmungen, welche 
auf den Umsturz der Verfassung gerichtet sind, und über Verle-
tzung einzelner Punete der Verfassung. Sie besteht ans einem Prä-
sidenten und zwölf Richtern, Wovon der König den Präsidenten 
und 6 Richter ans den Mitgliedern der höhern Gerichte, die Stän-
deversammlung aber die andere Hälfte, nebst 3 Stelh"ertretern, im 
ZusammenlriUe beider Kammern aufserhalb ibrer Mitte erwählt.-
Anklage und Vertheidigung geschieht öffentlich. S. P ö I i tz a. a. O. 
Seile 446. 
144) Doch ist nicht zU leugnen, dafs die,e Art der gerichtli-
chen Entscheidung h i e r nur fUr einen Not h b ehe I f zu halten ist. 
§. 3. 
Der aufserordentliche V ortheil, der schon aus 
dieser letzten, wiewohl noch unvollkommenen Ein-
richtung hervorgehen würdt', springt so sehr in 
die Augen, dafs, ihn weitläufig auszuführen, völ-
lig überflüssig erscheint: 
1. Der Fürst wäre, so lange er nicht, mit Um-
gehung der Minister, gewaltthätjg handelte, 
völlig sicher; 
2. Die :l\1inister hätten, sich auf ihre Verant-
wortlichkeit stützend, ein Recht, den Anord-
nungen des Fürsten, die sie flir unconstitutio-
nell hielten, zu widersprechen, diefs heifst 
hier, ihre lUitwirkung zu verweigern: 
3. den Ständen wäre ein Weg gebahnt, ohne 
die Sicherheit des Vaterlandes in Gefahr 7.11 





4. die Staatsadministration häUe einen bestän-
digen Impuls, gesetzlich zu handeln; 
5. wären die :l\1inister bestraft, dann den Für-
sten auch noch Nachtheile empfinden zu las-
sen, erschiene als Ungerechtigkeit, und würde 
von der Bundesversammlung (als die Sicher-
heit des Ganzen gefährdend) mit Re c h t ge-
ahndet werden können. Hier träte nämlich 
die Verpflichtung ein, die wechselseitige Ga-
rantie der obersten Staatsgewalt geltend zu 
machen 145). 
145) Zu bestimmen, wie die Französische Charte von 1814, 
Art. 56. that, "Die Minister können nur wegen V errath (fait de 
trahison) oder wegen Concussion in Anlt)agestand gesetzt wer-
den," scheint UD .. wedmäfsig. Jede Verletzung der Verfassung mufs 
dazu berechtigen. VergI. Gazette des tri6unau.x vom 25. August, 
1830, und Hitzig'$ Annalen der Criminal-Recbtspflege, Band IlI, 
Heft 1, S.221. 
§. 4. 
Sind denn aber in Staaten, die man (im Ge-
gensatz von den jetzt sogenannten constitutionel-
len) ganz uneigentlich nicht-constitutionelle 
nennt, diefs ist in solchen, die gutgeordnete Deut-
sche La nd s t :i n d e 146) haben, die l'linister die-
sen nicht verantwortlich? - Man mufs leider aut-
worten: Nein. - Sie erfüllten entweder den 
Willen des Fürsten, oder sie handelten gegen 
oder ohne sei nen Willen. Im ers tcn Falle 
handelten sie nur als Maschinen ihres Herrn 
(was im äursersten Falle gegen diesen Rechtens, 




seineobersteGewalt; so lange diese hesleht147). 
Im zweiten Falle kann sie der Fürst entlas-
sen, und ist ihr Vergeben gröberer Art, sie vor 
Gerich t stellen; das Volk aber und dessen 
Stände haben dieses Recht nicht; diesen steht nur 
in den dargelegten Fällen das Recht der N oth-
weh r zu 148). 
Dieses ist ja, wird man einwenden, ein scheufs-
licher Zustand der Dinge; ist denn nichts, was den 
Minister in einer nicht - constitutionellen Monar-
chie bestimmen mufs. sich dem ungesetzlichen 
Willen seines Monarchen 1U widersetzen? - Ja, 
es ist ein solcher Grund vorhanden, und dieser 
heifst: die Ehr e. )) W oUte man in irgend ei-
nem Verhältnifs einen unbedingten Gehorsam zu-
lassen, so könnte der Gesetzgebende leicht in den 
Fall kommen, das gerade Gegentheil vou dem zu 
thun, was seine Pflicht ist. Darum sind sogar 
Kinder von dem Gehorsam gegen ihre Aeltern 
entbunden, wenn diese ihnen etwas Böses befeh-
len, sobald jene nur im Stande sind, darüher ein 
Urtheil zu fäHen" 149). Sobald ein :ftfonarch sei-
nem 1'1inistl'r etwas auszurichten befiehlt, welches 
ihm die im Innern nie schweigende Stimme aus-
zurichten verbietet, dann mufs er lieber in den 
Privatzustand zuriick, ja, ist es nöthig, in den Tod 
gehen, als den ungerechten Befehl erfullen. "II 
n'y arien" (sagt der unsterbliche Y erfasser des 
"VVerks de f Esprit des 10i.T), 150) dans la mon-
archie que les loi.-t·, la religion et f honneur 
prescrivent tant que fohiissance au:r -volonles 
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du Prince: mais cet honneur nous diele ijue Je 
Prinee ne doit jamais nOllS priscrire une action 
ijui nous dishonore, parce iju'ellc nous ren-
droit ineapahle de le servir.« Als Carl IX. 
von Frankreich dem Vicomte Dar t e, welcher das 
Commando zu Bayonne führte, schrieb, auf un-
schuldige Bürger feuern zu lassen, so schrieb er 
dem Könige wieder: "Sire, je ne lrouvc parmi 
fes gens-de-guerre ijue des braves so/dals, et 
pas un hourreau: ainsi eU.T cl moi supplions 
rotre Majeste d' employer nos hras el nos vies 
a eh os es faisahles." - Es hielt, sagt Mon-
t esquieu, dieser grofse und muthvolle Mann eiDe 
schlechte Handlung für eine Unmöglichkeit. 
Auch zn unserer Zeit gah es einen General, 
der so handelte, und auch jeder Minister, dem 
seine Ehre theuer ist, mufs eine ihm anbefohlene 
Ungerechtigkeit fur eine nicht ausführbare Sa-
c he halten 151). 
146) Ich bin weit entfernt, tU behaupten, dar. ein Land, wei-
ches Deutsche Landstände bat, eine geringere Garantie der öffent-
lichen Freiheit und Gesetzmäfsigkeit habe, als ein sogenannter con-
stitutioneller Sta3t: vorausgesetzt, daf. den Ständen nicht die we-
sentlichsten Gerechtsame genommen, daf. sie unahbängig und pa-
triotisch, und dafs sie sich, erforderlichen Falls, seihst zusammen-
bernfen können. Dieses Letzle ist durchaus erforderlich, wenn das 
ganze ständische Institut nicht ein Spielwerk in der Hand des Für-
sten seyn soll; es müfste denn seyn, dafs, wie in England, die öf-
fentlichen Abgaben nur für ein J 3 h r verwilligt würden. In die-
sem Falle ist die Verfassung hierdurch ziemlich garan!irt. eehri-
gens ist selbst die Englisch~ VolkS\'ertretung mehr ständisch, als 
,. e p" ä 5 e nt at i ". - (' eber die Yeranlwortlicbkeit der Minister 




147) Wenn es in der Constitutions-Urkunde des Königreichs 
Weslphalen (Arl.2O.) hiefs: »Les ministres seront responsables, 
chaqu'UIl pour sa partie, dc rc.Tecution des /oix e/ des ordres 
du Roi, so war es diese Verantwortlichkeit gegen den Souverain, 
von der die Rede war. Na pol e 0 n hatte sich wohl gehütet, die 
Minister einer Anklage von Seilen der Stände auszusetzen. Dann 
würde die Verfassungs-Urkunde nicht so häufig haben verletzt wer-
den können, als geschah. - Der Staatsralh, welcher ganz vom Kö-
nige abhing, erkannte über die Frage: oh Verwaliungsheamle (also 
auch Minister) vor Gericht gestellt werden sollten. (Art. Zl. der 
'Vestphäl. Constitutions-ll rkunde.) 
148) In der erneuten Landtags - Ordnung des Herzogthums 
ßrauDSchweig vorn 191en Januar (25. April) 1820 findet sich §. 32 
folgende Vorschrift: 
"Um den verfassungs- und ordnuugsmäfsigen Gang der Staals-
geschäfte und die öffentlichen ßeamten wegen ihrer Verantwort-
1ichkeit zu sichern, werden die unler der höchsten Unterschrift des 
Landesherrn erlassenen Rescripte und Verfugungen jedesmahl auch 
mit der Conlrasignatur eines Ministers oder Geheimen-Raths ver-
sehen, wodurch diejenigen Collegia und Staatsdiener, an welche 
selbige gerichtet sind, und Alle, die es angeht, sich ,ergewissern 
können, dafs die hetreffende Angelegenheit durch die rechte ßehörde 
verfassungsmäfsig an den Landesherrn gelangt, und Höchstdesseihen 
Entschlufs darüher, nach geschehenem Vortrage und vernommener 
Meinuug des Geheimen-Raths-Collegii, gefaCst worden sey. Es kann 
daher eine, mit der erforderlichen Contrasignatur nicht hezeichnete 
Verfügung des Regenten in Landesangelegenheiten nur als erschli-
chen angesehen werden.« 
Es ist einleuchtend, dars hier nicht von der Verantwortlich-
keit der Minister gegen die Stände, sondern von der Verantwort-
lichkeit der öffentlichen Beamten, welche landesfUrstliehe Rescripte 
und YerfUgungen in Ausführung hringen, die Rede isl. Diese sol-
len sicher gestellt werden. - Sollte man es glauben, dafs diese 
zwar an sicb zweckmäfsige, aber so wenig ausreichende Verfügung 
so dargestellt worden, als wenn dadurch der Fürst in der Ausiibung 
seiner Souverainetäts-Rechte gehindert werden könnte? - Befahl 
der Für! die Conlrasignalur, so blieb dem "lini.ler (wenn Vor-
stellungen vergeblich waren) nichts übrig, wenn er jene gegen seine 
Pflichten hielt, als seinen Abschied zu fordern, oder zu erwarten, 
welche \'Virkung seine "Veigerung hälle. Setde er sich jedoch 
über die Stimme im Innern hinweg, wurde er durch "Umstände 
bewogen, diese zU unterdrücken, dann wurde er durch diese Hand-




responsabel. - Leider bat übrigens die Erfahrung gezeigt, wie we-
nig Hülfe eine solche, mit keiner ausdrücklieben Responsabilität 
verbundene Contrasignatur gewähre. Wo ein Fürst unumscbränkt 
gebietet, wird es seilen an Personen fehlen, die Alles, was er ver-
langt, unterzeichnen. 
149) Krug's Dikäopolitik, S 43. 
150) Cap. 1I, S. Z7 der Genever Ausg. in 4. v.1749. - Keine 
dem herrlichen Ausspruche Montesquieu's mehr entgegenste-
hende AeuIserung läfst sich den"en, als die eines kaiserlichen 
Ministers, von welchem Friedr. Karl von Moser folgendes 
berichtet: "A1s ich im Jahre 1782 zum Schutz und Schirm gegen 
die von meinem Dienstherrn erduldeten MiIshandlungen meine Zu-
flucht zu dem Kaiser zU nehmen genötbigt war, ... gah mir ein 
kaiserlicher Minister die unerwartete Anlwort: 
» Wenn nun Ihr Herr das Laud hat ruiniren woll e n, was 
»hat das Sie angegangen? das Land war ja nicht Ihnen." 
F. K. Freih. von Moser politische Wahrbeiten. (Zürich,1796). 
Band I, Vorerinnerung, Seite V. 
151) Auf das genaueste handeln nach den Grund.ätzen der 
Ehre diejenigen Minister, welche (ohne dafs ihnen ungesetzliche 
Handlungen befohlen wären) es verschmähen, einem Fürsten .. u die-
nen, der die Gesehe der Ehr.e nicht beobachtet. Mit welchen Ge-
fiihlen WÜrde auch ein rechtlicher Mann in der Abhängig"eit von 
einem Fürsten stehen müssen, dessen einziger Lebenszweck eigener 
Vortbeil und eigenes Vergnügen wäre; ja der vielleicht, seinen 
Handlungen nach, zu der Klasse gemeiner Verbrecher gehörte? 
Gewifs würde M ä c e n a s es ... erschmäbet haben, der Minister eines 
Ti her i u s zU seyn, für diesen schickte sich besser ein Se ja nu s. 
- Schon ein gemeiner ehrliebender Domesti" wird nicht in ei-
nem ... erdächtigen Hause dienen wollen. 
Der alte ehrliche Friedrich Karl von Moser äufsert sich 
über diese Materie in seinem, von der jetzigen Generation "aum 
dem Titel nach gehnnlen Wer"e: der Herr und der Diener, 
ge s cbi Id e rl mit pa Iri 0 ti sch er Fr e i h ei t (Fr"f. 1761) fol-
genderrnaafsen (S. 256): »So lange ist der Minister ein tapferer 
Mann, his er wirklich in's Treffen geht, bis er vor und gegen 
den Her r n sei L s t die Parlie des Rechts und der Billigkeit mit 
Nachdruck und Standhaftiglceil nehmen soll..... Nihil in "olJis 
imperatoribus tarn populare I't tarn amabile esl, quam liberta-
lern in iis di/icere, qui obsequio vobis sllbditi sunt. Siquidem 
hoc inleresl inter bonos el malall principf.w, quod boni li-




•.• Hier enthält das schöne Wort der Königinn Chri stiu eden 
besten Bath, euand meme une bonne action rendroit malheu-
reux paar le reste de la viel on ne doit ni s'en alIstenir, ni 
s'en repentir jamais. (Rtiflexions de la Reine Christine, Cent. IL 
n.76.) Glücklich ist der, welcher stark genug an Geist ist, solchen 





lJeoel' die Anforderung einer Vel'hesse-
rung der Staats verfassung von Sei-
ten des Volks. 
Den Gegenständen, welche in den \orstehenden 
Abhandlungen erörtert sind, liegt die Frage sehr 
nahe: 
Sind die Staatshürger, nach den Grundsä-
tzen des allgemeinen (nab'irlichen) Staatsrech-
tes herechtigt, die Yerhesserung einer (der 
Theorie nach) fehlerhaften Staatsverfassung 
nöthigenfalls mit Gewalt, d. i. durch Yer-
sagung des Gehorsams, zu fordern? 
Diese Frage ist unbedingt zu verneinen, wenn 
die oberste Staatsgewalt dem Zwecke des Staats-
verbandes (Herrschaft des Rechts) nicht entgegen 
handelt. 
Zuvörderst ist hier zu bemerken, dars es an-
noch sehr problematisch ist, und, der Natur der 
Sache nach, wohl ewig problematisch bleiben wird, 
wie in einem gegebenen Falle - denn nur von 
diesem kann hier die Rede seyn, da die Verschie_ 
denheit der Völker und Länder verschiedene Staats-
verfassungen erfordern - eine Verfassung beschaf-
fen seyn müfste, 11m eine voll 10. 0 m m e n e genannt 




gern das R.echt einräumeg, gegen angeblich un-
vollkommene Staatsverfassungen, aus dem Grund6 
ihrer Unvollkommenheit, anzukämpfen, so würde, 
hei der Verschiedenheit der menschlichen Meinun-
gen, der Staat nicht ein festes, sondern ein jeden 
Augenblick dem Umsturz ausgesetztes Gebäude 
darstellen. Also schon der Zweck des Staates 
(dauerbaftes Glück der Bürger) schliefst die Beja-
hung der aufgeworfenen Frage aus. "Die politi-
schen Formen," sagt ein berühmter Schriftsteller, 
so schön als wahr, "sind alle erlaubt, keine ist 
an sich unerlaubt und widerspricht den ewigen 
Gesetzen, wenn sie aus der rechtmäfsigen 
Gewalt hervorgeh!, und den Rechtszu-
st-and in der Gesellschaft sichert. Allein 
es ist immer gegen den Plan des 'Veltalls nnd 
gegen die ewigen Gesetze, durch gewaltsame ~lit­
tel, un befugter und u ngerech te r "Veise, 
die rechtmäfsige Gewalt anzugreifen, um neue, 
vermeintlich bessere Schöpfungen an ihre SteHe 
treten zu lassen, die gesellschaftliche Ordnung auf-
zulösen, um zu versuchen, ihr eine ganz verschie-
dene Gestaltung zu geben und auf Kosten der 
wohlerworbenen Rechte ein neu es Eigenthums-
recht zu bilden. Dieses heifst das Leben der Ge-
sellschaft in seinen ""Vurzeln angreifen" 152). 
Aber auch die strengste Theorie führt zu ei-
nem gleichen Resultate. 'Vie oben gezeigt wor-
den, ist anzunehmen, dars der Staatsverhand uJld 
seine bestehende Verfassung das Ergehnifs eines 





sey, welcher auf ewige Zeiten, seiner Natur nach, 
geschlossen worden. Räumte nun, wie z. B. in 
Dänemark, dieser Vertrag dem Monarchen abso-
lute Rechte ein: so ist auch dieser Vertrag gül-
tig, und bleibt es so lange, als die oberste Ge-
walt von diesem Rechte keinen M.ifsbrauch macht. 
Benutzt ein solcher absoluter Monarch sein, aller-
dings exorbitantes, Recht lediglich dazu, seine Un-
terthanen glücklich und zufrieden zu machen, ge-
währt und schützt er ihnen jede Freiheit, welche 
die edele Natur des Menschen verlanget 155), blü-
hen unter seinem wohlthätigen Scepter Künste und 
Wissenschaften, ist er, mit einem Worte, ein 
Friedriclt Wilhelm.der Dritte: was für ein 
Recht könnte dann der Staatsbürger haben, eine 
Verfassung, die ihm utangelhaft erscheint. anzu-
greifen? - Aber, wohl verstanden, diese an sich 
mangelhafte, und doch so herrliche Resultate lie-
fernde Verfassung murs in anerkannter Wirk-
samkeit bestehen. Nie kann es der Staatsge-
walt, unter dem Vorwande, das Volk heglücken 
zu wollen, erlaubt seyn, den Absolutismus ein zu-
fUhren. Gegen diesen Versuch tritt das Re c h t 
der Nothwehr ein. Es giebt aber Länder, de-
ren Verfassung (abstract) fehlerhaft ist - denn un-
möglich kann man die Verfassung, als solche, nur der 
Vollkommenheit sich einigermafsen nahend nen-
nen, "cum" (um mit Cicero zu reden 154) "apud 
unum est omnium rerum summa«- und wo den-
noch gröfsere bürgerliche Freiheit herrschet, als in 




Ländern, nnter dem Vorwande; eine hessere Ver-
fassung herheistreiten zu wollen, Unruhen erre-
gen, ist offenhar Hoc h ver rat h. Erst dann tritt 
auch in diesem Staatsverhande, wie io jedem an. 
dern, das Recht der Nothwehr ein, wenn der Mon-
arch, in dessen Bände so grofse Rechte gelegt 
wurden, die damit verhundenen Verpflichtungen 
nicht erfüllt, wenn er ans einem Monarchen ein 
Despot wird. 
Mag es gleich wahr seyn, was der ehen an-
geführte grorse Römische Staatsmann sagt: »inest 
in ea conditione simiiitudo quaedam serv,"tu-
tis" 155): diese similitudo ser"itutis liegt auch 
darin, dars der Bürger überall den Gesetzen nn-
terworfen ist. Ist nun der Fürst einer absoluten 
Monarchie gleichsam ein redendes gerechtes 
Gesetz: dann erfUHt er Alles, was ihm nach dem 
Grundvertrage zu erfüllen obliegt, und die höchste 
Ungerechtigkeit, ja die höchste Unpolitik, wäre es, 
einen solchen Zustand erschüttern zu wollen. 
Aber nichts ist wandelbarer; als ein solches 
Glück; aufeioen Augustus folgte ein Tiherius, 
und auf die Wonne des Menschenge-
schlechts ein Domitian. So ist es denn ge-
wifs die grörste "V ohlthat, die ein absoluter Mon-
arch seinem Volke erzeigen kann, wenn er ibm 
eine solche Verfassung gieht, durch welche seinen 
Nachfolgern möglichst die Mach t zu schaden 
erschwert wird. Dieses ist aher, nach der Erfah-
rung in allen Zeiten, unstreitig durch dit>jenige 





cher Ci cer 0 sagt: "Quartum quoddam genus 
reipuhlicae prohandum esse sentio, quod est e.,.; 
his quae primo di.,.;i 156), moderatum et permi.t:-
turn tri bus " 157). 
Doch mit grofser Umsicht und Weisheit hätte 
ein so wohlwoUend~r Monarch eine Charte die-
ser Art zu geben. - Ist die Zeit dazu geeignet? 
- Ist das Volk dazu reif? 158) - Vorzüglich: 
Würde eine solche Handlung den Wünschen des 
Volkes gemäfs seyn? - Denn ist dieses nicht der 
Fall, so ist es auch nicht dazu reif. - Selbst die 
ganze äufsere und innere Bescllaffenheit eines Staa-
tes, seine Verhältnisse zu deu U mgebungen, das 
Klima des Landes, der angeborene Geist der Na-
tion oder Nationen, welche ihn hilden u. s. w., 
können bewirken, dars gewisse, an sich der V 011-
kommenheit sich uahende Verfassungen fü r ihn 
gänzlich ausgeschlossen sind. Es existirt keine 
absolute Zweckmäfsigkeit, sondern beständig nur 
eine relative 159). ~lan nehme z. B. an, die auto-
kratische Verfassung Rufslands solle in eine Re-
präsentativ -Verfassung umgewandelt werden, in ei-
ner Kammer sollten Abgeordnete aus Curland, aus 
Lappland, aus Kamtschatka und aus Georgien si-
tzen. Abgesehen davon, dafs sie sich gar nicht 
einander verständlich machen könnten, welch ein 
R.esultat würde aus ihren Berathungen hervorge-
hen? - Für einen Staat, von dem Umfange je- ~ 
nes unermefslichen Kaiserreichs, ist also die mon- ~.l 
archische R.egierungsform, in autokratischer Ge- .... 




ser in eine synkratische würde gewifs sehr bald 
das AuseinanderfaUen des Reichs zur Folge haben, 
und dieses wieder dem Fortscbreiten der CuItur 
des Erdballs einen unermefslicben Schaden brin-
gen. Diese Betrachtung schliefst jp.docb uicht aus, 
dafs der Au t 0 k rat 0 r vor seinen Beschlüssen ei-
nen berathendell Sen at höre, ohne dars diesem 
jedoch ein förmliches Veto zugebilligt werden 
könne. - Die Beschaffenbeit des Staates schliefst 
h i e r also eine, der Idee nach, ab s 0 J u t vollkom-
mene Regierungsform aus, und eine Russische 
Charte könnte nur hezwecken, den nothwendigen 
Autokratismus dadurch zu mildern und gewisser-
marsen zu lenken, dafs der Autokrator verpflich-
tet würde, in gewissen wichtigen FäHen, vor sei-
nen Entschlüssen, einen berathenden Senat zu 
hören.-Nicht plötzlich auch darf der Uebergang 
seyn aus der" Species ser"itutis« zu einer vollkom-
menen Repräsentativ-Verfassnng. Vorbereitun-
ge n sind nöthig, um den öffentlichen Geist zu 
bilden. Zuerst also voJlkommenere Mnnicipal-
Verfassungen. Der Stadtbürger lerne sich beschäf-
tigen mit dem, was seine S ta d t angeht. Sodann 
Provinzial-Stände. Das Interesse des Bürgers 
am Gauzen bekömmt schon einen weitern ",Vir-
kungskreis. Dano Repräsentanten der Na-
tiou. - Nichts aber bildet ein Volk zu dieser 
VervollkommlOlng sicherer heran, als das Recht, 
frei die Gedanken, sey es durcb die gesprochene, 





Möge man das 'Vohlwollende dieser Zeilen 
erkennen! 160) - Möchten sie (doch ich hoffe zu 
kühn!) dazu beitragen, alle Fürsten zu über-
zeugen, ihre Sicherheit liege in einer gerechten Re-
gierung, in einem tugendhaften, untadeligen Le-
ben. Möge sich keiner von ihnen ferner nach den 
Erfahrungen, welche die Zeit darbietet, zu eigenem 
Nutzen dasjenige anmaafsen, welches, aus dem 
Schweifs (ja aus dem Blute) des Volkes und dem 
Ertrage des Staatsvermögens herrührend, zu dem 
allgemeinen Besten, nicht aber zur Bereicherung 
der herrschenden Familie angewendet werden darf. 
~Iöge keiner von ihnen ferner Laster üben, die 
an dem B ü r ger bestraft werden würden! Mö-
gen die Machthaher sich überzeugen, dafs nicht 
durch Feuerschlünde, nicht durch Krieger (diese 
sind Söhne der Bürger und selbst Bürger) Unru-
hen gründlich unterdrückt werden, sondern durch 
AbsteUung der Beschwerden und durch schnell dem 
unterdrückten, in seinen Rechten gekränkten Volke 
dargebotene Gerechtigkeit! - Dieses ist das grofse 
Geheimnifs, Ruhe und Frieden herzustellen. Diefs 
die bewaffnete Schaar, welche nie gemeinschaftli-
che Sache mit der Unzufriedenheit macht. - Wie 
liegt doch so klar vor, was man nicht erblicken 
will! - Gerechtigkeit! 161) - Mägen aber auch 
die V ö I Je e r stets yor Augen haben, dars nichts 
scheufslicheres ist, als Anarehie; dafs der Auf-
stand gegen einen gerechten Fürsten, sey er ein 
absoluter, sey er ein constitutioneller, ein Ver-




nachsteht. Den Beweis dieser, vielleicht übertrie-
ben scheinenden Behauptung liefern in diesen Ta-
gen die rauchenden Trümmer der vor kurzem blü-
henden Städte Brüssel und Anfwerpen. 
152) Ancillon, zur Vermiuelung der Extrem'!, S.366. 
153) )I TTirtus eadem in komine ae in deo es!, neque ullo 
aZio in{{enio praelerea. Est au!ern "irtus nihil aliud, quam 
in Se per/ecta cl ad summum perducta natut"a.. est ig;tur ho-
mini cum deo similitudo.« Cicero, de lecibus. Li6. L cop. 8-
154) De repubI. Lib. I. cop. 26. 
155) Dc repubI. Lib. L cop. 27. 
156) Verg'. Anmerk. 23. S.13. 
157) De republ. Lib. 1. cap. 28. 
158) Wir wollen erwarten, ob die neue französische Charte 
des n-anzösiscben Volkes Glück begründet. - Noch bleiben gerechte 
Zweüel über. 
159) Fr. Ancillon ilber die-Staatswissenschaft, S. 44, 55. 
160) Aeufserungen dieser Art findet eine gewisse öffentliche 
Stimme: »mit Deutschem Sinne nicht .erträglich." 
161) »Die Geschichte ist für die Könige eine lreffiiche Lehre-
rinn, die aber so unglücklich ist, etwas unachtsame Schüler zU haben. 
- Würden wir sonst die ehemaligen schlimmen Fehler mit den ehema-
ligen Folgen immer zurückkommen sehen?« Eng eis Fürstenspiegel 
Schrillen, Bd.3, 5.172. (Berlin, 1802.)-Ja noch mehr: nicht nur 
die Ge 5 chi c h t e, nicht einmal eigene Erfahrung ist Lehrerinn d'!r 
Monarchen. In einem langen Exil hall'!n die Bourbon'!n weder 
gelernt, noch verlernt. Kar! X. halle genauhehalten, dafs ei-
nem Minister nicht zieme, während des Vortrags seinen Hut auf 
einen der Stühle des Audienzzimmers zu legen: f"tir die Zeit pas-
sende Minister zu wählen, haUe er aber nicht gelernt. - Doch, wir 
wollen den Monarchen keine ungerechte Vorwürfe machen: sie 
sind :M:enschen; dieses ist genug gesagt. Man mache einen 
Bürgermeister "um Minister: es wird ihm gehen wie des 
Abbate Casti'. Löwen, als dieser zum Königthume gelangt. Er wird 
6nden, dafs es mit den Rechten "seiner Adminislrirten. bei wei-





SchI ufs- Worte. 
Der Zustand von Europa gestaltet sich in die-
sem Zeitpunkte (Anfangs November 1830) so ge-
fährlich, dars der bekümmerte Patriot nur mit der 
äufsersten Besorgnifs in die Zukunft blicken kann. 
Nichts ist leichter möglich, als dafs in Fra n k-
reich von Neuem die Masse der niedern Volks-
Classen die Oberherrschaft erlange; denn wer be-
greift uicht den ungewissen Zustand der dortigen 
obersteu Gewalt? 162) - In Belgieu ist dieses 
geschehen. Irland gährt. Spanien und Por-
tugal sind einem dem Ausbruclie nahen Vulcane 
zu vergleichen 165). - Im Deuts chen Va t erla n-
d e äufsern sich Symptome von der gefährlichsten 
Beschaffenheit, und nicht in Einem Lande. - Wer 
schaut so nicht die M ö gl ich k e i t, dafs ein all-
gemeiner Brand Europa ergreifen könne! - Dars 
die Völker nicht allenthalben Unrecht haben, zei-
gen schon die Concessionen, die man ihnen hin 
und wieder macht, uud die, wiewohl erzwungen, 
gauz den Stempel an sich tragen, dars sie mit 
Recht Gefordertes gewähren. - Sind diese 
einzelnen Concessionen genügend? - 164) Sollte 
es nicht für den öffentlichen Friedeu durchaus er-
forderlich seyn, statt mit Gewalt die laut wer-
denden Beschwerden [zurückzudrängen, (wie un-
sicher ist zur Zeit das Resultat!) jede gerechte 




beseitigen? Sich des Wohlwollens der Mehrheit 
der rechtlichen Staatsbürger zu versichern, damit 
sie geneigt seyen, wenn es nöthig, gegen An a f-
chie und gegen möglichen äu[sern Angriffzu 
den Waffen zu greifen? - Dann müfste man 
aber auch aufhören, halb - officiell in öffentlichen 
Blättern Ultra-Principien aufzustellen und freimü-
thige Schriftsteller der Undeutschheit anzulda-
gen; - als wenn der Deutsche ein geborner Sklave 
sey! - Gehört denn ein so eminenter Grad von 
Verstand dazu, einzusehen, dafs man gerade das 
Gegentheil dessen dadurch bewirket, das man be-
wirken will? - Ein an Verstand so Schwacher 
soHte billig nie die Feder, um zum Publicum zu 
reden, in die Hand nehmen: selbst indem er ge-
gen seine tadelnswerthen Zwecke handelt, scbadet 
er. - Sollte es nicht an der Zeit seyn, den Deut-
schen Völkern schnelle Gerechtigkeit gegen Bedrü-
ckung von Ohen durch ein Bundesgericht, 
durch Verantwortlichkeit der Minister und 
durch geordnete S t ä n d e zu verschaffen? - Ein 
bekanntes Deutsches Land haUe diese durch die 
'Veisheit eines väterlich gesinnten Königs und 
seines weisen und wohlwollenden Mi n ist e r s. Die-
ses Recht wurde diesem Lande von einem uner-
fahrenen, übelberathenen jungen Fürsten angefoch-
ten; es klagte: aher der aus der Natur der rich-
tenden Behörde erwachsende langsame Procefsgang, 
die lange Verschiebung der Entscheidung, beraubte 
das Land jeder Fürs p rac he; denn der Fürst 





Unerträgliche: eine furchtbare Explosion erfolgte. 
Sie war gleichsam ein Naturereignifs. Sie hätte 
sehr gefährlich werden können, wären die beiden 
Nachbarstaaten nicht so trefflich regiert, dars in 
diesen kein l':ntzündungsstoff vorhanden war, und 
\"ären ihre Folgen nicht schnell durch einen her. 
heieilenden Engel des Friedens beseitiget. -
Woher das schreckliche Ereignifs? - Weil dem 
Volke ein gesetzlicher Fürsprecher fehlte; weil man 
zögerte, ihm denselben zu gewähren; weil es also 
keine Gerechtigkeit suchen konnte. - Und wo häUe 
es sie schnell finden können? - Ein Bundes-
gericht, verantwortliche lVIinister und 
Landstände! - Krönt dann das Ganze ein ein-
ziges Zollsystem rur ganz Deutschland, so steht 
das herrliche Land fest, ein Felsen in den Stür-
men der Zeit, trotzend den Wogen, die von We-
sten seiue D~imme zu durchbrechen drohen. 
Denn vor allen Völkern der Erde zeichnen 
sich die Germanischen Nationen, nnd unter diesen 
wieder die eigentlichen Dentschen, durch ein un-
vertilgbar in ihrem Innern waltendes Ger e c h t i g. 
keitsgefühl aus. Dieses und ihr hiederer, rn-
higer Sinn werden das, in dieser Hinsicht, glück. 
liehe Deutschland, nicht nur stels vor politischen 
Revolutionen bewabren, sondern seine Grenzen 
auch zu einem Damme gegen die Aufwallungen 
der Nachbarn machen, wenn von ohenher jene 
Gefühle nicht verletzet werden. 1'lan zeige Zu-
traun zum Volke, man gehe ihm endlich üherall 




Noth) verheifsenen landschaftlichen Verfas-
s u u ge u, uud sträube sich gegen diese nicht län-
ger uuter so mannichfachem Vorwande. - Ist es 
denn ein so grofses Vergnügen, unumschränkt zu 
herrschen? Sind aber Stände vorhanden: so be-
trachte man sie nicht als ein Dothwendiges UebeJ, 
sondern als die Repräsentanten des Volkes und 
als des Fürsten treueste Rathgeber. Nicht erst in 
Fällen der Noth, nicht erst dann, wenn es darauf 
ankommt, dars ge z a hIt werde, ziehe man sie zu 
Rathe, soudern auch im Allgemeinen bei der Ge-
setzgebung. "Es kann ein heutiger Gesetzgeber, 
wie Kr u g, 165) ehen so schön als richtig sagt, 
seinem Werke jenes höhere Gepräge, welches Ach-
tung und willigen Gehorsam verbürgt, nicht an-
ders verschaffen, als durch beil same Berathung 
mit Audern, die dazu mit ihm beauftragt sind. 
Dann erscheinen die Gesetze als ein Ausdruck des 
allgemeinen ·'Villens, und erlangen eben dadurch 
dasjenige Ansehn, was Gesetze überall haben sol-
len, und was sie heut zu Tage gar nicht haben 
können, wenn sie ein Einziger gemacht hat, der 
sich keiner göttlichen Eingebungen rühmen darf, 
weil man ihm doch nicht glauben würde, wofern 
er nicht etwa ,"V under thäte, die jede philosophi-
sche und polizeiliche Prüfung aushielten. Das ist 
denn auch der Hauplgrund, warum man jetzt in 
allen gebildeten Staaten fordert, dars die G~ 
,"on grofsen, im Namen des Volks haudeInden 
Versammlungen genan erwogen, und ohne deren 




len.« - Man wird den doppelten Vortheil hier-
aus ziehen: Gesetze, die dem Ganzen ge~ 
fallen, und die dem Ganzen anpasseud 
sind, zu erhalten. 
Ei nigkei t und wechselseitiges Zu trau n un-
ter Germaniens Fürsten nnd Völkern, und wir wer-
den (ich wiederhole es) stehen, ein Felsen gegen 
die Stürme und Wogen, die von Westen her ge-
gen uns eindringen könnten, und in der allge-
meinen Erschütterung Europens, die schon beginnt, 
werden wir nicht sinken. 
162) Schon jetzt ist es ziemlich klar, wer zu Paris die obel"ste 
Gewalt ausübt. Man vergl. das Schreiben des Mi n ist e L" s des In-
nern an die Präfecten T. 22.0ct. 1830, die Proclarnation 
des Präfecten der Seine und die des Präfecten der Po-
lizei (Journal de Francfort, No. 301.) Selbst ein veranworllicher, 
strafbarer Minisler bat das Recht, einen unbefangenen, gänzlich 
freien Richter zu fordern. Sind die Richter der gefanlfenen ange-
schuldigten Minister freil - Gott behüte Deutschland vor einern 
'ähnlichen Zustande! 
163) Der Verfasser unterläfst es, dieses Bild his zum April 
1831, da er dieses hinzusetzt, fortzuführen. Pol e n, I tal i e n, die 
Schweiz, Grofs-Brilannien. - "Velch ein Zustand in Eu-
ropa, welche Aussichten fiir die Zukunft! 
164) Dürfen die Ueberschüsse der Kassen, selbstdieje-
nigen , welche aus dem Domanial-Vermögen (dem doch die Natur 
des S t a a t s guts beiwohnt) herrühren, lediglich ZUr Bereicherung 
der regierenden Familie dienen: müssen sie nicht .. ielmehr zur 
Abtra~ung der Staatsschulden, zur Verbesserung des Landes, zur 
VermInderung der Abgaben angewendet werden? - Wie unzäh-
lige Male wandten sich Deutsche Fürslen an ihre Stände, um Ue-
bernahmc der Privat- und Kammer-Schulden auf die Staats-Kas-
sen zu erlangen? - Also die Schulden gehären dem Lan--
dei die Ueherschüsse dem Fürsten!! - Welche Gerech-
ti~J.eit I Diefs mhlt der U nterthau: er wird unzufrieden, die Untu-
fnedenheit äufsert sich laut. Ist es eiu Wunder? Sind hierzusam-
mengezogene Regimenter die angezeigte Arzenei? - Ist es nicht 
vielmehr Gerechtiglteit! 
165) DiJ.äopolitik. S.204. 
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